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Stichwahltaktik.
30.

Für die am 3. Juni ſtattfindenden Abgeordnetenwahlen zum
preußiſchen Dreiklaſſenhauſe ſcheint ein Stichwahlabkommen

zwiſchen der Sozialdemokratie und den Fort-
ſchrittlern abgeſchloſſen zu ſein. Ein Junkerblatt hat das
behauptet und die Freiſinnige Zeitung und der Vorwärts be-
ſtätigen das ſo „zwiſchen den Zeilen“. Der Pakt ſoll ſo aus
ſehen:

Jm Wahlkreiſe Ober- und Niederbarnim werden ſich die
freiſinnigen Wahlmänner der Abſtimmung bei der
Wahl der Abgeordneten enthalten, um dadurch den drei
ſozialdemokratiſchen Kandidaten zum Siege zu verhelfen.
Als Gegenleiſtung werden die ſozialdemokratiſchen Wahl
männer in den Wahlkreiſen Breslau, Sorau--Guben--Forſt,
Pinneberg--Elmshorn, Liegnitz und Brandenburg-Weſthavel-
land ſofort im erſten Wahlgange für die freiſinnigen Kandi-
daten ſtimmen, um dieſen dadurch zum Siege zu verhelfen.

Wir haben dieſer Tage ſchon erklärt, daß wir eine bloße
Stimmenthaltung der Fortſchrittler in einem Kreiſe durchaus
nicht als Gegenleiſtung dafür anſehen können, daß unſere
Genoſſen in einer ganzen Reihe von Kreiſen poſitiv für
die Fortſchrittler ſtimmen ſollen. Wir heben aber noch
einmal folgendes hervor:

Ob ein paar Fortſchrittler mehr oder weniger im Klaſſen-
hauſe ſitzen, iſt für die Machtverhältniſſe und die praktiſche
Machtpolitik der Junkerkammerk bedeutungslos. Deshalb
kommt ein Wahlabkommen der „Linksparteien“ jetzt zu ſpät.
Soll es aber dennoch im Miniaturſtile verſucht werden, dann
darf es nur mit dem Ziele geſchehen, die Wahlrechtsbewegung
im Volke draußen zu klären und zu ſtärken. Das kann
nur damit erreicht werden, daß wir die Fortſchrittler zwingen,
eine klare und unzweideutige Stellung einzunehmen.
Sie müſſen alſo ohne jeden Vorbehalt laut und deutlich poſi-
tiv für die ſozialdemokratiſchen Kandidaten
ſtimmen. Dadurch wird wenigſtens erreicht, daß die Fort-
ſchrittler unter den „nationalen“ Parteien, denen ſie in Macht-
fragen ja ſonſt ſo heftig angehören, Verwirrung und Un
einigkeit hervorrufen, ſich von den offenen Reaktions-
parteien ein klein wenig entfernen und ſchließlich ſelber in
ihrer ſogenannten Oppoſitionskraft ein wenig geſtärkt werden.
Das wäre der einzige Gewinn.

Aber dieſes Ziel würde nicht erreicht, wenn die Fort-
ſchrittler bloß „Fernbleiben“ markieren. Nein, ſie müſſen
poſitiv für uns ſtimmenl! Geſchieht das nicht, ſo wird
in Zukunft wieder alles abgeleugnet; die Wahlmänner ſeien
„verhindert“, „abgehalten“, „erkrankt“ geweſen man kennt
das. Unſer „Verbündeter“ will ſich als „Gegenleiſtung“ nur
ducken; wir müſſen ihn aber aufrichten. Nicht ver
kriechen ſoll er ſich, ſondern aufſtehen und laufeni Wir
wollen hoffen, daß die Parteileitung in dieſem Sinne be
ſchließen wird ſonſt lieber nicht!

Uebrigens freuen wir uns, nachfolgenden Aufſatz eines Ge-
noſſen unſeres Bezirks über die grundſätzliche Be-
deutung von Stichwahlabkommen veröffentlichen zu können.
Vielleicht werden wir allgemach eine Bekehrung zu ſeiner
Taktik: keine Stichwahlabkommen in weiteren
Parteikreiſen erleben. Der Aufſatz lautet:

Nach den Reichstagswahlen war in weiten Kreiſen der Partei
eitel Jubel und Freude. Nicht nur über den großen Zuwachs
an Stimmen und über die aus eigener Kraft eroberten Man-
date, ſondern über die angebliche „Linksmajorität“, die
der beſondere Erfolg der Wahlen ſein ſollte. Nachdem ſich
aber nun über dieſen „linken Reichstag“ nach ſeinen Taten
ein Urteil fällen läßt, werden auch die größten Optimiſten die
Segel ihrer Hoffnungen geſtrichen haben und die „Wieder-
geburt des Liberalismus“, ſeinen Oppoſitionsgeiſt und Willen
zu freiheitlicher Politik ſo einſchätzen, wie es von den weniger
„realpolitiſch“ Geſinnten ſchon vor, während und nach den
Wahlen geſchehen iſt: der Reichstag bleibt in ausſchlaggebenden
Fragen auch ohne ſchwarzblaue Majorität reaktionär, denn er
iſt und bleibt ein bürgerliches Klaſſenparlament.

Da tritt das Problem Preußen mit all ſeinen
Schwierigkeiten, aber auch in all ſeiner Wichtigkeit für die Ar-
beiterklaſſe in den ſchärfſten Umriſſen aus ſeiner bisherigen
Rolle als Begleiterſcheinung der Reichspolitik heraus. Es ge-
winnt die höchſte Aktualität durch die Wahlen zum Abgeord-
netenhauſe. An beſonderer Eindringlichkeit durch die geplante
Art der Koſtenaufbringung für die Heeresvermehrungen und
die damit zu ſammenhängende Gefahr einer umfangreichen
Neubelaſtung der Armen im Rahmen ſogenannter Beſitzſteuern.
Die Notwendigkeit der Löſung dieſes Problems drängt ſich aber
auch immer mehr auf durch die jetzt ſtärker beachtete ver-
faſſungsrechtliche Vorherrſchaft Preußens im Reiche ſelbſt.
Dem Beiſpiele, wie die Enthüllungen des Genoſſen Richard

Fiſcher im Reichstage über die Rolle Preußens gegenüber der
Reichsregierung peitſchen auf.

So tritt die Forderung nach der Demokratiſierung
Preußens als erſte politiſche Parole der arbeitenden Kreiſe
in den Vordergrund der Tagespolitik. Und das ganze Problem
Preußen ballt ſich zuſammen zur Notwendigkeit der endlichen
energiſchen und tatkräftigen Durchführung des Wahlrechts-
kampfes. Denn erſt mit dem Erfolg des Wahlrechtskampfes
iſt die Demokratiſierung Preußens angebahnt, die die für die
Maſſe heute immer drohender werdende Gefahr der ausnahme-
geſetzlichen Behandlung beſeitigt. Nur dann kann der Arbeiter-
ſchaft auch die Ellbogenfreiheit, die ſie im wirtſchaftlichen und
politiſchen Kampfe ſo notwendig hat, verſchafft werden.

Nun iſt bürgerliche Politik idealiſtiſch betrachtet im
allgemeinen eine tolle Kreuzung von allerhand Theorien und
„geſellſchaftlichen Notwendigkeiten“. Die Arbeiterpolitik aber,
die ſich nicht von dem großen Ziel der konſequenten Durch-
führung des Klaſſenkampfes leiten läßt, würde noch ganz be
ſonders ſchwanken. Da tauchen auch jetzt wieder nach den
Urwahlen zum preußiſchen Abgeordnetenhauſe, trotz der
ſchlechten Erfahrungen bei den Reichstagswahlen, Stimmen in
verſchiedenen Parteiblättern auf, die locken, ſchmeicheln und
beſchwören, im Parteiintereſſe nur ja dafür zu ſorgen, daß
überall dort, wo durch ſozialdemokratiſche Wahlmännerſtimmen
fortſchrittliche Abgeordnetenkandidaten gewählt werden können,
das zu tun. Angeblich ſoll ſolch eine fortſchrittliche Stimme
im Abgeordnetenhauſe „äußerft wichtig bei Abſtimmungen über
geſetzliche Einzelheiten ſein“.

Was für die Arbeiter ſozial- oder finanzpolitiſch wertvolles
an einem Fortſchrittler gewonnen wäre, läßt ſich beim beſten
Willen nach den bisherigen Erfahrungen nicht ſagen. Und
verfaſſungsrechtlich? Kein Deut wäre zugunſten
unſeres Wahlrechtskampfes mit der Wahl eines Fortſchrittlers
im Abgeordnetenhauſe geändert. Denn abgeſehen davon, daß
die Fortſchrittler, ſolange ſie als Partei exiſtieren, immer nur
ſehr bedingte Anhänger des gleichen Wahlrechts waren, iſt doch
jetzt durch das Bündnis mit den Nationalliberalen
auch der letzte Schein der Neigung zum gleichen Recht ver-
ſchwunden. So weit wir es überſehen konnten, iſt auch während
des jetzt verfloſſenen Wahlkampfes von fortſchrittlicher Seite
in keiner offiziellen Veröffentlichung von dem gleichen Recht
als Kampfesziel freiſinniger Politik geſprochen worden. Jm
Gegenteil. Die Kreiskomitees und Agitatoren betonten den
Rechtsparteien gegenüber gefliſſentlich nur den Willen zu einer
„zeitgemäßen Reform des Wahlrechts“ und weiſen es weit von
ſich, den preußiſchen Staat demokratiſieren zu wollen. Alſo
tagespolitiſch ſind die Vorteile der Unterſtützung der Frei-
ſinnigen ſehr problematiſcher Natur. Und im allgemeinen
Parteiintereſſe?

Da finden wir ſofort, daß ſich mit der Befürwortung der
Unterſtützung einer bürgerlichen Partei eine der vielen falſchen
Vorſtellungen der bürgerlichen Politik immer wieder auch in
die Politik der Sozialdemokratie einzuſchleichen verſucht. Es
wird nicht nachgeprüft, ob die vorzunehmenden Handlungen
auch mit den von uns erſtrebten Zielen in Einklang zu bringen
ſind, ob ſie uns ihrer Verwirklichung näher bringen. Sondern
man hält an dem Schein feſt: Oppoſitionspartei zu Oppo
ſitionspartei zwecks Jſolierung eines Gegners.

Aber hier kommt doch vor allem in Betracht, daß ſozialdemo
kratiſche Politik nicht Oppoſitionspolitik ſchlecht-
hin iſt, ſondern die Umwandlung der Erkenntnis
von dem Gange des ſozialen Prozeſſes in praktiſche
Handlungen. Die bewußte Verfolgung des Weges und
planmäßige Anwendung der Mittel, die ſich für uns aus den
Kenntniſſen von der ſozialen Geſetzmäßigkeit aller politiſchen
Handlungen der bürgerlichen Parteien ergeben. Aber einer
Politik, die nur die praktiſche Anwendung der ſozialen Wiſſen-
ſchaft ſein darf und ſein ſoll, wenn ſie ſozialdemokratiſche
Politik ſein will, ſtehen Bündniſſe mit einer bürgerlichen
Partei nicht an, entſprechen ihrer Grundlage nicht, widerſtreben
den ſozialdemokratiſchen Prinzipien und ſind infolgedeſſen
wider das Parteiintereſſe. Jſt nun heute aber preußiſche Poli-
tik für die Sozialdemokratie vor allem Wahlrechtskampf ſo
darf die Partei auch unter keinen Umſtänden etwas unter-
nehmen, was dieſen Kampf hemmen könnte. Er wird aber
durch die Erzeugung der falſchen Vorſtellung von der parla-
mentariſchen Hilfe der Fortſchrittler in dieſem Kampfe ge-
hemmt. Denn wir haben keine Hilfe im Wahl-
rechtskampfe zu erwarten. Wir müſſen ihnallein auskämpfen. Denn bei unſeren vorgeſchrittenen
ſozialen Verhältniſſen, bei den klaffenden Klaſſengegenſätzen
unſerer Tage heißt es bei den bürgerlichen Parteien nicht: iſt
dieſe oder jene Theorie bisher von uns vertreten worden, iſt
es ein Teil unſeres Programms, ſondern iſt es dem Kapital,
der Aufrechterhaltung unſerer Herrſchaft nütz-
lich oder ſchädlich, bequem oder unbequem. Danach entſcheiden
ſie. Daß aber da eine Entſcheidung für das gleiche demokra
tiſche Recht zuſtande kommen ſollte, iſt doch, gleichviel von
welcher bürgerlichen Majorität entſchieden wird, völlig aus-
geſchloſſen. Ob aber weiter ein Recht, das den Arbeitern bis
zu gewiſſen, aber nicht bedentungsvollen Grenzen entgegen-
kommt, wie es in Bremen, Hamburg, Reuß, Anhalt uſw. von
den Liberalen oder unter ihrer ausſchlaggebenden Mitwirkung
beſchloſſen wurde, für die ſchließliche Durchführung des Wahl
rechtskampfes zweckmäßig wäre, iſt doch recht zweifelhaft

Außerdem iſt es von großer Wichtigkeit, die Art des Kampfe
klar vor Augen zu haben. Bei dem Charakter des preußiſchen
Parla mentarismus aber iſt der Kampf um neue Volksrechte
ſicher nicht innerhalb zerner Grenzen zu ent-

ſcheiden. Erwecken wir aber durch den Abſchluß von Stich-
wahlabkommen, gleichviel in welcher Form, auch nur leiſe den
Gedanken in den Kreiſen der Arbeiter, daß eine Möglichkeit
parlamentariſcher Löſung des Wahlrechtskampfes beſteht, oder
ein Teil des Kampfes darob ausgefochten werden könnte, ſo
haben wir unſere Kampfesſtellung verdunkelt.

Das beeinflußt aber den Willen weiter Kreiſe un-
günſtig, lähmt die Kraft zu der notwendigen außerparla-
mentariſchen, uns von allen bürgerlichen Parteien iſolieren-
den Entſcheidung. Deshalb nur ja keine Jlluſionen! Klar-
heit nach jeder Richtung iſt Vorbedingung des Kampfes! Rich-
rige Abſchätzung aller anzuwendenden Mittel iſt halbes Ge-
lingen! Deshalb keine Stichwahlabkommen, ſie
ſchaffen Jlluſionen, verbreiten Unklarheit,
verhindern die richtige Abſchätzung der Kamp-
fespoſition in den Reihen der nur an unkompliziertes
Denken gewohnten Arbeiter. Je nach der Willensverfaſſung
der Arbeiter entſcheidet ſich der Kampf. Denn die Erzeugung
neuer politiſcher Formen iſt Sache des Willens. Kampfes-
wille und Klaſſenbewußtſein hängen eng zuſammen. Nun iſt
es der Klarheit des Klaſſenbewußtſeins durchaus nicht förder-
lich, in Wahlzeiten und ihren Zwiſchenperioden darauf hinzu
weiſen, daß die Entwicklung der Geſellſchaft der Arbeiterklaſſe
eine politiſche Stellung angewieſen hat, die alle bürgerliche
Parteien zu Feinden der Entwicklung macht, weil die unge-
hemmte Entwicklung nur die Wichtigkeit der Stellung und den
Einfluß der Arbeiter vermehren würde, an beſtimmten
Wahltagen aber dann wieder die Theorie des „kleinen
Uebels“ aufftellen und verſuchen, die Arbeiter zu bewegen,
bürgerlichen Kandidaten die Stimme zu geben.

Das iſt keine ſozialdemokratiſche Politik.
Denn ſie zieht ja nicht die Konſequenzen aus der ſozialen
Entwicklung, mißachtet die Einheit, die die bürgerliche Politik
in allen die Arbeiter gegenſätzlich berührenden Fragen tat-
ſächlich doch darſtellt. Deshalb muß es innerhalb der Partei
mehr und mehr allgemein gültiger Grundſatz werden, daß ein
Eingreifen bei Stichwahlen, an denen wir nicht beteiligt ſind,
unſeren Kampf erſchwert und deshalb zu unter-
laſſen iſt. Denn Klaſſenbewußtſein in höchſter Form iſt für
uns das wertvollſte. An ſeinem Zuſtandekommen zu arbeiten
iſt wichtiger wie die Herbeiführung der günſtigſten Zuſammen
ſetzung eines Parlaments auf Koſten des Klaſſenbewußtſeins.
Die Gefahr iſt ſo ſchon für uns nicht zu unterſchätzen, daß
zwiſchen den nach dem Sozialismus geradezu ſchreienden Wirt-
ſchaftszuſtänden und dem proletariſchen Bewußtſein eine klaf-
fende Lücke beſteht. Das Bewußtſein der Arbeiter aber muß mit
dem wirtſchaftlichen Fortſchritt in Einklang gebracht werden.
Dazu gehört auch das Loslöſen von der alten Tradition, in den
Parteien nur einen graduellen Unterſchied zu ſehen, nach der
es den Jntereſſen der Arbeiter entſpricht in dem Falle des
Ausſcheidens der Sozialdemokratie, bei der Stichwahl dem
Liberalen die Stimme zu geben. Die ſozialdemokratiſche
Politik muß ſich nun endlich anſchicken, dieſe überlieferten
bürgerlichen Formen abzuſtreifen und ſich ganz auf den
Boden und in den Rahmen ihrer wiſſenſchaftlichen Erkennt-
nis zu ſtellen. Nicht Kompromiſſe, neues Bewußtſein wollen
wir ſchaffen! Daraus ſollen revolutionäre Taten entſtehen und
das Selbſtvertrauen, daß wir die politiſchen Zuſtände aus
eigener Kraft in unſerem Sinne geſtalten können. Dann iſt
das Ziel des Wahlrechtskampfes nicht mehr ſo fern.

Eine „Reichsvermögenfteuer

„Der Reichskanzler ſteht nach wie vor auf ſeinem bisherigen
Standpunkt und lehnt eine Reichsvermögensſteuer
ab. Da auch die verbündeten Regierungen die Frage einer
Reichsvermögensſteuer für undiskutabel bezeichnet haben, iſt
es ausgeſchloſſen, daß die Reichsregierung den Weg der Ver-
mögensſteuer wählen dürfte.“ So verkündete am Dienstag
früh durch Vermittlung der bürgerlichen Preſſe das Hirſchſche
Telegraphenbureau, das ſich dabei auf eine „zuverläfſfige Quelle“
berief. Und es folgerte daraus, daß auch der Reichstag nicht
mehr ernſtlich an eine Vermögensſteuer denke, weil die Führer
der bürgerlichen Parteien von dem Entſchluß des Reichskanz
lers unterrichtet ſeien.

Difficile est satiram non seribere, ſagte der römiſche Dich
ter. Zu deutſch: es iſt ſchwer, keine Satire zu ſchreiben. Als
ob ein vernünftiger Menſch in Deutſchland daran gezweifelt
hätte, daß der Kanzler den Gedanken einer Reichsvermögens
ſteuer ablehnen würde! Er darf ja nicht, ſelbſt wenn er
etwa wollte! Die Vermögensſteuer iſt ihm ja von den preu-
ßiſchen Junkern im Abgeordnetenhauſe verboten worden l Hat
man denn ſo ſchnell jene Sitzung des preußiſchen Landtags
vom 16. April d. J. vergeſſen, wo der helldunkle Octavio von
Zedlitz ſeine Rede mit den Worten ſchloß: „Keine Reichs
vermögensſteuer! Das iſt finanziell cin Unſinn und politiſch
eine ſchwere Verfehlung gegen den Reichsgedanken!“ Und
ſollte etwa wirklich ein politiſch Zurechnungsfähiger geglaubt
haben, der Kanzler werde einem ſo ausgeſprochenen Befehl
der preußiſchen Junker zuwiderhandeln? Hatte doch vorher
ſchon der konſervative Redner Herr v. Kries im Namen ſeiner
Partei die Erklärung abgegeben, daß man fich den „einmaligen
Wehrhbeitrag“ ausnahmsweiſe gnädigſt gefallen laſſen wolle,daß aber die laufenden Koſten der Nilllarvorlage unbedingt

durch indirekte Steuern aufgebracht werden müßten. „Zum
mindeſten müſſen wir verlangen daß Maßnahmen ver



mieden werden, welche die
Einzelſtaaten in Frage ſtellen würden.“

Es iſt wohl kaum je dageweſen, daß

finanzielle Selbſtändigkeit der

ein Parlament ſich
herausgenommen hat, einem anderen Parlament in dieſer
Weiſe Vorſchriften zu machen! Und nun gar das Parlament
eines Einzelſtgates dem Reichstagl Daß nun der Kanzler
alsbald den Gehorſamen ſpielt, und daß auch dem Reichstag
zugemutet wird, ſich ohne Sang und Klang dem Befehl der
preußiſchen Duma unterzuordnen; das zeigt die wahrhaft
traurigen Zuſtände, unter denen wir in Deutſchland leben und
die auch durch die ſoeben erfolgte preußiſche Landtagswahl nicht
im mindeſten geändert ſind, die auch nur durch Erzwingung
eines demokratiſchen Wahlrechts in Preußen geändert werden
können. Der Tanz am 16. April war ja noch toller dadurch,
daß auch der preußiſche Finanzminiſter ſich herausnahm, dem
Reichstage Vorſchriften zu machen. Jmmerhin unterſchied ſich
ſeine Rede von denen der Junker wenigſtens durch Sachkennt
nis, und es lohnt deshalb, noch einmal mit ein paar Worten
darauf einzugehen, weil ſich aus ihr ſehr intereſſante Schluß-

folgerungen en
Herr Dr. Lentze ſagte damals dem Sinne nach etwa folgen

des: Der preußiſche Staat hat an direkten Steuern gegen
wärtig nur die Einkommenſteuer und die Vermögenſteuer. Die
Kommunen erheben einen Zuſchlag zur Einkommenſteuer, leben
alſo in der Hauptſache ebenfalls von der Einkommenſteuer.
Die gegenwärtige Vermögenſteuer (ſogenannte Ergänzung-
ſteuer) iſt ja in Preußen nur unbedeulend, (ſie lieferte z. B.
1911 nur 60 Millionen Mk. neben 336 Millionen Mk. Ein-
kommenſteuer). Aber ſie iſt von der Einkommenſteuer untrenn-
bar; die beiden Steuern können nur zuſammen veranlagt und
zuſammen erhoben werden. Wenn nun das Reich für ſich eine
Vermögenſteuer ſchafft, ſo wird dadurch das Einkommen der-
jenigen belaſtet oder vermindert, die heute dem preußiſchen
Staat die Einkommenſteuer bezahlen, und dem Staate wird
nichts übrig bleiben, als die Einkommenſteuer herabzuſetzen.
Denn „derſelbe Steuerträger kann nicht immer wieder neue
Laſten bet ommen. auch ſeine Leiſtungsfähigkeit iſt nach oben-
hin begrenzt“. Und wenn erſt einmal die Reichsvermögen-
ſteuer eingeführt ſei, werde ſie ſelbſtverſtändlich beim nächſten
Bedarf erhöht werden. Jn entſprechendem Maße aber wird
dann der Ertrag der Einkommenſteuer für Staat und Kom-
mune ſinken. „Und dies müſſen wir unter allen Umſtänden
verhindern.“ Dazu kommt der Eingriff in die Finanzhoheit
des Einzelſtaates. Das Reich werde für dieſen Zweck beſondere
Behörden errichten müſſen. Bisher werden ſämtliche für das
Reich beſtimmten Abgaben durch die Behörden der Einzelſtaaten
erhoben und an die Reichskaſſe abgeführt. Das werde aber
hier unmöglich ſein, weil die Veranlagung und Erhebung
gleichmäßig durchs ganze Reich geſchehen müſſe. Wie ſollen
nun ſolche doppelte Steuerbehörden neben einander arbeiten,
ohne daß die Finanzhoheit der Einzelſtaaten dadurch bedeutend
geſchmälert werde? Aus allen dieſen Gründen bitte er, dem

jedanken einer Vermögenſteuer im Reichstag entſchieden ent-
gegen zutreten. Und er verſtieg ſich zum Schluſſe bis zu dem
Stoßſeufzer: „Jſt es denn für den preußiſchen Staat ſchließ-

ſelbſt würdig, wenn er finanziell vollſtändig ab-
Bisher iſt es umgekehrt ge-

lich ſeiner
hängig iſt vom Reiche?
weſen

Jn dieſem Klagelied des preußiſchen Finanzminiſters ſticht
zunächſt hervor ſeine zarte Sorge um den Geldbeutel der Be
ſitzenden. Die Vermögenſteuer wird natürlich nur von denen
bezahlt, die Vermögen haben. Und da leuchtet dem Finanz-

niniſter ohne weiteres ein: wenn dieſe guten Leute zu der ſehr
geringen Vermögensſteuer, die ſie in Preußen zahlen, nun
auch noch eine Steuer fürs Reich zahlen ſollen, dann muß ihnen
unbedingt die Einkommenſteuer ermäßigt werden! Denn „der-
ſelbe Steuerträger kann nicht immer wieder neue Laſten be-
kommen“. Sehr ſchön. Aber wie ſollen dann Fatt deſſen die
laufenden Koſten der Militärvorlage gedeckt werden? Die
Konſervativen haben es ſchon geſagt: durch neue ind k t e
Steuern, d. h. indem man den Beſitzloſen die neuen Laſtenaufbürdet. Hier ſcheint nämlich die Theorie des Binan-
miniſters völlig zu verſagen, daß „derſelbe Steuerträger nicht
immer neue Laſten bekommen“ darf. GEins von den beiden
gibt's doch nur: entweder bekommen die beſitzenden oder die be-
ſitzloſen Steuerträger neue Laſten, und alsbald erſcheint Preu-
ßens Finanzminiſter auf dem Plan, um zu beweiſen, daß die
Beſitzenden unmöglich mehr zahlen können. Alſo bürdet's den
Beſitzloſen auf!

Jedoch, dieſe Parteinahme der Regierung für die Beſitzen-
den iſt nicht neu. Weit intereſſanter ſind deshalb die anderen
Konſequenzen, die ſich aus Dr. Lentzes Rede ergeben. Mag's
nämlich ſein und es iſt ſogar wahrſcheinlich daß diesmal
noch von der Reichsvermögensſteuer Abſtand genommen wird

auf die Dauer wirds doch nicht gehen. Wir
werden ja jetzt ſo ziemlich jedes Jahr mit einer neuen Militär-
vorlage beglückt. Es müſſen alſo ſo ziemlich jedes Jahr neue
Einnahmequellen gefunden werden. Früher oder ſpäter muß
da die Vermögensſteuer doch mit heran. Jetzt darf der Kanzler
noch nicht. Aber einſt wird kommen der Tag, und je toller die
Rüſtungen fortgeſetzt werden, deſto ſchneller wird er kommen,
wo die Verhältniſſe ſich ſtärker erweiſen als die Befehle der
Junker. Und dann Ja dann werden eben all die ſchlimmen
Folgen eintreten, die der Finanzminiſter ausgemalt hat. Und
dann wird ſich zeigen, wie fehlerhaft das ganze Finangſyſtem
des Reiches wie Preußens aufgebaut iſt.
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Der Kampf in der Budgetkommiſſion.
Vor Eintritt in die Tagesordnung der Mittwochsſitzung

wurde die Frage entſchieden, ob nunmehr nach den Wunſchen
der Schwarz-Blauen zunächſt die erſte Leſung der Deckungs-
vorlagen vorgenommen oder die Militärvorlage in zweiter
Leſung von der Kommiſſion verabſchiedet wird. Namens der
Konſervativen erklärte Abg. Graf Weſt arp, es ſei unbedingt
erforderlich, gleichzeitig mit der Militärvorlage die Deckungs-
vorlagen zu verabſchieden. Die Abgeordneten Baſſermann
und Fiſchbeck betonten, daß ſelbſtverſtändlich nach Erledigung
der Militärvorlage die der Deckungsvorlagen vorgenommen
werden müſſe. Von der Ankündigung der Konſervativen hätten
die Liberalen mit großem Jntereſſe Kenntnis genommen.
Abg. Graf Weſtarp beſtritt, irgend eine Obſtruktion ange-
kündigt zu haben, aber die Deckungsfrage müßte vor der Ver-
abſchiedung der Militärvorlage geklärt werden. Schatzſekretär
Kühn gab namens der Regierung die Erklärung ab, daß ſie
mit aller Entſchiedenheit die gleichzeitige Verabſchie-
dung der Militär und Deckungsvorlagen fordert. Abg.
Gröber betonte, beide Vorlagen ſeien eine Einheit und
müſſen gemeinſam verabſchiedet werden. Die aus Sozial-
demokraten, Nationalliberalen und Volksparteilern beſtehende
Kommiſſionsmehrheit beſchloß hierauf, jetzt nicht in die
Beratung der Deckungsvorlage einzutreten, ſondern die zweite
Leſung der Militärvorlage zu erledigen. Nunmehr gab Abg.
Gröber namens des Zentrums die folgende Erklärung ab:

Die Zentrumsfraktion hält entſchieden und geſchloſſen an
dem Grundſatz feſt: Keine Ausgabebewilligung ohne Deckung.

Unſer Abſtimmungen in der Kommiſſion, in der gegen
unſeren Willen vor einer Entſcheidung über die Deckungs-
frage vorgenommenen zweiten Leſung der Wehrvorlage
können daher nur vorläufig ſein. Eine Verabſchiedung
der Wehrvorlage iſt der Zentrumsfraktion erſt möglich nach
der Entſcheidung über die Deckungsfrage. Unſere Stellung-
nahme zur Wehrvorlage wird abhängen von der Art und
Weiſe der Löſung der Deckungsfrage.

Dieſe Erklärung beſtätigt, daß die Schwarz-Blauen vorerſt
eine Niederlage erlitten. Sie wollten erſt die Deckung nach
ihren Wünſchen (keine Erbſchafts-, keine Reichsvermögensſteuer
uſw.) regeln, um dann darauf los zu bewilligen. Die ſozial-
demokratiſchen Stimmen geben den Ausſchlag. Unſere Ver-
treter wirken dahin, daß die ganze Militärvorlage zu Falle
kommt, iſt das aber nicht zu erzielen, dann werden ſie mit
aller Kraft dafür eintreten, daß die Beſitzenden gezwungen
werden, die geſamten Koſten zu tragen.

Politiſche AUeberficht.
Halle (Saale), den 29. Mai 1913.

Reichs und Staatsangehörigkeit.
Der Geſetzentwurf über die Reichs- und Staatsangehörigkeit

liegt dem Reichstage ſchon ſeit Beginn der Seſſion, alſo
ſeit ſeinem Zuſammentritt, vor. Die Kommiſſion hat in langer
Beratung den Entwurf durchgearbeitet, und ein umfaſſender
Bericht ſtellt ihre Beſchlüſſe zuſammen. Jn der Sitzung am
Mittwoch wurde der S 1 des Geſetzes durchberaten, wie immer
in einer Art Generaldebatte, die den ganzen Nachmittag in
Anſpruch nahm. Die Stellung unſerer Fraktion wurde vom
Genoſſen Landsberg dargelegt, der an die Spitze ſeiner
Ausführungen die Forderung der unmittelbaren Reichsange-
hörigkeit für alle Deutſchen ſtellte, eine Forderung, die in einer
Reſolution ausgeſprochen iſt. Den Entwurf ſelbſt kritiſierte
unſer Redner mit ausführlichen Einwendungen, die ſeine
ſozialen und juriſtiſchen Bedenken wiedergaben. hob be
ſonders hervor, daß der Entwurf teilweiſe ſogar den gegen-
wärtigen Rechtszuſtand erheblich verſchlechtert, indem er dem
einzelnen Bundesſtaat die Souveränität auf dem Gebiet der
Einbürgerung nimmt und andern Staaten das Recht gibt, Ein-
ſpruch zu erheben Die Verbeſſerungsanträge, die von unſerer
Seite in der Kommiſſion geſtellt worden ſind, ſind größtenteils
gleichfalls abgelehnt worden, namentlich iſt die Gleichberechti-
gung der Frau nicht anerkannt worden, unter allerhand reak-
tionären Vorwänden. Ebenſo iſt abgelehnt worden, daß Deut-
ſchen der Erwerb einer andern deutſchen Staatsangehörigkeit
erleichtert werden ſoll, und nicht minder ſtark war der Wider-
ſtand, als es ſich darum handelte, Ausländern deutſche Staats-
angehörigkeit zu ſchaffen. Jn ſeinen ſehr wirkungsvollen und
auf gründlicher Kenntnis der Materie aufgebauten Dar-
legungen polemiſierte der ſozialdemokratiſche Redner dann
gegen die weitgehenden Befugniſſe, die das Geſetz der Ver-
waltungsbehörde verleiht. Er führte Beiſpiele an, die aller-
dings beweiſen, daß die Behörde wenig zuverläſſig iſt und
wenig Vertrauen bei der Anwendung ihrer Rechte verdient.
Jhr Vorgehen gegen die däniſche Bevölkerung, ihre Ent-
ſcheidungen gegen Ausländer, deren Religionsbekenntnis Miß-
behagen erweckt, ſollten vor einer Ausdehnung des freien Er-
meſſens warnen.

Der Zentrumsredner Dr. Belzer konnte gegenüber dieſer
Kritik nur einwenden, daß die Sozialdemokraten in der Kom-
miſſion ja ſchließlich dem Entwurfe zugeſtimmt hätten ein
Einwand, der ſchon deshalb nicht ſtichhaltig iſt, weil die Hal-
tung unſerer Vertreter von beſtimmten Erklärungen beeinflußt
war, die heute nicht mehr zu Recht beſtehen. Während aber
der Fortſchrittler Dr. Blunk wenigſtens einige Neigung zeigte,
fortſchrittlichen Anregungen zu folgen, ſprachen ſowohl der
Redner des Zentrums wie der Nationalliberale Beck, der Kon-
ſervative Dr. Gieſe und wie nicht anders zu erwarten
Herr Liebert die ſchlimmſten Befürchtungen aus gegen die
„allzu leichte Aufnahme ſtaatsfeindlicher Elemente“. Herr
Liebert und der Antiſemit Herzog redeten in dieſem Zuſammen-
hang die üblichen Töne von völkiſcher und germaniſcher Eigen-
art. Donnerstag Fortſetzung.

Der Wehrbeitrag der Landesfürſten.
Der Geheime Kriegsrat Dr. Romen unternimmt es, im Tag

nachzuweiſen, daß die Landesfürſten nicht verpflichtet ſind, dem
Reiche Steuern zu leiſten. Herr Romen verſteht es, immer das
zu beweiſen, was man in oberen Kreiſen wünſcht. Da ſeine
Fertigkeit auf dieſem Gebiete bekannt iſt, hütet man ſich, ſeinemUrteil Bedeutung beizulegen. Die Vertreter der verbündeten

Regierungen haben ſich im Reichstage mit vollem Vorbedacht
ſtets gehütet, ſich etwa auf die „Autorität“ des Geheimrats
Romen zu berufen. Einſt ein ſimpler Staatsanwalt, den in
weiteren Kreiſen kein Menſch kannte, wurde die Oeffentlichkeit
auf ſeine Perſon aufmerkſam, als er die Anhänger der Sozial-
demokratie des Meineids bezichtigte. Damit war ſeine Karriere
gegeben und in raſchem Aufſtieg brachte er cs zu der Würde
eines Wirklichen Geheimen Kriegsrats. Mit dieſer Würde iſt
aber die Beweistraft ſeiner Argumentationen nicht geſtiegen.
Was er jetzt wieder einmal „beweiſt“, das iſt von der Regierung
bereits in einem früheren Fall ſelbſt preisgegeben worden. Die
Reichsverfaſſung ſagt mit keiner Silbe, daß die Bundesfürſten
von den Reichsſteuern befreit ſind. Prattiſch war das auch gar
nicht möglich geweſen, ſolange das Reich neben den Matrikular-
beiträgen ſeine Einnahmen ausſchließlich aus Zöllen und in
direkten Steuern bezog. Anders war es, als die Wertzuwachs-
ſteuer eingeführt wurde. Jn dieſes Geſetz ſchrieb die Regierung
den hart bekämpften Satz hinein: „Der Landesfürſt und die
Landesfürſtin ſind von dieſer Steuer ausgenommen.“ Es
wäre ſinnlos geweſen, das im Geſetz zu ſagen, wenn die
Steuerfreiheit der Fürſten auch für das Reich o ipso feſtſtand.
Herr Romen hatte ſicher ſelbſt die Empfindung, mit ſeiner
eigenen Autorität nicht durchzndringen, des nach
einer anderen Autorität um, die ihm als Stütze dienen ſollte
und er fand ſie in dem Grafen Weſtarp! Ueber die Be-
deutung dieſer Autorität iſt nichts zu ſagen, die regktionären
Anſichten dieſes konſervativen Führers ſind genugſam bekannt.
Die Steuerfreiheit der Fürſten in den Bundesſtaaten iſt ein
veraltetes Vorrecht, daß die den Bundesfürſten als Landes-
herren gleichſtehenden Senatoren der Freien Städte z. B. nie-
mals beſeſſen haben, die Steuerfreiheit dieſer Bundesfürſten
aber auch für das Reich konftruieren K wollen, iſt ein Unter-
fangen, das direkt einen Verſtoß gegen die Verfaſſung bedeutet.
Die i des Herrn Romen mögen ruhig den Verſuch
machen, Bundesfürſten vom Wehrbeitrag zu befreienzum Schaden der Sozialdemokratie wird es nicht wirken.

shalb ſah cr ſich

Kein neues Wahlreformverſprechen.

Nach einer Meldung der konſervativen Blätter wird der neu-
gewählte Landtag zum Donnerstag, den 12. Juni, zuſammen
gerufen, um die Wahlen des Präſidiums vorzunehmen und um
über die Teilnahme an dem Regierungsjubiläum Wilhelms
zu beſchließen.

Dann heißt es weiter: „Jn der Preſſe war die Rachricht
verbreitet worden daß in der zu erwartenden Thronrede ber
Eröffnung des Landtages auf die Wahlreform Bezug
genommen, und die Vorlegung eines neuen Entwurfs für
das preußiſche Wahlrecht in Ausſicht geſtellt werden würde.
Dies dürfte nicht zutreffen. Zurzeit ſind Vorbereitungen für
die Aufſtellung eines derartigen Entwurfs jedenfalls nicht
im Gange, und ebenſo ſind Beſchlüſſe, ob und wann eine Wahl-
rechtsvorlage an den Landtag gelangen ſoll, noch nicht gefaßt.
Es iſt demnach, wie uns von unterrichteter Seite ausdrücklich
beſtätigt wird, ausgeſchloſſen, daß die Thronrede, mit der
der neue Landtag eröffnet wird, einen derartigen Hinweis ent-
halten wird.“

Als dieſe Nachricht von einem erneüten Wahlreformver-
ſprechen vor einigen Wochen auftauchte, haben wir ſofort ge-
ſagt, daß es purer Wahlſchwindel ſei. Das war ja auch klar.
So ſchnell wird man ſich zur Ankündigung einer Wahlreform
nicht entſchließen, denn man weiß, daß jetzt, wenn erſt der Stein
ins Rollen gebracht iſt, das Volk auf den Plan treten wird.
Deshalb wird man ſolange als irgend möglich zögern. Jeden-
falls wird erſt die Maſſe zu ſprechen haben, ehe überhaupt etwas
geſchieht.

Die Beihilfen an Kriegsteilnehmer.
Jm Reichsanzeiger vom 28. Mai wird das Geſetz über vre

Gewährung von Beihilfen an Kriegsteilnehmer veröffentlicht.
Es hat nachſtehenden Wortlaut:

Die Beihilfen für unterſtützungsbedürftige Kriegsteilnehmer
aus dem Feldzug von 1870-71 und aus den von den deutſchen
Staaten vor 1870 geführten Kriegen werden auf den Betrag
von 150 Mk. jährlich erhöht. Den Witwen der Beihilfen-
emnpfänger werden die Bezüge der Verſtorbenen für die auf den
Sterbemonat folgenden drei Monate „welaſſen. Die Zahlung
erfolgt im voraus in einer Summe. Die Beihilfen werden bei
vorliegender, nicht nur auf vorübergehender Urſache beruhender
Unterſtützungsbedürftigkeit unabhängig von dem Nachweis der
Erwerbsunfähigkeit gewährt. Bei der Prüfung der wirtſchaft-
lichen Lage ſind Zuwendungen Dritter nur inſoweit zu berück-
ſichtigen, als ſie auf rechtlicher Verpflichtung beruhen. Bei
Feſtſtellung der Fürſorgewürdigkeit hat das politiſche Ver-
halten der Kriegsteilnehmer außer Betracht zu bleiben. An-
wartſchaft auf Bewilligung der Beihilfen haben unter ſonſt
gleichen Vorausſetzungen auch diejenigen Reichsangehörigen,
die infolge ihrer früheren Staatsangehörigkeit in franzöſiſchen
Dienſten in oder vor den Jahren 1870-71 an kriegeriſchen
Unternehmungen teilgenommen oder in däniſchen Dienſten die
Kriege von 1848450 oder 1864 mitgemacht haben. Gleichartige
Zuwendungen anderer Staaten kommen auf die geſetzlichen
Bezüge in Anrechnung. Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober
1913 in Kraft.

Gegen reichsländiſche Diktaturgelüſte.
Die erſte Kammer des elſaß-lothringiſchen Parlaments nahm

am Mittwoch Stellung zu den Diktaturbeſtrebungen der Regie-
rung. Jn einer Reſolution, die von 19 Abgeordneten unter
zeichnet war, wurde zunächſt das Treiben der Nationaliſten
verurteilt und ferner geſagt, die Kammer ſei der Anſicht, daß
es dem geſunden Sinne der großen Mehrheit der Bevölkerung
und dem kaiſerlichen Statthalter auch ohne außerordentliche
Maßnahmen gelingen würde, die von einer kleinen Gruppe
ausgehenden Störungen der fortſchrittlichen Entwicklung des
Landes zu überwinden, und daß daher die Kammer die Regie-
rung erſuche, von der Weiterverfolgung ihrer Abſicht, Aus-
nahmebeſtimmungen bezüglich der Preß- und Vereinsgeſetze
herbeizuführen, Abſt and zu nehmen, zumal dieſe auch in
lohal geſinnten Kreiſen der Bevölkerung eine große Er-
regung hervorgerufen haben.

Jn der Debatte erklärten alle Redner mit Ausnahme des
Profeſſors Laband, daß die Maßnahmen große u in
alldeutſchen Kreiſen erzeugten, und daß die Bevölkerung Manns
genug ſei, ſich der Beſtrebungen der nationaliſtiſchen Chauvi-
niſten, an deren Exiſtenz die Regierung nicht unſchuldig ſei, zu
wehren. Die Antwort der Regierung war, daß ſie, trotzdem
das ganze Land ihr Vorgehen verurteilt, in ihrem Wege keinen
Schritt zurückmacht.

Das Bollwerk der Regierung gegenüber der zweiten Kammer,
die kaiſertreue erſte Kammer, nahm dann die Reſolution, die
ſich gegen die Regierungsmaßnahmen ausſpricht, mit allen
gegen fünf Stimmen an.

Die Militärvorlage in der Budgetkommiſſion.
Nachdem am Mittwoch die ſofortige zweite Leſung der Mili-

tärvorlage beſchloſſen war (ſiehe den Artikel zur Deckungs-
frage), trat der Kriegsminiſter für Bewilligung der drei
geſtrichenen Kavallerieregimenter ein, wogegen ſich Genoſſe
Noske in energiſcher Weiſe wandte. Die Kommiſſion hätte
die Pflicht, noch einmal eingehend die Frage zu erörtern, ob
überhaupt die ganze Militärvorlage mit wirklichen Grün-
den verteidigt werden könne. Die „Gefahr“ eines feſt begrün-deten Balkanbundes iſt beſe itigt, und von der rufſiſchen Gefahr
könne doch ernſtlich nicht geſprochen werden. Jn Frankreich
zeige die Haltung eines Teiles der Armee, wie großen Un-
willen auch dort die Rüſtungsmaßregeln hervorgerufen haben.
Die deutſchen verſchlimmern nur die politiſche
Situation Abg. Müller-Meiningen bekämpfte gleichfalls
die Bewilligung der geſtrichenen drei Regimenter. Wenn die
Militärverwaltung diesmal den Wünſchen des Reichstags in
bezug auf militäriſche Reformen nicht t Rechnung trägt, werden
die Voltsparteiler in Zukunft die Konſequenzen ziehen (7):
zwar nicht durch Streichungen, die die Sicherheit des Reiches
gefährden könnten, ſondern durch ſolche, die empfindlich di e
Verwaltung treffen müſſen. Für die ſechs Kavallerie-
regimenter ſprachen General Wandel und Baſſermann,während Genoſſe Ledebour ſie lebhaft betämpfte. Gegen
eine Bemertung des Miniſters, die franzöſiſchen Rüſtungen
ſeien nicht durch die deutſchen hervorgerufen worden, ſondern
umgektehrt, betonte Genoſſe Frank, daß dieſe Behauptungen
ganz falſch ſeien. Wenn ſich der Miniſter auf den franzöſiſchenSozialiſten de Preſſenfs dabei berufen habe, ſo mit Unrecht,
denn Preſſenſé habe auf dem franzöſiſchen Parteitage keinen
Zweifel darüber gelaſſen, daß Deutſchland an den neueſten
Rüſtungen die alleinige Schuld trage. Dem Miniſter ſei es
nicht gelungen, überzeugend zu erklären, warum nicht Garde-kavallerie an die Grenze zur Verſtärkung des Schutzes gelegt
werden könne. Von der Regierung muß jetzt gefordert werden,
ihre Stellung zu den von der Kommiſſion zwecks mi litäriſcher
Reformen an genommenen Reſolutionen zu präziſieren, z. B.
zur Frage des Militärverbots. Der neueſte Fall in Kaſſel
zwinge dazu, jetzt von der Regierung klare8 S t Stellu ingnahme zuverlangen. Wie ſtellt ſich die Regierung zur Reform des
Militärſtrafrechts? er Kriegsminiſter betonte, er ſeigar nicht imſtande, ohne Beſchlußfaſſung des Bundesrats Er

klärungen abzugeben. Genoſſe Haaſe legte eine gedruckte
Liſte vor, die in Königsberg i. Pr. in den Kaſernen an
die Soldaten verteilt wird und die Namen von 150 Geſchäfts
leuten enthalte, über die der Mil itärbo ykott verhängt worden
iſt. Geſchäftsleute werden allein deshalb ruiniert, nur weil
ſie im ſozialdemokratiſchen Blatte inſerieren, oder weil Ar-
beiter ihre Möbel dort kaufen. Ein ſolcher Terrorismus ſeinicht nur verfaſſungswidrig, ſondern auch eine unerhörte Bru
talität, die das deutſche Volk ſich unmöglich noch länger ge
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en wird dieſe ruſſiſche Politik allerdings gar nichts.

Fallen laſſen darf Preſſenſé ha ausdrucklich erklar das fran
zöſiſche Volk denke nicht an einen Angriff gegen Deutſchland
Nach der Berner Konferenz iſt kein Zweifel mehr darüber, daß
die franzöſiſchen Militärvorlagen da wären. Abg. Müller
Meiningen fordert eine bündige Erklärung wegen des Militär-
vohkotts. Seit zehn Jahren hat ſich der Reichstag gegen dieſen
Bohkott ausgeſprochen. Genoſſe Schöpflin forderte vom
Miniſter eine bündige Erklärung, ob er bereit iſt, auf die
Korpskommandeure im Sinne einer Aenderung des Militär-
Joykotts einzuwirken. Was der Kriegsminiſter bisher erklärt
hat, genügt gar nicht. Demnach ſcheint der Miniſter keine Luſt
zu haben, dem Verlangen des Reichstags Folge zu geben.
Genoſſe Frank wünſchte Auskunft, wann der Kriegsminiſter
Erklärungen abgeben will. Das richtigſte ſei, die Verhand-
lungen zu vertagen, damit der Miniſter Erklärungen formu-
lieren kann. Der Kriegsminiſter betonte, er könne
einen Zeitpunkt nicht angeben, weil er erſt mit den anderen
Jnſtanzen ſprechen müßte. Genoſſe Gradnauer erklärte,
jetzt muß auf eine Aenderung gedrungen werden. FJſt erſt
die Vorlage angenommen, bleiben die Wünſche des Reichstags
unberückſichtigt. Der von unſeren Genoſſen geſtellte Ver-
tagungsantrag wurde abgelehnt, ebenſo gegen 11 Stimmen der
konſervative Antrag, ſechs Kavallerieregimenter zu bewilligen.
Das Zentrum ſtimmte getrennt. Damit iſt die zweite Leſung
der Militärvorlage beendet.

Zur Beratung ſtanden noch einige Anträge zum Ergänzungs-
etat. Der Antrag, der für Familien, von denen drei und mehr
Söhne militäriſchen Dienſt tun, für jeden weiteren Sohn eine
jährliche Entſchädigung von 240 Mk. verlangt, wurde einſtim-
mig angenommen.

Deutſches Reich.
Aus dem Seniorenkonvent des Reichstags. Der Senioren-

konvent des Reichstags beriet am Mittwoch über die Einteilung
der Geſchäfte in nächſter Zeit Da in der kommenden Woche
von den verſchiedenen Parteien Abgeordnete, die als Wahl-
männer bei den preußiſchen Landtagswahlen fungieren, nicht
anweſend ſein können, kam man überein, daß nicht nur am
2. und 3. Juni die Sitzungstage ausfallen, ſondern daß die
ganze Woche vom 2. bis 9. Juni freibleibt. Am 10. Juni ſoll
dann die zweite Leſung der Militärvorlage im Plenum be-
ginnen. Es ſollen auch bald Wahlprüfungen auf die Tages-
ordnung geſetzt werden. Ferner entſchied ſich der Konvent dahin
daß die Budgetkommiſſion künftig von 10—-2 Uhr tagen ſoll.
um mit den Arbeiten vorwärts zu kommen, und daß dann die
Plenarſitzungen um 2 Uhr beginnen.

Jmmer wieder Soldatenſchinder. Der Obermaat Jürgens
von der zweiten Werftdiviſion iſt im Dezember v. J. wegen
Mißhandlungen Untergebener in 85 Fällen zu fünf Monaten
Gefängnis und Degradation verurteilt worden. Der Ver-
urteilte ging an das Reichsmilitärgericht und erreichte dort,
daß die Sache an das Oberkriegsgericht zur nochmaligen Ver-
handlung zurückverwieſen wurde. Jetzt iſt er erneut zu vier Mo-
naten und 23 Tagen Gefängnis und Degradation verurteilt
worden. Es wurde ihm wieder nachgewieſen, daß er in zahl-
reichen Fällen die Soldaten in gröblichſter Weiſe mißhandeit
hat. Nur ein Fall der Mißhandlung konnte ihm nicht nach-
gewieſen werden, weshalb die Strafe um eine Woche ermäßigt
wurde. Der Fall zeigt wieder, daß trotz aller Kritik in der
Oeffentlichkeit und im Parlament die Militärmißhandlungen
nicht verſchwinden werden. Es liegt offenbar auch weniger an
einigen gemeinen Kerlen, die ihre Vorgeſetztenſtellungen zur
Mißhandlung Untergebener mißbrauchen, es muß am Syſtem
ſchon etwas nicht ſtimmen, wenn es möglich iſt, daß einzelne
Miß handlungen bis zu 85 Fällen ja es ſind ſchon zu Hun-
derten ſolcher Mißhandlungen von einzelnen verübt worden
vornehmen fönnen. Bei genügend ſcharfer Aufſicht müßte das
unmöglich ſein.

Frankreich.
Der Zweck der „Hausſuchungen“. Die angeblichen Haus-

ſuchungen, die auf Anordnung der Regierung in 89 Städten
Frankreichs vorgenommen wurden, ſind, wie unſer Pariſer
Korreſpondent meint, in Wirklichkeit Einbruchsdieb-
ſtähle, um das Agitationsmaterial gegen die
dreijährige Dienſtzeit zu konfiszieren. Nicht
nur bei Gewerkſchaftern und in Gewerkſchaftsbureaus wurde
eingebrochen, in der gleichen Weiſe iſt auch gegen ſozialiſtiſche
Blätter und Organiſationen vorgegangen worden. Ueberall
wurden die Petitionsliſten gegen die dreijährige Dienſt-
zeit, Flugblätter, Plakate, Broſchüren und anderes
Agitationsmaterial beſchlagnahmt. Es handelt ſich alſo
nicht nur um eine ungeſetzliche Maßregel, ſondern um die Be-
hinderung der Agitation gegen die Militärvorlage. Nützen

Daß die
Radikalen dieſe Politik billigen werden, halten wir trotz allem
für ausgeſchloſſen. Jn Lyon hat der in der Mehrheit aus
Radikalen zuſammengeſetzte Gemeinderat einſtimmig eine
energiſche Proteſtreſolution angenommen. Dieſer Gewaltſtreich
beweiſt nur, daß die Regierung an der Annahme der Militär-
vorlage zu zweifeln beginnt und zu verzweifelten Mitteln
greift. t

Die Deckung der Rüſtungskoſten. Der franzöſiſche Finanz-
miniſter hat jetzt ſeine Vorſchläge zur Stopfung des großen
Loches, das die Militärvorlage reißt, der Budgetkommiſſion
unterbreitet. Sie ſind ebenſo reaktionär wie die Militärvor-
lage ſelbſt. Von den 200 Millionen Frank neuer Steuern
kommen, wie bereits mitgeteilt, allein 145 Millionen auf die
Erhöhung der verſchiedenen Stempelſteuern: 22 Millionen auf
die Wechſelſtener, 29 Millionen auf inländiſche, 15 Millionen
auf ausländiſche Wertpapiere, 51 Millionen auf Regiſtrierungs-
gebühren, 5 Millionen auf Lebensverſicherungen uſw. Die
Altoholſteuer ſoll 23 Millionen mehr einbringen, der Abſinth
10 Millionen, die elektriſchen Lampen 14 Millionen, die Kine-
matographen 51 Millionen, die Gewinne im Beorgbau
9 Millionen uſw. Die letztgenannte iſt die einzige Beſteuerung.,
die nicht einen ſtark reagktionären Beigeſchmack hat. Die außer
ordentlichen Ausgaben ſchließlich in der Höhe von einer
Milliarde ſollen durch eine Anleihe gedeckt werden. Die Banken
und Rentiers werden alſo Gewinne einſtecken und die Maſſe
ſoll bezahlen. Wir glauben daß Herr Dumont das Maß deſſen,
was man dem in finanziellen Fragen reaktionären franzö-
ſiſch Parlament zumuten darf, erheblich überſchritten hat.

Der Kampf gegen die Lehrervereinigungen. Lei Beratung
des Unterrichtsbudgets im Senat interpellierte Lamar
zelle (Rechte) den Miniſter über den „Antimilitarismus in
den Lehrervereinigungen“. Der Jnterpellant „verſicherte“, die
Freundſchaftsbünde der Lehrer gehorchten blind einigen Syndi-
kaliſten, die mit dem Arbeiterverbande Verbindung unter-
hielten. Er warf den Antimilitariſten unangebrachte Ver-
dächtigungen gegen den kriegeriſchen Geiſt vor, bei denen ver-
geſſen werde, daß der Krieg noch immer eine Not-
wendigkeit ſein könne. Widerſpruch liks.) Der
Redner wies auf die Jugend in Frankreich hin, die einmütig
bereit ſei, dem Vaterlande die geforderten Opfer zu bringen;
den einzigen Mißton brächten einige Lehrer da hinein.

Miniſterpräſident Barthou erkannte an, daß die Lehrer-
ſyndikate ungeſetzlich (7) ſeien und erklärte, es ſei eine un
zuläſſige Forderung der Lehrer, ſich dem Arbeitsverhande an-
ſchließen zu dürfen. (Beifall.) Er ſei ſich mit Lamarzelle
einig über die Ungeſetzlichkeit der Agitation des Arbeitsver-
bandes. (Lebhafter Beifall.) Dieſer ſtelle ſich damit außer-
halb des Geſetzes von 1884, welches nur Forderungen wirt-

ſchaftlicher Art zulaſſe. (Beifall.) Gegenwartig könne man
nur die Auflöſung des Arbeitsverbandes (7) und
eine Geldſtrafe von zweihundert Frank durchſetzen, aber das
Geſetz von 1894 geſtatte Vergehen, die in den Kaſernen durch
gewiſſe Agitationen hervorgerufen ſeien, zu verfolgen Die
Propaganda des Arbeitsverbandes ſei „verabſcheuungswürdig
und verbrecheriſch“'. Auf Grund des Gefetzes von 1894 ſei eine
Unterſuchung eingeleitet. Wenn das Geſetz als ungenügend
erkannt werden ſollte, wird die Regierung neue Geſetze fordern
(Beifall.)

Der Senat hat mit 268 gegen 17 Stimmen eine Tagesord-
nung angenommen, durch welche die Erklärungen der Regie
rung über die Lehrerſyndikate gebilligt werden.

Kleine Auslandsnachrichten. Die belgiſche „Heeres
reform“ iſt von der Kammer in zweiter Leſung mit 104 gegen
62 Stimmen bei drei Stimmenthaltungen angenommen
worden. Die Franzoſen in Marokko. Aus Mozagan
wird gemeldet: Bei der Einnahme von Tarudant durch Thami
El Glaui am 22. d. M. wurden die Leute El Hibas durch einen
ſtürmiſchen Gegenangriff zurückgeworfen. Sie ſollen 500
Tote, El Glaui 50 Tote und Verwundete gehabt
haben. El Hiba iſt in Verkleidung entflohen.

Aus der Partei.
Zum Stuttgarter Kampfesrufe.

Zur Reſolution der Stuttgarter Wahlkreiskonferenz auf
Anwendung ſchärferer Mittel im Kampfe gegen die Militär-
vorlage nimmt ein Teil der Parteipreſſe Stellung. Wir laſſen
die Aeußerungen hier folgen:

Der Vorwärts ſagt: Der Wunſch der Stuttgarter Ge-
noſſen, daß der Kampf gegen die Heeresvorlagen in ſchärfſter
Weiſe geführt werde, iſt ſicherlich der der Geſamtpartei, und
unſere Fraktion wird, wie ſchon bisher, auch in den kommenden
parlamentariſchen Kämpfen ihre Pflicht tun. Die Anwendung
der Obſtruktion wäre aber ein untaugliches Mittel, da bei der
geltenden Geſchäftsordnung und der geſchloſſenen bürgerlichen
Majorität ein Erfolg ausgeſchloſſen iſt. Auch die Anwendung
des Maſſenſtreiks wird wohl in der Geſamtpartei unter den
augenblicklichen Verhältniſſen nicht als ein Mittel erachtet
werden, das zur Verhinderung der Heeresvorlagen geeignet iſt.
Dazu ſind jetzt und in dieſer Frage die Vorausſetzungen nicht
gegeben, Vorausſetzungen, die überhaupt nicht künſtlich von den
leitenden Organen der Partei geſchaffen werden können, ſon-
dern aus der politiſchen und ſozialen Situation ſelbſt er-
wachſen müßten.

(Der Vorwärts berichtet übrigens, daß Gen. Hildenbrand bei
der Beratung der Reſolution auf dem Kreistage nicht mehr
anweſend war. Zur Richtigſtellung geben wir das hier wieder.)

Leipziger Volkszeitung: Wir können uns nur auf-
richtig freuen über den Geiſt, der in dieſer Reſolution ſteckt.
Es iſt das Recht und die Pflicht der Parteigenoſſen, die Hal-
tung ihrer Vertreter zu kritiſieren, und auf Parteitagen iſt
häufig genug, vor allem von Bebel, darüber geklagt worden,
daß die Haltung der ſozialdemokratiſchen Reichstagsfraktion
eher zu wenig als zu viel kritiſiert werde. Um ſo mehr be-
dauern wir, daß ſich unſere Stuttgarter Genoſſen in dieſem
Falle zu Ausſtellungen haben verleiten laſſen, die ſachlich nicht
gerechtfertigt ſind. Eine Obſtruktion im Reichstage iſt das
weiß jeder, der die Geſchäftsordnung kennt ſeit 1902 tech-
niſch unmöglich.

Dresdner Volkszeitung: Ebenſo iſt das Verlangen
nach einem Maſſenſtreik für dieſen vorliegenden Fall ganz ver-
fehlt. Jeder, der die politiſchen Verhältniſſe zu beurteilen
weiß, muß einſehen, daß derartige außergewöhnliche Kampfes-
maßnahmen gegenwärtig nicht angewendet werden können und
keine Ausſicht auf Erfolg eröffnen. Es iſt leicht, von Obſtruk-
tion und Maſſenſtreik zu reden, aber mit bloßen Worten ſind
Unternehmungen nicht durchzuführen, für die alle Voraus-
ſetzungen fehlen. Solche Unternehmungen, an unrechter Stelle
leichtherzig verſucht, würden nur zum ſchweren Schaden der ge-
ſamten Arbeiterbewegung ausfallen.

Münchener Poſt: Dieſe Reſolution der Stuttgarter ſteht
im Widerſpruch mit der bisher von der ſozialdemokratiſchen
Geſamtpartei befolgten Taktik.

Kaſſeler Volksblatt: Ueber eine ſchärfere Agitation
gegen die Militärvorlagen mit anderen außerparlamen-
tariſchen Waffen als dem Generalſtreik läßt ſich reden. Nach-
dem jetzt der Landtagswahlkampf in Preußen beendet iſt, alle
Kraft alſo auf den einen Punkt der Aufrüttelung der Maſſen
gegen den kulturfeindlichen Militarismus konzentriert werden
kann, ſollte im geeigneten Moment eine gut organiſierte
Maſſenaktion einheitlich auf der ganzen Linie einſetzen. Kann
damit auch nicht der Kampf im Parlament, ſo doch das Volk
gewonnen werden.

Solinger Arbeiterſtimme: Wenn die Stuttgarter
Genoſſen einen lebhafteren Kampf im Lande wünſchen, ſo
tönnen wir ihnen darin nur zuſtimmen, und wir möchten
wünſchen, daß der Parteivorſtand den hierauf bezüglichen
Paſſus der Stuttgarter Reſolution nicht als eine verletzende
Kritik auslegt, ſondern als eine Anregung, alles aufzubieten,
daß der Kampf draußen parallel geht mit dem Kampf im Par-
lament, und der proletariſche Proteſt gegen den militäriſchen
Wahnwitz alle Volksſchichten erfaßt und mit ſich reißt.

Gewerkſchaftliches.
Der Schiedsſpruch im Betongewerbe.

Bei den Verhandlungen über die Lohnbewegung im
Baugewerbe wurde mit den Parteien vereinbart, daß auch
das Betongewerbe mit in den Tarifvertrag für das Baugewerbe
aufgenommen werden foll. Es wurde weiter vereinbart, daß
für das Betongewerbe eine beſondere Verhandlung an zentraler
Stelle ſtattfinden und eventl. die Bewegung durch einen
Schiedſpruch beendet werden ſoll, dem ſich die Parteien unter-
werfen. Am 26. und 27. Mai haben dieſe Verhandlungen in
Berlin ſtattgefunden. Nach nahezu zweitägiger Debatte kamen
die Unparteiiſchen zur Fällung eines Schiedſpruches.

Sie unterſchieden bei den im Betongewerbe beſchäftigten Ar-
beitern 1. Zementfacharbeiter, 2. Zementarbeiter. Das Schieds-
gericht definierte näher, was unter Zementfacharbeitern und
Zementarbeitern zu verſtehen iſt.

In der Lohnfrage wurde beſtimmt: Die Löhne der Zement-
facharbeiter ſollen denen der Maurer und Zimmerer, die Löhne
der Bauhilfsarbeiter im Betongewerbe denen der Bauhilfs-
arbeiter im Hochbau gleichſtehen. Die Löhne der Zement-
arbeiter werden auf 10 Prozent über die Löhne der Bauhilfs-
arbeiter feſtgeſetzt. Es iſt daher anzuſtreben, die Betonbau-
löhne den Hochbaulöhnen allmählich gleichzuſtellen

Als beſondere Grundſätze für die Tarifperiode 191341916
wurde feſtgeſetzt: 1. Wo die Betonbaulöhne den Hochbaulköhnen
gleichſtehen, ſoll die für das Baugewerbe vorgeſehene Lohn
erhöhung eintreten. 2. Wo die Betonbaulöhne niedriger ſind
als die Hochbaulöhne, ſoll der Ausgleich möglichſt innerhalb
der drei Tarifjahre erfolgen, und zwar durch gleichmäßige
Sonderzuſchläge bis bechſtens 2 Pfg. für ein Jahr. Bei
Spannungen über 6 Pfg. ſoll der weitere erforderliche Aus-
gleich den ſpäteren Tarifperioden vorbehalten bleiben. 3. Wo

die Betonpaulöhne hohen no, aus die Pochbaulshrte, ſoll ein.
allmählicher Ausgleich in der Weiſe durchgeführt werden, daß
für die jetzige Tarifperiode die Erhöhung der Betonbaulöhne
ſich wie folgt vollzieht:

a) Lohnerhöhungen bis 4 Pfg. gelten ohne Kürzung auch für
das Betongewerbe.

b) Lohnerhöhungen über 4 Pfg. im Baugewerbe erfahren im
Betongewerbe eine Kürzung um einen Pfennig, und zwar um
den im Laufe der Vertragsperiode vorgeſehenen letzten Pfennig.
(Z. B. Baugewerbe 2, 2, 1, Beatongewerbe 2, 2, 0.)

rdem wurden im Schiedſpruch noch die Ueberſtunden
geregelt.

Jn den Orten, in denen auf Grund beſtehender Verträge eine
Erhöhung der Löhne am 1. April 1913 ſtattgefunden hat, iſt ſie
auf die hier feſtgeſetzten Lohnerhöhungen anzurechnen.
Anderweitige Regelungen bleiben in Kraft.

Jn der Begründung ſagen die Unparteiiſchen, daß der Schied
ſpruch den erſten Verſuch enthält, das Betongewerbe vertraglich
in das Baugewerbe einzugliedern. Es heißt dann weiter in
der Begründung:

„Bei der großen Verſchiedenheit der Arbeit und Lohn-
bedingungen innerhalb des deutſchen Betongewerbes mußte
davon abgeſehen werden, ſchon jetzt eine genaue Anpaſſung an
das Baugewerbe zu erſtreben. Es iſt vielmehr durch den
Schiedſpruch im weiteſten Umfange der beſtehenden Ver-
ſchiedenheit Rechnung getragen und eine Lohnannäherung des
Betongewerbes an das Baugewerbe unter äußerſter Schonung
der bisherigen Lohnverhältniſſe vollzogen. Es muß den Ver-
handlungen zur Erneuerung des Tarifvertrages im Jahre 1916
vorbehalten bleiben, auf Grund der inzwiſchen neu gewonnenen
Erfahrungen auf dem durch dieſen Schiedſpruch grundſätzlich
vorgeſchriebenen Wege fortzuſchreiten.“

Nach Bekanntgabe dieſes Schiedſpruches entſtand eine
längere teilweiſe ſehr ſcharfe Auseinanderſetzung über die Vor-
ſchläge der Unparteiiſchen vom 6. Mai, die eine Ergänzung
ihrer Vorſchläge vom 1. Mai bedeuten und das übrige Bau-
gewerbe betrafen. Nachdem auf Unternehmerſeite wiederholt
erklärt worden war, daß man nur die Vorſchläge der Unpartei-
iſchen vom 1. Mai anerkenne und auf Arbeiterſeite betont war
daß nur im Zuſammenhang mit der Ergänzung eine Annahme
der Vorſchläge zuſtande gekommen ſei, gaben die Unparteiiſchen
die Erklärung ab, daß ſie ihre Vorſchläge vom 1. Mai und die
Ergänzung dazu vom 6. Mai als ein untrennbares Ganze an-
ſehen, das entweder angenommen oder abgelehnt werden müſſe.
Nach langer Sonderberatung, die die Unternehmer unter ſich
hielten, ließ der Unternehmerbund dann durch ſeinen Sprecher,
Baurat Enke, erklären, daß der Unternehmerbund nunmehr die
n age und den Hauptvertrag nebſt Vertragsmuſter an-
erkenne.

Ueber die eintretende Lohnerhöhung wurde noch einmal aus-
drücklich feſtgeſtellt, daß alle Lohnerhöhungen, auch
für die Betonarbeiter, rückwirkend vom 2. Mai in
Kraft zu treten haben, und daß ſie am nächſten Lohn-
zahlungstage, längſtensjedochamübernächſten
Jahltag nachzuzahlen ſind.

Dann wurde die Unterſchrift unter den Hauptvertrag von
den anweſenden Vorſitzenden der in Betracht kommenden
Organiſationen vollzogen und damit endgültig der Friede im
Baugewerbe bis zum Jahre 1916 abgeſchloſſen.

Die Unparteiiſchen übernahmen es, etwaige Unklarheiten in
den Ortsverbänden über die Auslegung der gemachten Vor-
ſchläge, die nunmehr als Beſchlüſſe gelten, ſchriftlich aufzu-
klären. Ueber die Errichtung der im Vertrage vorgeſehenen
Tarifinſtanzen (Tarifamt, Haupttarifamt) werden ſich die
Organiſationsvorſtände am 26. Juni verſtändigen.
Der Kampf der Fiſchdampfer-Maſchiniſten in den Unterweſer

orten
konnte nach fünfmonatlicher Dauer mit einem Teilerfolg be-
endet werden. Der Unternehmerverband für Hochſeefiſcherei-
betriebe hat ſeinen Zwck, die Organiſation des Maſchinen-
perſonals zu zertrümmern, nicht erreicht, trotzdem von ihm
kein Mittel unverſucht blieb. Mit Eifer und Fleiß wurde der
Streikbruch organiſiert und wurden Arbeitswillige geliefert.
Die unter großen Koſten und Mühen herangeholten Arbeits-
willigen waren jedoch nicht die Leute, um den Betrieb aufrecht-
erhalten zu können. Verſchiedentlich machten die Maſchiniſten,
durch einzelne Reeder veranlaßt, Einigungsverſuche, die aber
an dem Starrſinn des Unternehmerverbandes ſcheiterten.
Dieſer verlangte kategoriſch die Anerkennung des Tarifes des
Maſchiniſtenvereins und den Austritt aus dem Verbande. Das
lehnten die Maſchiniſten natürlich entſchieden ab.

Schließlich mußten auch die Unternehmer einſehen, daß allzu
ſcharf ſchartig macht; ſie ſteckten einen Pflock zurück. Die Ma-
ſchiniſten einigten ſich unter Zuſtimmung der Organiſation
ſchließlich mit den Reedern, indem durch ſchriftliche Verein-
barungen mit ihnen wiederum die Beſtimmungen des alten
Vertrages des Zentralverbandes in Kraft traten. Mit dieſer
Abmachung wurden zwar die Organiſationen, Unternehmerver-
band und Maſchiniſtenverband, als Tarifkontrahenten ausge-
ſchallet beide Teile mußten einen Schritt zurückgehen aber
der Vertrag des Zentralverbandes der Maſchiniſten und Heizer
wurde damit, wenn nicht in der Form, ſo doch inhaltlich
wieder maßgebend.

Ungeſchwächt ſteht die Organiſation trotz des langen und
harten Kampfes da. Der Tarif des Vereins iſt natürlich
gegenſtandslos geworden, da hinter ihm keine Mitglieder
ſtehen. Dieſer erſte größere Kampf in der Hochſeefiſcherei hat
als Abwehrbewegung das vorher Errungene halten können und,
was mehr wert iſt als die materiellen Vorteile, er hat das
Klaſſenbewußtſein der Seemaſchiniſten geweckt.

Allerlei.
Ruſſiſche Schreckensjuſtiz gegen einen preußiſchen

Bürger.
Vor kurzem brachten wir die Meldung, daß ein Bergmann

Jgnatz Jakubik aus Myslowitz, der während des ober-
ſchleſiſchen Grubenarbeiterſtreiks über die ruſſiſche Grenze nach dem
Nachbarort Nifka ging, um unter den dortigen Bergleuten Streik-
unterſtützungen zu ſammeln, von den ruſſiſchen Schergen zu
lebenslänglicher Zwangsarbeit nach Sibirien ver-
bannt worden ſei. Die allgemeine Entrüſtung über dieſen ebenſo
hinterliſtigen wie brutalen Streich hat nun doch die preußiſchen
Behörden in Myslowitz veranlaßt, Ermittelungen in dieſer
Angelegenheit anzuſtellen. Dabei beſtätigte ſich das unerhörte
Urteil in vollem Umfange. Die preußiſche Regierung hofft aber
angeblich trotzdem noch, auf diplomatiſchem Wege eine Milderung
oder gar die Aufhebung des Schreckensurteils zu erzielen. Und
um denſelben Mann, in deſſen Namen und mit deſſen Willen das
blindwütige Treiben der verlotterten ruſſiſchen Beamtenkamorra
geſchieht, hat man in dieſen Tagen in Berlin in widerlichem Ser-
vilismus gekatzbuckelt! Zu bemerken wäre noch, daß Jakubik
40 Jahre alt iſt und in Myslowitz eine zahlreiche Familie
ſitzen hat, die nun der preußiſche Staat bezw. die Gemeinde zu er
nähren hat. Damit iſt es nicht getan, daß die preußiſchen Be
hörden die ſofortige Befreiung und Auslieferung Jakubiks ver
langen, es muß auch eine Entſchädigung des Mißhandel-
ten und eine ausreichende Genugtuung gefordert
werden. Denn die preußiſche Regierung hat nicht nur dem we ſi
lichen Nachbarſtaat gegenüber die Pflicht, ſich energiſch der Rechte
preußiſcher Staatsangehöriger anzunehmen!

Verantwortlich für Leitartikel, ſche eder Vane
nachrichten h „Ausland, liches, Feuilletonund Vermiſchtes Karl Bock, Loka nzielles Wil
helm Koenen. Verleger und Anzeigen verantrtlich A. Jähnig. in Drackwort An ſen G e
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Freitag
Sonnabend

unserer 39 Pfg. Tag èC,

Haupt Sensutlons Verkauf
Sonntag
Montag

ress- und Eſigutsondungen wieder neu eorsetzt.

g Blumengitter 39 Pf. o
h

Ein grosser Tsil dar 39 Pfg. Artikel ist ausverkauft und durch Exp

Aermoelbrett, gepoletert, 39 Pf.

c

Emaille-Pfanne 39 Pf.

Herren Artikel.
Ein Riesenposten Serviteure, weich

u. steif, farbig u. weiss, zum Aus-

suchen Stück 39 PKompottieren Ein Riesenposten Sportkragen, weiss,
in allen Weiten Stück 39 Pf.

39 Ein Riesenpost en Stehumlegekragen
Pf. in verschiedenen Höhen alle

Weiten Ziüek 99 Pſ.
Ein gross. Posten Sportgürtel m. Uhr-

tasche in Gummi u. Gurt. St. 39 Pf.
Ein Riesenpost. breite seidene Binder

u. Regattes, sonstig. Wert bedeut.
höher, zum Aussuch., Stück 39 Pf.

Ein Posten Gummi- Hosenträger,
gute Qualität Paar jetzt 39 Pf.

Ein Satz

Vason-
Garnitur,

mit ff. Blumen
dek., wie Abb. Seltene Gelegenheit!

Ca. 1000 Stck. Regattes u. Binder,
türkisch gemustert, Wert be-
deut. höh., z. Aussuch., St. 39 Pf.

Handarhbeiten.
Waschtischgarnitur, gezeichn. 39 Pf.

Waschtischwandschoner 39 Pf.
Serviettentasche, fertig gest. 39 Pf.

Gehäkeltes Zwiebelnetz 39 Pf.
2 Tablettdeckchen, gezeichn, 39 Pf.

Staubtuchbeutel, gezeichnet 39 Pf.

39 Pf.

Klammerschürze, gezeichnet 39 Pf.

Leitungschoner, gezeichnet

5 Meter Küchenborte, weiss u.
grau, gezeichnet 39 Pf

Küchenwandschoner, gezeich. 39 Pf.

Hemdenpasse, gez. 39 Pf.
Deckehen, fertig gestickt, 35/35 39 Pf.

I Kissen, mod. Zeichnung 39 Pf.

Gardinen Abteſlung.
Ein Riesenposten Fensterspitze i. engl.

Tüll und Erbstüll, mit und ohne
Volants, z. Aussuchen Mitr. 39 Pf.

Ein Riesenposten Scheibengardinen u.
Gardinenstoffe, mod. kl. Dess. weiss
u. elfenb., z. Aussuchen Mtr. 39 Pf.

Ein grosser Posten farbige englische einban d. 39 Pf.Gardinenmulle, ca. 75 cm breit, 1 Tischläufer mit 20 bunt gez.
Mtr. 39 P ServiettenWert bedeut. höher,

Ca. 2000 Mitr. Möbelstoffe, Croisé u.
echte Schweizer Kattune, moderne
Rosenmuster etc. Mtr. 39 Pf.

Ein Riesenposten fertig gefüllte Reise-
kissen, mit Bügel, Rosenmuster etc.

Stück 39 Pf.

Ein Posten abgepasste Gummi-Unter-
lagen, mit Storchbild, gar. wasssr-

dient 39 P.

83 Rollen Toilettepapier
l

200 Blatt Brotpapier
2 Rollen Toilettepapier, Marke

5 Notizbücher in Wachstuch-

200 Geschäftskuverts
1

Davidis Kochbuch

39 Pf.
Schreibzeug mit Trichterglas 39 Pf.

39 P

Jodler

Postkartenalbum u. 5 Land-
gchaftskarten 39 Pf.

Sensationell!
1 Briefkassette Leipzig. Völker-

sohlacht-Denkmal),25 Bogen, 25 undurch- 39

sichtige Kuverts Pf.

1 Flasche Birkenwasser oder

Die grösste Sensatlon!

4 Seheunertüeher

Form

Diverses
39 F.

1 Haarspange, amerikanische
39 P.

Fr.hiſrlnne

1 Paar elegante Seiten-
Kimme

Ein Riesenposten

Herren u. Knahen-

farbig 39 Pf.

Eisbayrum 39 Pf.
1 Flasche Perutannin o. Ean

v do Quninin 39 Pf.S 1 grosser Schwamm 39 Pf.
Garnitur: 5 Stuek feine Bluwen- e

deiſo 39 Pf.Picknickkoffer, stark 39 Pf. Sewiteur, Manschetten, 1 Schwammnetz 39 Pf.
(a. 1000 Schallplatten

nur neuest. Schlag. St. 39 Pf.

1hoeht. mod. Kamm 39 Pf.

39 Pf.

1 gr. Fl. Bayrum od. Pranz-
branntwein 39 Pf.

1 mod. Haarreifen
zum Aussuchen

Stück

Mützen
mod. Fasson, engl. Art,

39

l grosser Staubwedel 39
2 Stück Salz- u. Pfefferstreuer.

mit Zell. Schraubdeckel 39
1 eleg. Soling. Taschenmess. 39 1
1 Alpaka-Silber-Esslöffel 39
2 Alpaka-Silber-Kaffeelötfel 39
3 ff. dekr. Kaffee- u. Zucker-

büchsen 391 grosser Möbelklopfer 39
1 ff. lackierter Putz- u. Wichse-

hasten 9391 grosser Borstbesen 39
1 grosser Handfeger 39
1 Schrubber u. Scheuerbürte

zusammen 39

Sandsieb
mit Formen

39 Pf.

Emailleschüssel 39 Pf

Emailleo-

Keenschlager Haushaltwaren
I grosser Emaille-Maschinen-

verschluss., 391 grohe Fisehform 39 ſt fang Jene
1 grosse Puddingform 39

Ein Riesenpost. Dam.-Hand-

1 Emaille-Essenträger 39 Ein gross. Posten Damen-
1 Aluminium Schöpf- oder
Schaumlöffel 39

1 Aluminium-Kasserolle
50 cm langz m lang

Halbhandschubhe,
durchbrochen, 40 bis

Lebensmittel
t e Braunschweiger Mett- 8 Pakete Pudding-topt 39 5 r n e W wurst Pfd. 105 P. pulver 39 Pf.1 gross. Emaille-Kasserolle 39 pie, Thür. Rotwurst Pfd. 58 Pf. Flammerie-Griess Pfd. 22 Pf.

extra grosse Omolette- Ca. 900 Paar lange Damen- Thür. Leberwurst Pfd. 58 Pf. Plauener Griess Pfd. 28 Pf.
pfanne 391 Handschnhe, farb., durch- Knackwurst Pfd. 85 Pf. Pispulver 2 Pakete 39 Pf.

1 er. Emaille Kaffee brochen Paar 39 Pf. Schinkenwurst Pfd. 115 Pf. Mischobst Pfd. 28 Pf.
gr. Emaille-Kaffeeſlasche 39 Mager-Speck Pfd. 92 P. Backpflaumen Pfd. 28 Pf.

Herr. od. Damen- 39
Portemonnaie Pf.

Wweiss,

Paar 39 Pf.

1 Alumin.-Omelettpfanne 39 Netzjacken
1 Kaffeeflasche mit Schraub-

zum Aussuchen 39 Pf.

ſſeilſ Wende für ornentel Neu
Fertige Dosen Konserven mit Heizvorrichtung.

für d. Alt. b. 6 Jahr. 39 Pf.

Kehrhblech

39 r Porzellan u. Steingut Qualität 39 Pf. Erdbeeren Pfd. 75 PF
3 Paar massive Tassen, echt 1 Schrubber Neue ägyptisohe ZwiebelnPorzellan 1 Scheuerbürste 2 Riesendosen (1 Pfund) Pa. grosee Salatgurken 2 Pfd. 15 PI Geleedose, ff. dekor 39 1 Scheuertuch zus. Schuhecreme 39 Pf. Stück 12 Pf.

3 Paar ff. dekor. Kaffeetassen, r i einsoideeht Porzellan g6 etarke Kloettdürzte M &fpſnpfe. e h10 Speiseteller, flach oder 1 elegant. Reisebesteck 39 in Riesenposten Damen- Preis Mtr. 60 jetzt Mtr. 39 Pf.

tief 39 Paket R x Sa trüi e lisch In e e e 1 gross. Paket Riebeck-Salon-j strümpte, enghseh lang,Hignen 3 dek. Porz. Kinder-Becher 391 Rerzen schwarz, braun, glatt u. i en Limineux-Handtasche o ilchkrü cht P durchbroch., Paar 39 Pf. nd, ca. II cm breit, reg. 39Wert re a r grosser Riegel Sparkern- Preis Mtr. 75 jetzt Mtr. Pf.vedentend dekor. Frühstückskorb, echt od. Oranienburger Seife 39 Ein Riesenposten Herren-
höher Porzellan 39 3 Pakt Veileh Seit Socken, nahtlos, grau Ein Posten Reingeidenes Taftet- t1 grosse u. 2 mittl. Porzellan- puiy e eilchen Sei 50 Vigogne Paar 39 Pf. band, 8 cm breit jetzt 39

39 schüsseln 2usammen 39 Bartbingd 39 Ein Riesenposten Herren-] Ein Riesenposten U Mr. t
Pf. 3 dekor. Abendbrotteller 39 I gute Bartbinde Socken. farbig geringelt Untertaillen, m. btr. Ein Posten Reinseild. Chiné- 30

1 grosese dek. Bratenplatte 39 1 extra grosse Sohrubb« 39 Paar 39 P. Stickerei, jetzt 39 P. venä, ca. Som brt., jetzt Mir. Pf.

mit Gummi-
ring und

Verschluss

3

Seidenband modern garniert

Diverses.

3 Serien garnierte Damenhüte.
Ein Riesenposten Damenhüte, mod. kleine Formen mit
Bulgarenröschen, Strohpailletten od. mit Blumen.Pf. Band u. Fantasie fesch garn. jetzt 4.95 3.95 2.95 351.5

Ein Riesenposten imit. Panamas mit Blumen o 2 45
jetzt 4.95 3.95

Ein Riesenposten Florentiner Hüte, letzte Neubeit, sehr 45
elegant mit Chiffon, Spitze und Blumen garn. b 90

jetzt 10.75 8.50 V.

Schuhecreme. 8 Dos gute

Matjesheringe

Stachelbeeren

Neue Kartoffeln 2 Pfd. 25 Pf.

Stück 20 15 10 Pf
Neue saure Gurken St. 20 Pf.

Pfd. 28 Pf.

Ca. 2000 Butformen, m

zum Ansstr

Serie Herie I
Stück Stück Stück
jetzt jetztjetzt

1 1

5 Serien Hutformen.

im Tagsll mit und feinem Strohgeflecht,

HSerie II Serie V Serie V

suchen 2 n Fis Abb.od. neue Formen, gerie I Serie II Serie III seris v 39
Stück 3.95 Stück 2.75 Stück 1.75 Stück 95 Pf.

rohen

c 5555e“eeo“r“òç J[J“’“„“„“„“„“„“, 5,, 2-Mehrere Tausend garnierte Damen und Kinder-Hüte sowie formen Kommen während unserer

39Pfq. Tage teils zu und unter der Hälfte des sonstigen Preises zum Verkauf.

v r hanenHatelhte u Reebtte

Stück Stück
jetzt jetzt

I

bilderrahmen g. 36. 39 pe

Aschhecher
zum Aus-

ſ.

garnierte Kinderhüte nen ins
Spitzen, reich garniert, jetzt zum Aussuchen

Serie I
Stück 3.95 Stück 2.95

Serie II Serie III
Stück 1.95 Stück 1.45

Serie IV

Ein Riesenposten Herren-,
Damen- u. Kinder-Pantoffel

Gewürz-Etagere 39 PF in Melton u. Cord, Paar 39 Pf.
Kleiderbügel

zf à Doè”/ò C jòheòd]han7d”r. Jz„A z.2—harn1

wie Abbildung 39 Pf.
a

Nähkkasten mit 39
1300 Einteilung Pf.
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 124 Halle den 30. Mai 1913 24.

Der Druck auf den Balkanbund.
Die energiſche Sprache, die Sir Edward Grey im Namen

der Mächte wider die den Friedensabſchluß durch allerlei
Winkelzüge verſchleppenden Balkanſtaaten geführt hat, iſt nicht
ohne Wirkung geblieben. Zunächſt fanden die Erklärungen des
engliſchen Miniſters eine wirkſame Unterſtützung durch die
engliſche Preſſe. So ſchrieb die Times u. a.: Wir
glauben, daß ſie die Balkanſtgaten ſowohl den Frieden wie den
Ausgleich wollen, aber ſie haben bewieſen, daß ſie keinen von
beiden aus eigener Kraft erreichen können, und da ſowohl der
Friede wie auch der Ausgleich für die Dauer der diplomatiſchen
Ruhe Enropas unentbehrlich iſt, ſo iſt es das Recht und die
Pflicht Europas, ſie mit feſter Hand zu dieſem doppelten Ziele
zu führen.“

Und Daily News ſchreiben:
„Staatsſekretär Grey hat geſtern mit ſeinen Erklärungen

an die Friedensdelegierten dem allgemeinen Empfinden des
Publikums Ausdruck gegeben. Es iſt Zeit, daß Griechenland
und Serbien einſehen, daß die Geduld Europas erſchöpft iſt.
Es beſteht eine wachſende Entrüſtung gegen ihre
Politik, die ein beſonders unerfreuliches und unheilvolles
Ausſehen hat. Wir hoffen, daß dieſes nachdrückliche Auftreten

der Mächte dem unziemlichen Spiel der Balkan-
ſt aaten ein Ende machen, und daß zunächſt einmal der Frie-
densvertrag von allen kriegführenden Parteien ohne Aufſchub
unterzeichnet wird.“

Greys feſtes Auftreten und der Druck der Mächte haben denn
auch ſo viel bewirkt, daß ſich Serbien und Griechenland nun
endlich zur Unterzeichnung des Vorfriedens geneigt zeigen. Die
griechiſche Regierung ſoll dem Wunſche der Großmächte nach-
gegeben und ihren Delegierten in London Jnſtruktionen erteilt
haben, den Friedensvertrag zu unterzeichnen.
Sie wünſche jedoch, daß ihre Ausführungen in beſonderem
Protokoll feſtgelegt werden. Wie der Agenzia Stefani
aus London gemeldet wird, hofft man in diplomatiſchen
Kreiſen, daß die Friedenspräliminarien am Frei-
tag unterzeichnet werden. Die britiſche Regierung hat
geſtern wiederum lebhaft auf Griechenland eingewirkt, um es
zur Unterzeichnung des Friedensvertrages zu veranlaſſen.

Verſöhnliche Stimmung im Balkanbunde?
Sofia, 28. Mai. Wie an hieſiger „kompetenter Stelle“

verlautet, beginnt in Serbien ein Umſchwung der Stimmung
einzutreten. Verſchiedene Anzeichen deuten darauf hin, daß
die ſerbiſche Regierung auf dringendes Anraten einer ihr be
freundeten Großmacht einen Vermittlungsweg ausfindig zu
machen ſucht, um in der Grenzfrage eine Verſtändigung mit
Bulgarien herbeizuführen. Zu dieſem Zwecke wird dieſer Tage
an der ſerbiſch- bulgariſchen Grenze eine Zuſammenkunft
zwiſchen Paſitſch und Geſchow ſtattfinden. Bul-
garien hat ſich, wie nun beſtätigt wird, mit einem for-
mellen Antrag an Rußland gewandt das Schieds-
richteramt bei dem Streit über die Teilung der eroberten
Gebiete zu übernehmen. Die ruſſiſche Regierung hat ihre Zu-
ſtimmung mit folgenden Bedingungen gegeben: Bulgarien,
Serbien und Griechenland haben ſofort zu demobili-
ſieren. Gleichzeitig ſollen die Verhandlungen zpwiſchen
Griechenland und Bulgarien über die Teilung des
zwiſchen ihnen ſtrittigen Gebiets beginnen, bei denen für beide
Teile ein wohlwollender Schiedsſpruch der Großmächte nicht
ausgeſchloſſen ſei.

Eine Erklärung der ſerbiſchen Regierung.
Belgrad, 28. Mai. Als Antwort auf die Jnterpellation

der Nationaliſten und Jungradikalen über die ſerbiſch-bul-
gariſche Grenzfrage legte der Miniſterpräſident Paſchitſch der
Skupſchting ein längeres Expoſé vor. Es wird darin be-
hauptet, daß Bulgarien den Bündnisvertrag vom 13. März 1912
während des Krieges in mehrfacher Beziehung nicht eingehalten
habe und daß demnach der Vertrag von bulgariſcher Seite ver-
letzt worden ſei. Nachdem die Türkei durch die vereinigten
Kräfte der vier verbündeten Balkanſtaaten beſiegt worden ſei
müßten auch die eroberten Gebiete in gerechter Berückſichtigung
der gebrachten Opfer unter die Verbündeten gemeinſam auf
geteilt werden. Dieſer gerechten Forderung könne nur durch
eine Reviſion des ſerbiſch-bulgariſchen Vertrages entſprochen
werden.

Das Expoſs, das unmittelbar nach der Verleſung in der
Skupſchtina in der Stadt verbreitet war, hat großen Eindruck
hervorgerufen. Die als maßvoll, aber entſchieden gekenn-
zeichnete Sprache der Regierung in der bulgariſchen Grenz-
frage findet allſeitige Billigung. Jn Kreiſen der nationaga-
liſt i ſchen Partei wird jedoch gegen die Regierung der Vor-
wurf erhoben, daß ſie in der bündnis freundlichen Haltung
gegenüber Bulgarien zu weit gegangen ſei.

Belgrad, 29. Mai. Skupſchtina. Das Expoſé des Miniſter-
präſidenten wurde wiederholt mit Beifallskundgebungen auf-
genommen. Nach kurzer Pauſe wurde die Sitzung auf morgen
vertagt.

Bulgariſche Depeſchenzenſur.

London, 28. Mai. Die Daily Mail meldet aus Sofia:
Die Militärzenſur iſt wieder mit aller Strenge eingeführt. Es
darf weder über die Truppenbewegungen noch über Kämpfe be
richtet werden. Jm übrigen ſcheinen die Kämpfe augenblick-
lich aufgehört zu haben. Es wird geſagt, daß Griechen-
land bereit ſei, unabhängig von Serbien, mit Bulgarien in
Unterhandlungen wegen Aufteilung von Mazedonien
ein zutreten.

Gewerkſchaftliches.
Nachklänge vom Kampfe im Malergewerbe.

Es war vorauszuſehen, daß die Wiederaufnahme der Arbeit
nach Annahme des neuen Schiedsſpruches im Malergewerbe
nicht glatt vonſtatten gehen würde. Einmal können verſchie-
dene Unternehmer einzelner Städte und Bezirke ſich mit der
erlittenen Blamage nicht ſo ohne weiteres abfinden, dann aber
begegnen ſich Unternehmer- und Gehilfenorganiſationen viel-
fach in dem Wunſche, vor Wiederaufnahme der Arbeit zunächſt
die örtlichen Verhandlungen über die den Orten verbleibenden
Differenzen zu erledigen.

Bemerkenswert iſt, daß der neue Schiedsſpruch vom Unter
nehmerverband nur mit geringer Mehrheit angenommen
wurde, zwei Gauverbände lehnten ihn ab, und zwar Rhein-
land- Weſtfalen einſtimmig und Norddeutſchland mit großer
Mehrheit. Der Gau Rheinland- Weſtfalen iſt darum zur offe-
nen Obſtruktion übergegangen. Der Vorſtand dieſes Gauver-
bandes verſandte unterm 24. Mai ein Zirkular, in dem er
ſeinen Mitgliedern mitteilt, daß die Betriebe geöffnet werden
„zu den vom Arbeitgeberverband aufgeſtellten Bedingungen“.
Man akzeptierte den faulen Frieden, den die Schiedsſprüche
brächten, nicht. Der Tarif, den die Gehilfen jetzt anerkennen
müßten, ſei aufgeſtellt unter Berückſichtigung der wichtigſten
Wünſche des Arbeitgeberverbandes „Die Grundlöhne ſind um
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einen Pfennig pro Stunde erhöht, ſo daß wir alſo auch nach
dieſer Richtung der Gehilfenſchaft ein weitgehendes Entgegen-
kommen gezeigt haben. Höhere Löhne zu zahlen, ſoll möglichſt
vermieden werden.“ Dann heißt es weiter:

„Sollte eine Werkſtatt in der nächſten Zeit von der Ge
hilfenſchaft durch Streik angegriffen werden, ſo bitten wir,
dies ſofort zu melden den betreffenden Gehilfen iſt mitzu-
teilen, daß ſie auf eine ſchwarze Liſte geſetzt
werden und ein Jahr lang nirgends mehr be-
ſchäftigt werden. Eventuell wird es auch erforderlich
werden, erneute Ausſperrungen vorzunehmen.

Die gegenwärtige Zeit erfordert aus dieſen Gründen
größte Solidarität und eiſerne Diſziplin. Bewahren wir
dieſe, ſo werden wir gegen die Angriffe der Gehilfenſchaft
gefeit ſein. Angegriffenen Kollegen wird durch Unterſtützung
von Arbeitskräften aus anderen Werkſtätten geholfen
werden.

Warnung vor Sondertarifen der Gehilfen-
ſchaftl!! Dr. Coelſch, Syndikus“

Der Haupiverband der Unternehmer ſteht dieſem Scharf-
macherſtückchen, Treubruch und offenem Abfall dieſes Gauver-
bandes völlig hilflos gegenüber.

Ebenſo treibt es der als Scharfmacher bekannte Hamburger
Vorſitzende der Unternehmer und Jnnungsobermeiſter offen-
ſichtlich zum Bruch. Er hat entgegen den getroffenen Ab-
machungen einen einſeitigen Unternehmer-Arbeits-
nachweis eröffnet und erklärt ſeinen Mitgliedern offi-
ziell, daß keine allgemeine Lohnerhöhung ſtatt-
finde, obwohl bei den Verhandlungen protokollariſch feſtge-
legt wurde, daß die Unternehmer die moraliſche Pflicht haben,
die ausgeſprochene Lohnerhöhung allgemein zu gewähren, alſo
auch den älteren und leiſtungsfähigeren Gehilfen, die ſeither
ſchon mehr als den Minimallohn erhielten. Angeſichts dieſer
offenen Tarifverletzungen haben die Hamburger Gehil-
fen beſchloſſen, die Arbeit vorläufig nicht auf-
zunehmen.

Auch in einigen anderen Städten beſtehen ähnliche Diffe-
renzen, wieder in anderen Städten lehnen die Unternehmer
jede örtliche Verhandlung ab.

Der tatſächliche Umfang der noch beſtehenden Differenzen
kann erſt in den nächſten Tagen endgültig feſtgeſtellt werden.
Jedenfalls wird es noch einige Zeit dauern, bis die durch die
ſinnloſe Ausſperrung heraufbeſchworenen Differenzen vollſtän-
dig erledigt ſind. Die Gehilfen ſind natürlich bereit, jede Un
gerechtigkeit der Scharfmacher energiſch abzuwehren.

Straßenbahnerſtreik in Mailand.
Jn Mailand traten am Dienstage die Angeſtellten der elek-

triſchen Straßenbahn in den Streik, und ſeit Mittwoch ruht
der Verkehr vollſtändig, da ſich ſämtliche Straßen
bahnführer und Schaffner der Ausſtandsbewegung angeſchloſſen
haben. Der Streik iſt ein Sympathieſtreik, um die ſtreikenden
Arbeiter der Mailänder Automobilfabriken zu unterſtützen.
Die Garniſon (l) wurde durch Zuzüge aus den Nachbarſtädten

verſtärkt, da „Unruhen“ werden.
n Literariſches.

Jn freien Stunden. Eine Wochenſchrift. Romane und
Erzählungen für das arbeitende Volk. Jede Woche erſcheint ein
reich illuſtriertes Heft zum Preiſe von 10 Pfg. Probenummern
liefert der Verlag Buchhandlung Vorwärts Paul Singer
G. m. b. H., Berlin SW. 68 gratis. Beſtellungen nehmen alle
Buchhandlungen, Spediteure und Kolporteure entgegen.

Kommunale Praxis. Wochenſchrift für Kommunal-
politik und Gemeindeſozialismus. Verlag Buch-
handlung Vorwärts Paul Singer G. m. b. H., BerlinW. 68. Vierteljährlich 3 Mk. Jede Woche erſcheint ein Heft.
Beſtellungen nehmen die Buchhandlungen und Poſtanſtalten entgegen.

[NadergDer Eindringling.
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.
Und unter dem ermutigenden Blide ſeiner Tante fuhr der

Jeſuitenjünger fort: Das echte Volk kann weder leſen noch
ſchreiben, es weiß nichts von Freiheiten, Rechten und anderen
Flauſen derſelben Art, und deshalb iſt es glügklich. Das Minen-
geſindel dagegen lieſt Zeitungen, hält faſt alle Sonntage Ver-
ſammlungen ab, in denen gegen die Reichen gedonnert wird,verzehrt ſich in unterdrücktem Haß und ſehnt ſich danach, eines
Tages rudelweiſe nach Bilbao hinüber zu kommen, um uns
auszuplündern.

Areſti wandte ſich gegen ſeinen Vetter, der ſtillſchweigend aß
und hie und da nach dem Neffen ſeiner Frau herüberblinzelte.

fft du gehört, Pepe, was dieſer junge Mann da nicht alles

nd ſich gegen Urquiola wendend, ſagte er äußerſt gelaſſen:
Man darf nicht überſehen, daß dieſe Kanaille, die aus

Spanien gekommen iſt, dieſes ſündhafte und ruchloſe Geſindel,
durch ſeine Arbeit den Reichlum Vilbaos geſchaffen hat. Dieſe
Leute arbeiten ſich in den Minen zu Tode, ohne ſie gäbe es kein
Erz, und ohne Erz wäre Bilbao ein elendes Neſt. Wir, die
Einheimiſchen, beſchränken uns darauf, ihre Arbeit zu über-
wachen und den Vorteil auszunützen, vor ihrer Ankunft hier
geboren zu ſein. Sie gleichen den Negern, die früher nach
Amerika gebracht wurden, um die Weißen zu ernähren. Sie
kommen hierher, durch das Elend getrieben, und da wir ihnen
keine Peitſchenhiebe verabfolgen dürfen, bezahlen wir fie mit
unfreundlichen Worten.

Urquiola bäumte ſich entrüſtet, als er dieſe Worte vernahm.
Taugenichtſe waren ſie ſamt und ſonders, dieſe Bergarbeiter,
mit Laſtern aller Art behaftet, und unter ihnen gab es keinen
einzigen, der ans Sparen denke, um ſeine Lage nach und nach
zu verbeſſern.

Ja, ſparen! rief Areſti aus ſparen und ſich bereichern
ſollen die Leute bei einem Tagelohn von einigen Realen (ein
Real 20 Pfennig) und umgeben, wie fie ſind, von Ausbeu-
tern aller Art

Damit bin ich nicht einverſtanden, Luis a Sanchez
Morueta ihm in die Rede. Jedermann weiß doch, daß derſpaniſche Arbeiter das Hpfer ſeiner unverbeſſerlichen Ver
ſchwendungs ſucht iſt. Jn anderen Ländern iſt es anders: da
ſpart ſich der Arbeiter ein kleines Kapital für ſeine alten Tage
zuſammen.

Jn anderen Ländern entgegnete Areſti beſtehen Alters-verſicherungsAnſtalten, oder es ergeht dem Arbeiter gerade ſo

wie hier. Der Arbeiter ſpart nicht, weil er die Ueberzeugung
hat, daß alles ſparen ihn doch nicht dem Elend entreißen kann.
Der moderne Fortſchritt iſt für ihn um ſo verhän misvoller
geworden, als dieſer nur die oberen Klaſſen begünſtigt hat.

Jn früheren Zeiten, als das Handwerk blühte und die Haus-
arbeit vorherrſchte, da konnte es der Arbeiter noch zum Meiſter
bringen und emporſtreben. Aber jetzt, mein lieber Pepe,
kann einer von deinen Arbeitern, wenn er auch noch ſo ſehr
darbt und ſpart, nie Aktionär deiner Hüttenwerke werden oder
Eigentümer eines auch nur winzigen Bergwerks.

Sehr richtig rief Urquiola triumphierend aus
Doktor trifft oft den Nagel auf den Kopf. Seine Behauptung
beweiſt nur, daß die früheren Zeiten beſſer waren als die heu-
tigen und daß wir zurückkehren ſollen zu den Gepflogenheiten
und Anſchauungen jener glücklichen Zeiten, in welchen alle Welt
in Frieden lebte und in denen es noch keinen Fortſchritt gab.

Sanchez Morueta warf dem jüngeren Mann einen Blick zu,der Dona Chriſtina erſchreckte und ſie für ihren Neffen fürchten
ließ.

Das iſt ja der reinſte Unſinn
der ſoeben die Schulbantk in Deuſto verlaſſen, kann ſo ſprechen.
Der Fortſchritt ſoll abgeſchafft werden, weil er einige Ver-
wicklungen mit ſich bringt! Unerhört!

Und jener gewöhnlich ſo ſchweigſame Mann ſprach in un-
unterbrochenem Fluß, langſam, aber mit großer Energie. Er
war ein begeiſterter Bewunderer des Kapitalismus. Areſti
kannte ſeinen kalten und feſten Glauben an das Geld, das, durch
die techniſchen Entdeckungen in Bewegung geſetzt die Welt
gänzlich umgeſtaltet hatte. Der Millionär ſang in beredten

der

ſagte er gelaſſen. Nur einer,

Wendungen ein Loblied auf die Macht des Geldes die nur
wenigen auserleſenen Händen anvertraut iſt. Die große
moderne Umgeſtaltung war das Werk der Religion des Geldes,
der Sanchez Morueta als einen ihrer eifrigſten Anbeter ange-
hörte. Das Geld hatte unter Benutzung der wiſſenſchaftlichen
Erfindungen überall die Erzeugniſſe der Jnduſtrie vermehrt
und ihren Wert verringert und ſie ſo den breiteſten Volks-
ſchichten zugänglich gemacht, deren Wohlſtand gemehrt worden
war. Der heutige Arbeiter beſaß Bequemlichkeiten, die den
Reichen früherer Jahrhunderte verſagt waren. Das Kapital
im Dienſte der Jnduſtrie hatte wilde Völker der Kultur er-
ſchloſſen, hiſtoriſche Schlagbäume zerſtört und auf dem ganzen
weiten Erdenrund Handelsplätze geſchaffen das Kapital war
es, das Einöden und Urwälder mit Eiſenſchienen und die
Tiefen des Ozeans mit Telegraphendrähten überzogen, das
den Aust tauſch der Erzeugniſſe beider Hemiſphären vermittelte
in ſieghaftem Ringen mit den blinden Naturgewalten und die
Hungersnöte aus der Welt ſchaffend, die früher ſo oft ganze
Völker heimgeſucht. Die hiſtoriſchen Machthaber ſelbſt beugten
das Haupt vor dem Kapital. Die Herrſcher der Staaten, ſtolz
wie Halbgsötter auf ihren Kriegsroſſen, mit Federn und Gold-ſtickereien geſchmückt und an der Spitze von zahlreichen Heeren
reitend, mußten oft bei den Geldleuten betteln, um aus der
Not zu kommen. Hinter den mächtigen Kaiſerreichen ſtanden
verborgen die wirklichen Gebieter, die die Erdoberfläche ver-
änderten und der Natur ihre Schätze zu entreißen wußten, die
große Republik der Kapitaliſten, ſchweigſam, ſcheinhar demütig
und beſcheiden, und dennoch Herren der Schickſale des Erdhalls.
Was beſonders Sanchez Morueta an dieſem geheimen und all

gewaltigen Verband gefiel, das war, daß allein die Klugen und
Fähigen darin Aufnahme fanden. Die Hierarchie der Geld-
macht war nicht wie die prieſterliche oder kriegeriſche Herrſchaft
der Vergangenheit, in der man bloß durch die Geburt eine
Stelle hatte. Der Sohn des Kapitaliſten wurde, wenn er un
fähig war, durch die ſchlechten Geſchäfte, durch ſeine eigenen
Taten ausgemerzt, und ein anderer, klügerer, füllte die Lücke
aus. Wo könnte es eine großartigere und mächtigere und zu-
gleich demokratiſchere und beſcheidenere Einrichtung geben

Ja, ja, Blödſinn war's, gegen eine ſolche Einrichtung zu
Felde ziehen zu wollen.

Areſti proteſtierte. Er erkannte die Vorzüge des kapitaliſti-
ſchen Syſtems an und die Vorteile, die aus demſelben der
Menſchheit auf dem ſozialen Gebiet erwachſen waren. Das
Kapital ſah ſich für die geleiſteten Dienſte überreich belohnt.
Aber der zweite Faktor des modernen Aufſchwungs, die Arbeit,
genoß keine Vorteile und befand ſich in derſelben elenden Lage
wie zu Anfang des 19. Jahrhunderts, als der große induſtrielle
Umſchwung anhob.

Das iſt ein Jrrtum, Luis ſagte der Millionär. Die
Lage der Arbeiter im allgemeinen hat ſich bedeutend gebeſſert.
Ein Beweis dafür iſt, daß auf der ganzen Welt die Verzinſung
des Kapitals immer geringer wird, während die Forderungen
der Arbeiter, die jeden Augenblick mit dem Ausſtand drohen,
immer höher gehen, und die Löhne entſprechend ſteigen.

Nun entgegnete achſelzuckend der Doktor was bedeutet
eine Aufbeſſerung des Taglohns um einige Reales? Heil-
mittel für einen Augenblick, Pfläſterchen, die dem Kranken
nichts nutzen, denn ſofort iſt das fatale Gleichgewicht wieder
hergeſtellt, indem der Preis der notwendigſten Gegenſtände in
die Höhe geht, und der Arbeiter, mit dem Gelde in der Hand,
iſt gerade ſo elend daran wie zuvor. Es geht ihm, wie dem
Kranken, der ſich bald auf die linke, bald auf die rechte Seite
legt und durch die Veränderung ſeiner Lage eine Srleichterung
herbeizuführen glaubt. Mit einer Lohnerhöhung iſt dem Ar-
beiter nicht geholfen: Hierüber, du weißt es wohl, werden wir
nie eins werden. Der Arbeiter muß gerecht behandelt werden,eine unabhängigere Stellung in der menſchlichen Geſellſchaft
innere und einigermaßen Herr und Beſitzer deſſen, was er
erzeugt, ſein.

Die Worte der beiden Männer habllten laut durch die Stille
des Speiſeſaales. Alle übrigen ſchwiegen und wagten es nicht,
das Geſpräch zu unterbrechen. Urquiola war der einzige, der
mit überlegenem Lächeln zuhörte, als beſitze er die Löfung des
erörterten Problems.

Dong Chriſtina befürchtete, daß die Polemik die Gemütlich-
keit des Feſtes zerſtören möchte, und lenkte das Geſpräch ab,
indem ſie den Doktor über ſeine Freunde in Gallarta aus-
fragte. Pepita ſchloß ſich ihrer Mutter an. Es beluſtigt; ſie,
ſich über die Exzentrizitäten jener Unternehmer unterrichten
zu laſſen die nicht wußten, wie ſie ihr Vermögen ausgeben
ſollten. Das ariſtokratiſch erzogene Mädchen lachte herzlich
über die pöbelhaften Ergötzlichkeiten jener arvenüs.
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Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 29. Mai 1918.

Jſt ein Jugendausſchuß als Verein zu betrachten?
Der badiſche Verwaltungsgerichtshoſ hat dieſe für jeden Ort

wichtige Frage in einer Entſcheidung vom 19. Februar 1918
verneint. Die früher in Karlsruhe beſtandene Organiſa-
tion Freie Jugend hörte im November 1911 zu beſtehen auf.
Die bis dahin von der Organiſation getroffenen Veranſtal-
tungen wurden von dem Gewerkſchaftskartell in die Hand ge-
nommen. Das Gewerkſchaftskartell beſtimmte als Leiter der
Veranſtaltungen eine Perſon, die unter dem Namen Freier
Jugendausſchuß die Geſchäfte ehrenamtlich wahrnahm. Zu
den Veranſtaltungen wurden die jungen Arbeiter zugelaſſen,
die Teilnehmer an den Veranſtaltungen waren nicht Vereins-
mitglieder, ſondern lediglich Gegenſtand der Fürſorge. Einen
Beitrag haben die an den Veranſtaltungen des Jugendaus-
ſchuſſes teilnehmenden jungen Leute nicht zu bezahlen. Ob ſie
auf die Zeitung Arbeiter- Wenn d abonnieren, iſt ihrem Be-
lieben überlaſſen. Die Koſten der Veranſtaltungen des
Jugendausſchuſſes werden vom Gewertſchaftskartell getragen.
Das Karlsruher Bezirksamt glaubte auf Grund ſeiner Er-
hebungen die Auffaſſung gewonnen zu haben, daß der frühere
Verein Freie Jugend, wenn auch unter anderem Namen und
in verſchleierter Form, in der neuen Organiſation des Freien
Jugendausſchuſſes weiter beſtehe. Das Bezirksamt Karls-
ruhe betrachtete den ſogenannten Verein Freier Jugend-
ausſchuß wegen ſeines angeblichen engen Zuſammenhanges
mit den Beſtrebungen der ſozialdemokratiſchen Partei als
einen politiſchen. Die bekannten Entſcheidungen des preu-
ſiſchen Oberverwaltungsgerichts, mit denen die Jugend-
organiſationen in verſchiedenen preußiſchen Städten als
politiſch erklärt wurde, ſcheinen dem Karlsruher Bezirks-
amt keine Ruhe gelaſſen zu haben. Es erließ eine Ver-
fügung, durch die der Beauftragte des Gewerkſchaftskartells
aufgefordert wurde, jede Aenderung der Satzungen ſowie
jede Aenderung in der Zuſammenſetzung des Vorſtandes an-
zuzeigen und junge Leute unter 18 Jahren in dem „Verein“
als Mitglieder nicht weiter zu dulden. Gegen dieſe Ver-
fügung des Bezirksamts Karlsruhe erhob der Beauftragte
des Gewerkſchaftskartells Klage beim Verwaltungsgerichtshof
in Karlsruhe. Dieſer hob mit ſeiner Entſcheidnug vom
19. Februar 1913 die Verfügung des Bezirksamts auf.

Aus der ſehr intereſſanten Begründung der Entſcheidung
des Verwaltungsgerichtshofes geben wir hier folgendes wieder:

Der Kläger beſtreitet, daß ein Berein überhaupt
beſtehe. Folgt man den Angaben des Klägers, ſo hat hin-
ſichtlich der Veranſtaltungen der Jugendfürſorge, um die
ſich der Streit dreht, eine Aenderung in der organi-
ſatoriſchen Grundlage ſtattgefunden. Zweck und Ziel
der Veranſtaltungen blieben dieſelben. Ebenſo die Veranſtal-
tungen ſelbſt. Es trat ein Syſtemwechſel ein. Die korporative
Beteiligung der jungen Leute wurde aufgegeben. Dieſe waren
fernerhin nur mehr Gegenſtand der Fürſoge. Vom Kläger
wurde behauptet, daß die jungen Leute noch nicht genügend reif
ſeien, ihre Angelegenheiten ſelbſt zu verwalten. Bei der Ent-
ſchließung der Leiter der Veranſtaltungen mag noch mitgewirkt
haben, daß das preußiſche Oberverwaltungsgericht mit Urteil
vom 14. Oktober 1910 und 17. Februar 1911 die freien Jugend-
organiſationen in Berlin und Breslau für politiſche
Vereine im Sinne des Reichsvereinsgeſetzes erklärt hat. Beide
Gründe reichen aus, die Entſchließung, das Unternehmen der
Jugendfürſorge auf eine geänderte organjſatoriſche Grundlage
zu ſtellen, zu erklären. Beſtand aber dieſe Abſicht, ſo liegt kein
Grund dafür vor, daran zu zweifeln, daß der gefaßte Entſchluß
auch wirklich ernſtlich zur Durchführung gebracht wurde. Die
Beweiſe, die das Bezirksamt für ſeine gegenteilige Annahme
ins Feld führt, ſind nicht ſtichhaltig. Das Bezirksamt ver-
wendet auch den Umſtand, daß die jungen Leute, die die Ver-
anſtaltungen des Freien Jugendausſchuſſes beſuchen, ſeien
Abonnenten der Zeitung Arbeiter-Jugend, zu der Schlußfolge-
rung, daß dadurch ihre e bei dem vom Amt unter-
ſtellten Verein bewieſen werde. Die r iſt aber nichtſchlüſſig. Es fehlt an Beweis für den rechtlichen Zuſammen-

hang zwiſchen der Tatſache des Abonnements auf die Zeitung
und der behaupteten Mitgliedſchaft bei dem als beſtehend unter-
ſtellten Verein. Der Bezug einer beſtimmten Zeitung kann
unter Umſtänden ein Merkmal der Zugehörigkeit zu einem ge-
wiſſen Verein ſein. Für ſich allein reicht jedoch die Tat-
ſache des Abonnements auf eine beſtimmte Zeitſchrift oder
Zeitung nicht aus, um die Mitgliedſchaft bei einem Verein zu
begründen oder zu beweiſen.

Konnte der Gerichtshof hiernach den Beweis dafür, daß
der vom Bezirksamt unterſtellte Verein, mit Bezug auf den
er ſeine Verfügung erließ, wirklich beſteht, nicht als erbracht
anſehen, ſo mußte er im Sinne der obigen Ausführungen zur
Aufhebung der angefochtenen Verfügung ge-
langen.“
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Adreſſen- Verzeichnis der Gewerkſchaften
Das Verzeichnis der Adreſſen der örtlichen Verwaltungen

der Gewerkſchaftsorganiſationen in Halle iſt nunmehr im
Druck erſchienen. Jntereſſenten können einzelne Exemplare
im Arbeiterſekretariat erhalten. Der Kartellvorſtand.

Das ſtudentiſche Proletariat.
Halle gehört nicht zu den feudalen Univerſitätſtädten, in

denen die Korpsſtudenten das Straßenleben und noch etwas
mehr beherrſchen. Der arme Student iſt hier verhältnismäßig
ſtärker vertreten. Deshalb iſt das, was in Heft 4 der Aka-
demiſchen Rundſchau Dr. Paul Roth, Leipzig, über das
„ſtudentiſche Proletariat“ ſchreibt, für Halle beſonders zum
Nachdenken anregend.

Der Begriff Proletariat ſoll hier nur wirtſchaftlich aufzu-
faſſen ſein. Roth legt dar, daß ein merklicher Bruchteil unſerer
Studenten, jedenfalls ein weit höherer als gemeinhin bekannt
iſt, in der kümmerlichſten Weiſe ſich durchſchlagen und durch-
hungern muß, wobei erſchwerend ins Gewicht fällt, daß dieſer
Notſtand vielfach durch eine ganz unwürdige Bezahlung
ſtudentiſcher Arbeitskräfte ausgebeutet wird. Ein
Verſuch des ſtatiſtiſchen Amtes, der deutſchen Freien Studen-
teüſchaft zur Feſtſtellung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe der
deutſchen Studenten im allgemeinen zu gelangen, iſt in ſeinen
Anfängen geſcheitert. Die Urſache des Notſtandes dieſer
Studenten, ſagt Roth, iſt wohl zum kleineren Teil der falſche
Ehrgeiz geringer bemittelter Eltern, ihre womöglich nicht ein-
mal beſonders begabten Söhne ſtudieren zu laſſen; zum
größeren Teil ſcheint es ſich hierbei um vbvefä higte,
wiſſendurſtige junge Leute zu handeln, die aus einem
inneren Drang oft gegen den Willen ihrer mittelloſen Eltern,
ſich der Hochſchule zuwenden.

Was geſchieht, was könnte geſchehen, ihre Not zu beſſern?
Die Hochſchulen bieten Stipendien und Freitiſche, die Dozen-

ten Stundung oder Erlaß der Kolleggelder. Letzteres geſchieht
in großem Umfange in liberaler Weiſe. Das Stipendien-
weſen iſt durchaus nicht auf der Höhe. Bei
ſtatutariſch feſtgelegten Legaten läßt ſich das nicht mehr ändern,
bei T We könnte vieles verbeſſert werden. Leider aber
erfreut ſich dieſes wichtige Gebiet ſozialer Fürſorge einer weitgeringeren Beachtung als etwa prunkvolle Feiern von Uni-
verſitätsſjubiläen. Jn den erſten Anfangſtadien befinden ſich
ſoziale Maßnahmen, wie die zweckmäßige „Organiſation der
Wohnungs- und Ernährungsfrage“, „Studentenheime“,
„ſtudentiſche Kaſinos“. Die Anregungen dazu ſtammen
größtenteils aus der Studentenſchaft, nicht von „oben“. Solche
Organiſationen mögen ſchwierig ſein, ſie ſind es beſonders
heute, weil die ideelle und materielle Förderung auf ſeiten der
akademiſchen Behörden größtenteils mangelt. Solange das
der Fall iſt, ſind die mittelloſen Studierenden auf eigenen
Erwerb angewieſen. Jn Betracht komnit: journaliſtiſche
Tätigkeit, Arbeiten in Verlagsanſtalten und Privatbiblotheken,
Erteilung von Privatſtunden. Verlagsanſtalten und Biblio-
theken, die Studenten beſchäftigen können, ſind ſelten und
zahlen nur teilweiſe anſtändig. Was als Entlohnung für
Privatſtunden geboten wird, ſpottet der Beſchreibung, ſo in
einem Fall für zweiſtündige tägliche Beaufſichtigung von
Schularbeiten: ein kaltes Abendeſſen, das heißt, in Geſtalt von
Wurſtbroten. Jn einem anderen Fall für gleiche Arbeits
leiſtung 20 Mk. monatlich (zirka 30 bis 40 Pfg. Stundenlohn).
Jn dem letzteren Falle handelt es ſich um das Angebot einesarbeitſuchenden Studierenden. Ueberangebot r liegt natür-

lich vor, und das erklärt die preisdrückende Kon-
kurrenz'ſtudentiſcher Arbeitskräfte. Aber auch
an einer ſtarken Organiſation der ſtudentiſchen Arbeitsver-
mittlung fehlt es. Die von den Freien Studentenſchaften ein-
geführten „Arbeitsämter“ haben keine Mittel für Propaganda.
Wenn die Univerſitätsbehörden dieſe Aemter unterſtützten
durch Barmittel oder Verbindungen mit Mittelſchulen, die
ſtarken Privatſtundenbedarf haben, könnte ſehr gebeſſert wer-
den. Hier fehlt's! So kommt es, daß arme Studenten auch
zu anderem Erwerb, Nebenerwerbh, zu greifen gezwungen ſind.
Jn Amerika, ſagt Dr. Roth, greift der mittelloſe Student, um
ſich über Bord zu halten, zum Landarbeiter- und Kellnerberuf,
es ſei das keineswegs als „nicht ſtandesgemäß“ anzuſehen. Jn
der Hauptſache kommt Dr. Roth zu dem Vorſchlag: Erweiterte
und verbeſſerte ſoziale Fürſorge; Organiſation und Ausbau
der ſtudentiſchen Arbeitsvermittlung; Aus
dehnung der ſtudentiſchen Arbeit auf geeignete Berufsgebiete
handarbeitender Stände.

Da haben wir alſo die Beſcherung: Konkurrenz der gelernten
und ungelernten Arbeiter durch die akademiſch-gebildeten Ele-
mente! Und warum? Weil die Univerſitätsbehörden
ihren Ver pflichtungen der ihnen anvertrauten Jugend
gegenüber, vielleicht der beſten Volksjugend
gegenüber, nicht gerecht werden; und lieber Prunk-
feiern alldeutſchen Stils in die Wege leiten, als den Hunger
vom Magen armer deutſcher Jntelligenzen fernzuhalten ſuchen,
was ihnen bei den reichen Mitteln der verſchiedenen Univerſi-

täten kaum Mühe machen würde. Aber anſtatt die Reviſion
der Univerſitäts- und Jnſtitutionsgebühren, die oft unge-
bührlich hoch ſind, zu bewirken, hat man in Preußen noch
vor einigen Jahren Bibliotheksgebühren eingeführt, einen
durch nichts zu entſchuldigenden Bureaukratismus. Preußen
in der Welt voran! Preußiſche Studenten hinter
den Miſtkarren, wenn auch noch ein paar ungelernte Ar-
beiter mehr dadurch brot los werden

Der ſtädtiſche Bauausſchuß beſchloß in ſeiner geſtrigen
Sitzung, die Petition des Fiſchermeiſters Knothe wegen der
Gondelanlegeſtelle an der Rainſtraße als erledigt zu erklären,weil dem Erſuchen des Petenten auf Anlegung der Treppe
nachgekommen iſt. Zur Verbreiterung der Dölauer Straße
auf 24 Meter müſſen 2365 Quadratmeter sum Preiſe von zirka
1900 Mk. vom Fiskus erworben werden. Dem Landverkauf
an die Fridericianer, Jägerplatz 14, von zirka 100 Quadrat-
merter zum Preiſe von 500 Mt. wurde nach Vorlage des Magi-
ſtrats zugeſtimmt. Der Rechts- und Verfaſſungs- Ausſchuß hat
dem auch bereits zugeſtimmt. Aber die Petition wegen der
Straßenausbaukoſten der Wörmlitzer Straße ſoll Uebergang
zur Tagesordnung empfohlen werden, weil die Petenten den
Klageweg beſchritten haben, und die gerichtliche Austragung
der Angelegenheit abgewartet werden ſoll. Dazu liegt ein An-
trag des Bauausſchuſſes vor, daß der Magiſtrat ein Verzeich-
nis derjenigen Straßen anfertigen ſoll, wo noch Straßenaus-
baukoſten zu fordern ſind. Zum Straßenausbau öſtlich des
Kaiferplatzes wurde den vom Magiſtrat vorgeſchlagenen Ver-
trägen zugeſtimmt.

Die folgenſchwere Studentenſchießerei, über die wir Diens-
tag berichteten, ſtellt ſich als ein ganz gefährlicher Exzeß dar.
Das Befinden des Stud. phil, Bernhard Kruſekopf, der am
Montag abend bei der bedenklichen Schießerei im Vorgarten
vom Müllers Hotel in der Magdeburger Straße die ſchwere
Schädelverletzung erlitt, hat ſich zwar gebeſſert, doch ſchwebt der

Aermſte nach wie vor in größter Gefahr. Der Schütze,der den verhängnisvollen Schuß abgab, iſt der Stud. jur. Her
mann Dykerhoff.

Aus dem Zoologiſchen Garten. Die Braunbärin war vor-
geſtern von ihren Jungen getrennt und im Jntereſſe weiterer
Zucht wieder zu dem Eisbären zugelaſſen worden. Die jungen
Baſtarde verblieben im alten Käfig und erhielten zur Geſell-
ſchaft noch die vier anderen Bärenbabys. Tagsüber verhielten
ſie ſich ſo ruhig, daß es ſchien, als hätten ſie ſich raſch mit der
Trennung abgefunden. Nachts zwängten ſie ſich, was ſie in
jüngerem Alter öfter getan hatten, an irgend einer Stelle
zwiſchen den Stäben des Zwingers durch, um die Mutter zu
beſuchen. Bei dieſem Verſuch tötete der Eisbären-Vater den
einen Sprößling und riß dem andern einen Arm aus, ſo daß
er ebenfalls getötet werden mußte, um nicht wieder einen Drei-
fuß groß zuziehen. Leider hat auch das unverſtändige Füt-
tern mit Zucker und Süßigkeiten ein Opfer gefordert in Ge-
ſtalt des HirſchziegenAntilopenbockes. Wenn kg Verluſt
auch zu verſchmerzen iſt, ſo iſt es doch ſehr bedauerlich, daß trotz
aller Belehrung das Füttern mit Zucker und anderen Süßig-
keiten nicht unterlaſſen wird. Glücklicherweiſe ſind zugleich
auch zwei höchſt erfreuliche Nachrichten zu vermelden: die Ge-
burt dreier Schneeleoparden ſowie zweier Gürteltiere, beides
Zuchtergebniſſe, die zu den größten Seltenheiten gehören. Die
jungen Schneeleoparden ſind einſtweilen nicht zu ſehen, da die
Mutter ſehr aufgeregt iſt. Dagegen gelingt es gelegentlich,
die jungen Gürteltiere zu beobachten, wie ſie an der Bruſt der
Mutter ſaugen. Meiſt verbirgt ſich allerdings die Mutter mit
den Kleinen hinter einem dichten Heupolſter.

Auskunft und Fürſorgeſtelle für Alkoholkranke. Die Für
ſorgeſtelle, Rathausſtraße 16, wurde vom 1. Oktober 1912 bis
31. März 1913 in 55 Fällen in Anſpruch genommen. Unter den
Pfleglingen waren 53 verheiratet, darunter 2 Ehefrauen und 2ledig. Jn 12 Fällen konnte eine ganz erhebliche Beſſerung feſt
geſtellt werden. Ueberwieſen wurden der Fürſorgeſtelle dieſe
Fälle von der Polizei und der Armenverwaltung, dem Amts-
gericht, der Städt. Wohnungsinſpektion, der ſtädtiſchen Waiſen
pflege und den Angehörigen der Trinker, während ſich 10 ſelbſt
meldeten. Jn zwei Fällen übernahm die Fürſorgeſtelle die
Vormundſchaft, zwei andere beantragte Entmündigungen
den noch nicht verhängt, die Trinker aber vom Amtsgericht deſteten Beobachtung durch die Fürſorgeſtelle empfohlen. In

einer Trinkerheilſtätte wurden auf den Antrag derStelle Zwei ihrer Kranken untergebracht, in einem Falle trug
die ſtädtiſche Armenverwaltung die Koſten, in anderen ſorgte
der Leiter der Fürſorgeſtelle für dieſe. Vom 1. Juni d. J. wer-
den anſtatt der wöchentlich zweimal ſtattfindenden Sprech-
ſtunden deren drei abgehalten, und zwar Montag, Mittwoch,
Freitag in der Zeit von 6 bis 7 Uhr nachmittags. Wie bisher
wird auch weiter koſtenlos Rat und Hilfe an Trinker oder deren
Auge ige gewährt.

Gegen die ungeſchützten Hutnadeln. Ebenſo in anderenStädten in denen gegen das Tragen ungeſchützter Hutnadeln der

Damen vorgegangen wird, iſt auch in Halle in dieſem Sinne eine
Polizeiverordnung erlaſſen worden. Sie beſagt, daß andere Per-
ſonen nicht gefährdet oder beſchädigt werden können. Zuwider-
handlungen hiergegen werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., imUnvermögensfalle mit entſprechender Haft beſtraft. Hoffent
lich findet die Verordnung die gebührende Beachtung. Es ſind
genügend Hutnadelſchützer in den Handel gebracht worden, die
ſich als praktiſch erwieſen haben.

Operettenkapellmeiſter des Stadttheaters. Jn den Leip-
ziger Feueſſen Nachrichten wird mitgeteilt, d als 1.
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A. Lehmanun, Schmeerſtr. 5. I.Vh.

rettenkapellmeiſter für das Stadttheater in Halle Dr. Egon
Plantk, früher Kapellmeiſter am Leipziger Neuen Operetten-

theater, auf 2 Jahre verpflichtet worden iſt.
Wiſſenſchaſtliche Ballonfahrt. Am 25. Mai ſtiegen die

Herren Privatdozent Dr. A. Wigand-Halle als Führer und Dr.
W. KolhörſterHalle als Mitfahrer zu einer aus den Mitteln
des Aerophyſikaliſchen Forſchungsfonds Halle beſtrittenen
wiſſenſchaftlichen Ballonfahrt auf. Der Ballon flon in ſüdſüd-
öſtlicher Richtung über Chemnitz, das Erzgebirge nach Böhmen
und landete glatt nach 81ſtündiger Fahrt 60 Kilometer ſüdlich
von Pilſen. Bei langſamem ſtufenweiſen Anſteigen erreichte
der kleine Ballon (630 Kubikmeter) über Nordböhmen eine
Maximalhöhe von 4100 Meter. Neben metrologiſchen Be-
obachtungen wurde ſpeziell die durchdringende Strahlung ge-
meſſen. Die Verpackung des Ballons vollzog ſich mit Unter-
ſtützung der tſchechiſchen Bevölkerung ohne Schwierigkeiten.

Die Feuerwehr wurde geſtern abend nach Alte Prome-
nade 5 gerufen, wo in einer Küche übergekochtes Fett Feuer ge
fangen hatte. Der Brand wurde durch das Küchenperſonal ge-
löſcht. Zur Beſeitigung eines Fabrikſchornſteinbrandes

wurde die Feuerwehr (Wache Süd) geſtern nachmittag nach
Merſeburger Straße 39 gerufen. Nach etwa dreiviertelſtündiger
Tätigkeit war anſcheinend die Gefahr beſeitigt. Gegen 6 Uhr
nachmittags mußte die Wehr aus gleicher Veranlaſſung noch-
mals dorthin ausrücken, woſelbſt ſie eine Stunde lang in Tätig-
keit blieb.

Radrennen. Die ſechs Dauerfahrer treffen heute zum
Training auf der Radrennbahn ein. Es wird ein ſehr lebhaftes
Bild geben, wenn täglich abends ſechs Motore im ſchärfſten
Tempo die Bahn umkreiſen. Das Rennen Der erſte Schritt
wird vorausſichtlich ſehr viele humorvolle Momente geben, da
vielleicht mancher Radfahrer ſein erſtes Debut auf der Renn-
bahn gibt. Einen glücklichen Sieger finden wir auch unter den
zuſchauern, wo der Sieger des großen goldenen Rades am
Schluſſe des Rennens eine Nummer zieht und der Jnhaber
dieſes Programms nun ohne jegliche Nachzahlung das hochfeine
ausgeſtellte Brennabor-Tourenrad erhält. Es wird noch er-
wähnt, daß die Billetts in den bekannten Vorverkaufsſtellen
billiger zu haben ſind.

Ammendorf und Umgegend. Die Mitglieder- Verſammlung
der Zimmerer von Zahlſtelle Radewell findet Sonntag, den
1. Juni, nachmittags 3 Uhr bei Oswald ſtatt.

Der Vertrauensmann.
Nietleben. Hoch patriotiſches aus der Gemeinde-

vertreterſitzung. Der Gemeindevorſtand hatte bean-
tragt, 90 Mk. zu den Koſten der Jahrhundertfeier am 10. März
nachzubewilligen. Darüber gab es heftige Auseinanderſetzung.
Zunächſt beantragte Genoſſe Waldheim, über dieſen An-
trag per Stimmzettel abſtimmen zu laſſen, um jedem Vertreter
die Möglichkeit zu bieten, nicht unter dem Zwange der öffent-
lichen Abſtimmung gegen ſeine Ueberzeugung zu ſtimmen.
Schon dieſer Antrag wurde von den bürgerlichen Vertretern
abgelehnt. Jn öffentlicher Abſtimmung wurden dann die
90 Mk. gegen die zwei Stimmen unſerer Parteigenoſſen be
willigt. Bei der Reichstagswahl, bei den Gemeinderats-
wahlen und bei der letzten Landtagswahl hat die Nietleber
Arbeiterſchaft mit dreiviertel aller abgegebenen Stimmen für
die Kandidaten der ſozialdemokratiſchen Partei geſtimmt, und
dadurch ihr Votum abgegeben, daß ſie ſchon längſt nicht mehr
mit unſerer Reichs- und Kommunalpolitik einverſtanden iſt.
Entgegen dem Willen der geſamten Arbeiterſchaft unſeres
Dorfes bewilligen aber die bürgerlichen Gemeindevertreter
90 Mk. aus den Taſchen der Steuerzahler für Anſchaffung der
Fackeln zu dem Fackelzuge am Abend des 10. März der hun-
dertjährigen Wiederkehr jenes Tages, an welchem das unter-
jochte Preußenvolk die Herrſchaft eines fremden Eroberers ab-
ſchüttelte, um ſpäterhin um die verſprochenen Reformen und
Freiheiten betrogen zu werden. Alle ſchönen Reden, die am
Abend des 10. März d. J. in Nietleben beim Fackelzuge auf
dem Dorfplatz vom Direktor Eck und und in Frenzels Lokal
vom Fabrikbeſitzer Paul Heidenreich im Ueberſchwange patrio
tiſcher Gefühle zur Verherrlichung jener Zeit gehalten wurden,
ſind unter Berückſichtigung der herrſchenden Reichs- und Kom-
munalpolitik ein Fauſtſchlag ins Geſicht aller aufgeklärten
Menſchen.

Erſt der bei der diesjährigen Maifeier von den Arbeitern
geplante Umzug durch die Hauptſtraßen unſeres Dorfes wurde
vom Amtsvorſteher verboten, weil angeblich die öffentliche
Ruhe und Sicherheit dadurch geſtört würde. Wenn aber bei
patriotiſchen Veranſtaltungen in ſpäter Abendſtunde, in der
Dunkelheit, Erwachſene und Kinder mit brennenden Fackeln
und Stocklaternen mit Muſik und Trommelſchlag und ſonſtigen
Radau durch die Hauptftraßen unſeres Dorfes ziehen, und durch
die umherfliegenden Funken Paſſanten verletzt, und die Stroh-
haufen auf den Bauernhöfen anbrennen, ja, dadurch wird die

öffentliche Ruhe und Sicberheit nicht geſtört. Warum werden
derartige Umzüge nicht verboten, Herr Amtsvorſteher?

Bruckdorf. Gemeinderatsſitzung. Am Donnerstag,
den 20. Mai, findet im Juſtgen Lokal um 8 Uhr abends eine
Gemeindevertreterſitzung ſtatt.

Löbejün. Jn der Stadtverordneten Sitzung
vom 26. Mai wurde der Gemeindevorſteher Twiehaus-Wiele
aus Rotwaſſer in Schleſien mit 7 Stimmen bei 2 Stimmenthal-
tungen zum Bürgermeiſter unſerer Stadt gewählt. Außerdem
wurde davon Kenntnis gegeben, daß in der Verwaltungsſtreit-
klage unſerer Genoſſen O. Roſt und Spangenberg, wegen Un-
gültigkeitserklärung ihrer Wahl als Stadtverordnete, vom Be-
zirksausſchuß Beweiserhebung im Wahllokal, unter Zuziehung
der Zeugen beſchloſſen worden iſt. Der Tag wird ſpäter be
kannt gegeben. Das kann heiter werden.

Vereins und Vergnügungskalender
Arbeiter-Samariter-Kolonne. Die Uebungſtunde

findet diesmal am Donnerstag, den 29. Mai, in der Goldenen
Kette ſtatt. Am Sonntag, den 1. Juni, hält die Arbeiter-
Samariter-Kolonne ein Kränzchen in den Glauchaer Ballſälen
ab. Die Gewerkſchaftskollegen und Sportsvereine werden zu
dieſem Vergnügen eingeladen.

Apollotheater. Der Rieſenmonopolfilm Quo vadis,
der ab Sonntag, den 1. Junj, im Apollotheater mit der hierfür
zuſammengeſtellten wertvollen Muſik zur Aufführung gelangt,
ſtellt nicht nur nach ſeiner Länge (2400 Meter), ſondern auch
in bezug auf die Größe des zu ſeiner Herſtellung herange-
zogenen darſtellenden Perſonals, der aufgewandten techniſchen
Hilſsmittel und der enormen Herſtellungskoſten einen Rekord
der Filmfabrikation dar. Einzelnen Szenen ſind in ihrer
Wirkung nicht zu überbieten und feſſeln das Auge des ernſten
Theaterfreundes. Die erſte Vorführung des gewaltigen Film-
dramas findet am Sonntag, den 1. Juni, nachmittags 5 Uhr,
die zweite Vorführung am gleichen Tage um s Uhr ſtatt. Die
Preiſe der Plätze ſind ſo volkstiümlich gehalten, daß jedem ein
Beſuch des intereſſanten Gaſtſpiels ermöglicht iſt.

Walhallatheater. Sonntag, den 1. Juni, beginnen
die allbeliebten Winter-Tymians ihr Gaſtſpiel und ſei erwähnt,
daß dieſe Herrentruppe in dieſen vier Wochen mit vier Pro-
gramms aufwartet. Jedermann beſorge ſich die Gratis-Vor-
zugskarten.

00Aus den Gerichtsſälen.
Schöffengericht.

Erbauliches von der Stellenvermittlung. Ein Herr Emil
Martin von hier betreibt Stellenvermittlung durch Heraus-
gabe eines Annoncenbuches unter dem Titel Merkur und er ſoll
dadurch gegen das Stellenvermittlungsgeſetz vom 2. Juni 1910
verſtoßen haben. Es ging ihm deshalb ein amtsrichterlicher
Strafbefehl über 20 Mk. zu, gegen den er bei dem Schöffen-
gericht Einſpruch erhoben hatte. Der Angeklagte verfuhr in
ſeinem Geſchäft in der Weiſe, daß er in den Zeitungen uſw.
die neueſten Annoncen betreffend Stellengeſuche ſtudierte und
dieſe Geſuche mit Adreſſen in Vakanzenliſten zuſammengſtellte.
Ab und zu fragte er auch Perſonen, die in Zeitungen Stellen
anboten, ob ſie geſtatten würden, ihre Jnſerate in ſeine
Vakanzenliſte aufzunehmen. Dann empfahl er ſein Jnſtitut
durch allerhand Veröffentlichungen, Proſpekte uſw. Meldeten
ſich dann Stellenſuchende, dann ging den Reflektanten ein Pro
ſpekt zu, in dem es etwa hieß: „Keine Entmutigung, ſondern
Arbeit.“ Als ernſthafter Reflektant könne ihm eine gute Exi-
ſtenz geboten werden. Aber bevor das geſchehe, müſſe er 2 Mk.
einſenden. Erſt dann werde ihm der Katalog „Merkur“ mit
den Stellenverzeichniſſen zugeſandt werden.

Der Angeklagte, der von Beruf eigentlich Artiſt iſt, ſagte vor
Gericht, ſich durch den Vertrieb ſeiner Vakanzenliſte nur einen
kleinen Nebenverdienſt verſchafft zu haben. Eine Stellenver-
mittlung im Sinne des Geſetzes habe er damit eigentlich nicht
betrieben. Sein Verteidiger meinte, mit demſelben Recht, wie
der Angeklagte jetzt durch Vertrieb ſeiner Liſte wegen Stellen-
vermittlung belangt werde, könnten auch die Zeitungen, die doch
im Jnſeratenteil tagtäglich Stellengeſuche veröffentlichten,
ebenfalls unter Anklage geſtellt werden. Es ſei immer noch ſehr
ſtrittig, was eine Stelle iſt. Wenn z. B. Damen Angebote zum
Schreiben von Adreſſen erhielten, ſo ſei dies nicht als Stellen-
vermittlung aufzufaſſen. Das Gericht erachtete in dieſem Falle
aber ge werbsmäßige Stellenvermittlung als vorliegend und
verurteilte den Angeklagten zur Zahlung einer Geldſtrafe von
5 Mk. eventl. einen Tag Haft.

Zentralbibliothek.
Ausgabeort: Für Nord Volkspark Burgſtraße 27), für Süd

Ballſäle (Lerchenfeldſtraße 14).
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1312 Im Juni:4 Zomben-Programme
Die Tymians sind glänzender als je zuvor
Jedermannn besorge sich die Gratis Vorzugskarten.
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Doſe Bratheringe 2.55

r2 t n 1.45Niatjes Heringe
Stück 10 bis 15

Feinſte Malta Kartofſeln
1303 Pfund 15

Allerlei.
Ein furchtbares Hagelwetter

verwüſtete den durch ſeine Kirſchenplantagen berühmten Oden-
waldort Gaiberg bei Heidelberg. Faſt an allen Häuſern
wurden die Fenſterſcheiben eingeſchlagen, die Gärten verwüſtet
die Kirſchenernte zum größten Teil vernichtet.
Von Sachverſtändigen der Hagelverſicherungen wird der
Schaden auf mindeſtens 100 000 Mk. geſchätzt.

Jn Wien und Umgegend haben Wolkenbrüche und
orkanartige Stürme an Gebäuden und Kulturen erheblichen
Schaden angerichtet. Auch aus Prag kommen ähnliche Nach
richten. Die niedriggelegenen Stadtteile ſind überſchwemmt.

Jn Feldkirch bei Innsbruck hat Hagelſchlag an den
Kulturen großen Schaden angerichtet. Die ganze Gegend ſah
aus wie verſchneit.

Salzwedel, 28. Mai. Bei dem geſtrigen heftigen Ge-
witter iſt ein bei Seggerde auf dem Felde arbeitendes Mädchen
vom Blitz erſchlagen, ein anderes betäubt worden.

Gera, 28. Mai. Jn Rückersdorf ſchlug der Blitz drei Lehrer
nieder, die ſich auf dem Heimweg von der Konferenz befanden.
Ein Lehrer wurde getötet, die beiden anderen ſind ſchwer
verletzt.

Raubmord an einem Knaben.
Einem Raubmord zum Opfer gefallen iſt in Hannover

Mittwoch vormittag der vierzehnjährige Kaufmannslehrling
Hans Steins, der für ſeine Firma beim Poſtſcheckamt drei Be
träge von zuſammen 191 Mt. abgehoben hatte. Er wurde von
einem gutgekleideten etwa 25jährigen Mann nach einem
möblierten Zimmer in der Schillerſtraße, das der Verbrecher
etwa eine Stunde vorher angeblich für ſeinen Bruder gemietet
hatte, verſchleppt und dort durch einen Schu ß in den
Kopf getötet. Der Täter iſt darauf entflohen. Der Re
gierungspräſident hat auf ſeine Ergreifung eine Belohnung
von 500 Mk. ausgefetzt.

Schweres Exploſionsunglück.
Auf einem Grundſtück in Rheydt wollten Arbeiter den im

Schacht befindlichen Sypho der an die ſtädtiſche Kanaliſation
angeſchloſſen war, ausbeſſern. Um ſich davon zu überzeugen,
ob die Grube Gaſe enthalte, warf einer der Arbeiter ein
brennendes Stück Papier hinagb. Jn demſelben Augenblick er
folgte eine Exploſion, wodurch fünf Arbeiter ſchwere
Brand wunden erlitten.

Noch ein würdiger „Pfadfinder“.
Jn Singen (Amt Konſtanz) hat ſich der Hauptfeldmeiſter

Sch. gegenüber jungen Pfadfindern ſittlich ſchwer ver
gangen. Er iſt unter Hinterlaſſung von Schulden geflüchtet.
Sch. war Führer der Pfadfinder. Die Angelegenheit erregt
in Singen und in der Umgegend großes Aufſehen.

Kleines Allerlei. Beim Baden ertrunken. Jn
Croſſen geriet beim Baden in der Oder die 15jährige Tochter
Margarete des Weinbergbeſitzers Keller in eine tiefe Stelle
und ertrank. Der Bräutigam ihrer älteren Schweſter, der
Bankbeamte Otto Hildebrand aus der Dresdner Straße in Ber
lin, welcher ebenfalls mit zwei Schweſtern der Keller badete,
kam bei dem Verſuche, die Ertrinkende zu retten, gleichfalls
ums Leben. Fliegerabſturz. Jn Hannover iſt der
Pilot Horn mit einem Jathoeindecker auf einem Ueberland-
fluge bei Burgwedel aus bisher noch nicht aufgeklärter Urſache
aus einer Höhe von 150 Metern abgeſtürzt; er war ſofort tot.

Opfer der Arbeit. In Meißen fiel der Dachdecker
gehilfe Zieſchang bei einem Leiterbruch in ein Faß kochenden
Teers: er wurde hoffnungslos verbrüht in das
Krankenhaus gebracht.

Wahlkreis Wittenberg Schweinitz,
Der diesjährige Kreistag findet am Sonntag, den 8. Junt,

an tttago 9 Uhr, in Wittenberg im Freudenbergſchen Lokale
tatt.

Die vorläufige Tagesordnung lautet:
1. Bericht a) des Kreisvorſtandes, b) aus den Orten;

Organiſation und Agitation. Referent Julius Hilde-
brandt;

3. Landtagswahlen;
4. Preſſe;
5. Wahlen,
6. Anträge-

Die Kreisleitung.

Anollo Theater.
a u zum Ein Henſations- Gaſtſpiel allererſten Ranges!

J. A.: H. Nitzſchke.

Der Monopolſilm der italieniſchen Cines- Altien- Geſellſchaft in Rom:

„Quo vacliss“r,
nach dem gleichnamigen, berühmten Roman von Henryk Sienkiewiez.

m Berliner Cines Palaſt“, im1299

T. a
Im Zirkus Maximus. Nero's Tod.

er

6 Akte aus der Zeit der Chriſtenverfolgung in Rom unter Nero.
Das grösste Filmdrama aller ZeitenDe Länge des Films 2400 Meter. Vorführungsdauer 2 Stunden.

Ueber 1000 Mitwirkende, darunter die besten römischen Schauspieler.
Theater Groß Berlin zu Berlin, in Köln, Dresden, Leipzig Frankfurt a. M. hunderte von

Veberall Tagesgespräch
Hauptſzenen: Ein Kaiserliches Prunkmahl. In den Katakomben. Der Brand von Rom.

ufführungen.

Makulature Standesamtliche Nachrichten.
Hallesche Genossonseh. Buohdr. rei eAufgeboten: Schloſſer Kummer

Achtung u. Johanne Feyerabend (Brunos-
warte 1 und Unterberg 7). Zoll-
ſekretär Matthey und Gertrud
Eſſebier (Langenſalza und Mans-

2 J
S X ehbra. felderſtraße 12).Eiſenb.-Praktikant

Alle werten Genoſſen, welche Baier und Hildegard Schneider
Intereſſe an der Turnſache haben, (Wörmlitzerſtraße 3 und Krauſen-
werden zu einer Beſprechung ſtraße 23). Kaufmann Mürmann
zwecks Gründung eines Arbeiter und Elsbeth Freund (Leipziger-
Turn Vereins zu Sonntag nach ſtraße 23 und Streiberſtraße 42).

Konditor Remiaſch und M. H.mittag 3 Uhr im kleinen Saal Kunert (Charlottenburg u. Forſt
des Schützenhauſ eingeladen. 5Gärtner Hultſch und M. V. Rut-

Mehrere Turnfreunde.

Achtung

kowski (Halle und Bromberg).
Eheſchließungen: Kutſcher Die-

dicke und Jda Schlieder (Lands- ge S., 2 J. (Domplatz 7). Arb.

n cund Renate(Kloſtermansfeid u. Sfiitze 16). rreſgt ward u gen
Geboren: Hilfsweichenſteller Arbetters Hedel T., ona

Lärz S. Halberſtädterſtraße 6). h 12). an 7Arbeiter Klahr T. (Schmiedſtr. 24). vie ſers a gfere SindKeſſelſchmied Lutze T. (Glauchaer Dis auer r le a
ſtraße 29). Baumeiſter Schulze T. T., 2 Mon. (Rittergaſſe 1).

HalleMord Gr Brunnenſtr. Z2)
Geſtorben: Henriette Haesloop 28. Mai:

aus Vegeſack, 60 J. (Jakobſtr. 5).] Geboren: Eiſendreher Groh T.
Bergmanns Schmidt aus Wans-(Fichteſtraße 7
leben S., totgeb. (Klinik). Muſiker orben: Arbeiters Bau Ehe
Krauſe, 28 J. Humboldtſtraße 9). frau Frieder Baldeweg a.
Forſtaufſehers Münch aus Forſt Oſendorf, 47 J. e Niemann
haus Tannengarten Ehefrau geb. Joſe nde, 75 J.
Chriſtianne geb. Schröder 54 J. Arbeiters I. Kleiſcher,(Klinik). Arbeiters Dworak aus uns Reichardt
Drobitz S., 9 M. (Klinik). Arb. 2 Mon.

(Mauerſtraße 2).



Am Sonnabend, 31. Pa. abends 8 Uhr, im Gaſthausdrei Könige, Kleine Klausſtraße
Branchen- Verſammlung

der Klempner, Installateure u. Helfer.
Tagesordnung: Bericht über den gegenwärtigen Stand der

Tarifbewegung. Branchenangelegenheiten.e völlige der Kollegen iſt unbedingt not
wendig.

m Sonnabend, r 31. Mai, abends S. Uhr, im „Burgſchlöt de bei Ammendorf

Mitglieder erſ ammlung.
a esordnung: 1. Vortrag über die Volksfürſorge. Referent:Bezitk eiter Otto Voß. 2. Verbandsangelegenheiten.

Die Mitglieder von Ammendorf und Umgegend werden er
ſucht, in dieſer Verſammlung vollzählig zu erſcheinen.

1310 Die Verbandsleitung.

Eilenburg
Konsum-erein Dlenburgu. Am

eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht.
Donnerstag den 5. Juni r abends 8 Uhr

im Tivoli:

Wwwerrieut (eneral- ſern

Tages-Ordnung:
1. Antrag der Verwaltung auf Errichtung einer weiteren

Verkaufsſtelle.

2. Verſchiedenes. *695Zu dieſer Verſammlung ſind die verehrten Mitglieder höf-

lichſt eingeladen. Der Vorſtand:Schmidt. Burkhardt.

Kopvunverein Oowünde und Umneg. c.J le enger den 8. Juni 1913 ahmittags 2 Uhr, im Saale des
Herrn AugustyniakK zu OsGeneralversammlung

gesordnung:4 Heer geeige
rüfungsz. Bericht vom Rytrrv erregten in Blankenburg.

Statutenänderung: len eeines feſten Rabatts event. Statutenanhang dazu.

6. Verſchiedenes. SAnträge der Mitglieder ſind drei Tage vorher beim Vorſtand S

einzureichen. Der Vorſtand. gFranz Hentze. Franz Sander. Hermann Heltke.Konsum.- Verein für Bochwitz

und VUmgegend. E. G. n. D. H.
Sonntag den 8. Juni 1913 De nachmittags 3 Uhr

im Saale des Herrn Engelhardt:

GeneralVerſammlung
Tages-Ordnung:

1. Geſchäftsbericht.e r 691Wahl der ausſcheidenden Aufſichtsrats- Mitgliede4. Bericht vom Verbandstage. s 4
F. der S8 3, 4, 5, 6 der SparkaſſenOrdnung.

an s 32 des Statuts.7. Genoſ Lnſcha tches.

Um zahlreiches Erſcheinen der Genoſſen und deren Frauen bittet
Der Auſsiehtarat: Wilhelm 2 Vorſitzender.

M0

Wolferode.
Sonntag, den I. JIuni, feiert der

h Arbeit.-Radtabr.-Verein zu Wotferode

i sein diesjähriges

Stiftungsfest
verbunden mit Dir BRannerweihe
in EiSiehen im Bürgergarten.

Festprogramm:
Emn der auswärtigen Vereine von 1--2 Uhr in Wolfe-r o e m „TZur Türket“. Um 2 Uhr Korsoſahrt durch die
Dorfstrassen, woselbst auch die Weihe des Banners durch
den Reichstagsabgeordneten H. Ad. Thiele, Halle, vol-

en wird. Von dort aus zieht sich der hestzug nach
Eisleben hier findet die Fortsetzung des Festes wie folgt
statt: Festrede des Gen. Ad. Thiele, RA LIL., sowieAuskegeln, Aussehiessen u. Ausiosen verschiedener

Gegenstände *697Hierzu —ladet alle Freunde, Gönner und Sportgenossen

freundlichst ein Der Vorstand.
nennenAdele -Fadtanrer-Jerein, Frlch v

u m Ruscnltz 1. Umeeg.
Mitgl. d. Kartells „Vorwärts“, Halle (S.)

Sonntag den 1. i i„Zur D Deutſchen Vrh.

II. Stiftungsfestverbunden mit versehliedenen Belustigungen.
Freunde u. Gönner ſind freundl. eingeladen. Der Vorſtand.

Ansiohts Postkarten

Freitag
und folgende Toge

Schürzen
Sodder- Angebot Ertra-Preiseon

Tändelschürzen 20 o.
60 p.
7S p.

80
S o
So

95

1*0

Tändelschürzen mit Trögern

Wirtschaftsschürzen

biusſenschürren.

Weisse Iräögerschürzen

Weisse Tändelschürzen mit Jrögern

Reformschürzen

Kieiderschürren

40Kinderschürzen

Man sehe die Schürzen-Auslage.

e
59/0 Raboftt.Leipzigerstrasse 94.

1316

Swiallemohratcher Verein Halle Saale

DIstrikt Ammendork.
Sonntag den 1. Juni im Gaſthaus z. Dreierhaus

in Oſendorf

1. diesjähr. Kinderfeſt.e 2 Uhr: Aufſtellung der Kinder

zum Feſtzug in der Bruckdorferſtr. zu Radewell.
Von 2. Ahr an: Amzug mit Muſik

Der durch Radewell und Oſendorf nach dem Dreierhaus
Dortſelbſt finden die verſchiedenſten Veranſtaltungen ſtatt.

Kasper ist oueh da. Jedes Kind erhält ein Geschenü.
1311 Die Diſtriktsleitung.c e 7beiter Ha „Stern“

föhrer- Verein S III
Mitglied des Arbeiter- oRadfahrer Bundes „Freiheit“.

Sonnabend, 31. Mai 1913, im „Volkspark““

Stiftungs-Fest
bestehend in Reigenfanren und Zall.

Auftreten der Bundesgenossen Gebr. Leonis.
Hierzu sind Freunde und Gönner des Vereins will kommen.

1298 Der Obmann.mee eeeeeeeeeeeeeeeeeTurnverein Jahn, Merebun.
Sonntag den Juni in der Kaiser Wilhelmshalle

15jähr. Stiftungsfest.
Von nachmittags s Vhr an Tänzchen, Preisschiessen,

Preiskegeln und Verlosung. *699
Abends von s Vpr an Ball Und turnerische Aufflhrungen.

Freunde und Gönner herzlich wil«kommen. Der Vorstand,

ericht des Aufſichtsrats. *700 2

KRippach b. Weissenfoels.

und Preiskegeln.

Es ladet freundlichst ein Die
Im grossen Saale: B A L I bei gutbesetztem Orchestor. 1296

S Gasthof zum weissen Schwan
Der organiſierten ArbeiterſchaftBeranftaitungen zur w5

S zu gar

neteFiliale Halle ([(Saale).
Sonntag den I. Juni 1913. von nachmittags 4 Uhr ab, im Volkspark:

Sommerfest
bestehend in Gartenkonzert, Rlumenverlosung, Preisschiessen

rzu ladet freundlichſt ein

Acerheit pin. blätter

C. F. Ritter,

S unter Garantie frei von
jeden r1305

Ortsverwaltung.
F. H. Weher,

Arbeit dagkahr dung Solaritnt

Ortsgruppe Wörmlitz Böllberg-
Sonnabend, den 31. Mai or.,

von abends s Uhr ab:
Stiftungsfest,

beſtehend in *692
Theater, Reigenfahren u. Ball.

Ergebenſt ladet ein Der Vorstand
D Ohne Karte kein Zutritt. WAneln Samanter-Kolonne, Halle (9).

Am Sonntag den 1. Juni er. findet in den Glauchaer
Balisaälen unſer diesjähriges

z Frühjahrs- Kränzchen z
ſtatt. Alle Parteigenoſſen und Gewerkſchaftskollegen ſind hierzu
eingeladen.

Heute, Donnerstag, den 29. Mai er. 1295

ehuntun,Um zahtreiches Erſcheinen erſucht Der Vorstand

Radrennbahn alle(S.)
Sonntag den 1. Juni nachmittags 3 Uhr:

r 6 Dauerrennen (zuſammen ca. 200 Kilometer) hinter 8 Rieſen
otoren ſtarten 6 klaſſge in z ausländiſche v XGroßes Goldenes Rad, e 1 M.Hochintereſſant und humorvoll: o Von g
„Her erste Schritt“, S neues Sreonabor Tourenrad
x nung für Radfahrer. à unter dem Publikum verloſt.

Der Alles Näheres die Plakate.ſſefſehen. Achtung! Nietlehen.

Arbeiter-Rudfahrerbund „Solidaritüt“, Vtcarrze

Sonntag, Jen I. Juni *701Sommerfestnuitkorsofahrt
Blumenverloſung, Tombola und Preisſchießzen,

Ball und Reigenfahren,
Es ladet freundlichſt ein Der Vertranensmann

A. Müller.

emg Die Volles Buohhandiong.

Vom 2. bis 4. Juni 1913
werde ich in

Halio (Saale), Hotel Stadt Hamburg“
anwesend sein, um

S Käünstliche Augen
direkt nach der Natur für Patienten anzufertigen
*687 und einzupassen
F. Ad. Müller, Augenkünstler a. Wiesbaden.

Nur

dacg Lose23. Hagdedurger Perde- Perlasung.

S Günstigste Mark-Lotterie,
2300 Gewinne im Verte von M. 57000
r m. 2 Flerden A. 6000 30 Fahrräder M. 5100

2 Plerden MI. 4000 12 h. best. A. M. [1080
m. 2 Pferden A. 3000 100 sh. Best. a. M. 1500n m. 1 Flerd I. 2000 h Esslöſſel à M. 4400

20 Pferde M. 22000 154 b. Löffel s M. 7920
Loso à K. H Lese für 10 MRK., (für Porto und Liste
30 Pfg. extra) empfiehlt und versendet der Losge-General-Debit

flermann vöemper, Hagdeburg, e re

Lore à 1 N. Finanzen eanntg,

Spazlerstöcke Iabahspfelken,

1210 Zlgarrenspitzen.
Grosse Auswahl. Billigste Preise.

Sämtliche Parteischriften v n ang. Fr. Saatz, Markt (Rathaus)



en S t a

2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 124

Deutſcher Reichstag.
153. Sitzung. Mittwoch, den 28. Mai 1913,

nachmittags 228 Uhr.
Am Bundesratstiſch: Dr. Delbrück.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Interpellation Albrecht

(Soz.) und Genoſſen, betreffend Einſchränkung des Vereins und
des Preſſegeſetzes in Elſaß-Lothringen.

Staatsſekretär Dr. Delbrück erklärt fich bereit, die Jnterpella-
tion Ende der Woche zu beantworten.

Es folgt die zweite Beratung des
Reichs und Staatsangehöritgkeitsgeſetzes.

s 1 lautet nach dem Kommiſſionsbeſchluß:
Deutſcher iſt, wer die Staatsangehörigkeit in einem

eng haate oder die unmittelbare Reichsangehörigkeit
beſitzt.“

Ein Antrag Herzog beantragt Wiederherſtellung des S 1
der Regierungsvorlage, wonach die Reichsangehörigkeit durch die
Staatsangehörgkeit in einem Bundesſtaate erworben wird.

Abg. Landsberg (Soz.):
Wir hoffen, daß in einer nahen Zukunft das Prinzip der un-

mittelbaren Reichsangehörigkeit allein zur Durchführung gelangt,
da wir den lebhaften Wunſch haben, daß jeder Bürger des Reichs
das Bewußtſein haben möge, unmittelbarer Angehöriger des Deut-
ſchen Reiches zu ſein. Wir behalten uns vor, eine Reſolution in
dieſem Sinne zu unterbreiten.

Den Ankrag auf Wiederherſtellung der Regierungsvorlage
lehnen wir ab. Der Entwurf der Regierung hatte zum Ausgangs-
punkt den S 21 des jetzigen Reichs- und Staatsangehörigkeitsegſetzes,
wonach nach ſiebenjährigem Aufenthalt im Ausland ein Deutſcher
ſeiner Reichsangehörigkeit verluſtig ging, wenn der Deutſche es unter-
laſſen hatte, ſeinen Namen in die Matrikel des zuſtändigen Kon-
ſulats eintragen zu laſſen. Die Erkenntnis der Notwendigkeit, dieſe
Beſtimmung zu beſeitigen ſeitens der Regierung, konnte der Reichs-
tag dazu benutzen, um das Geſetz überhaupt von dem Staub der
Vergangenheit zu reinigen. Dieſe günſtige Lage hat die Kommiſſion
leider nicht genügend ausgenutzt. Sie hat zwar den Regierungsent-
wurf in Einzelheiten verbeſſert, iſt dabei aber mit unverkennbarer
Zaghaftigkeit vorgegangen, hat wertvolle Anträge zurückgewieſen,
ja ſie hat ſogar eine erhebliche Verſchlechterung des Rechtszuſtandes
gut geheißen. Dieſe liegt darin, daß fortan nicht mehr jeder Bun-
desſtaat ſouverän iſt auf dem Gebiet der Einbürgerung. (Hört, hört!
bei den Sozialdemokraten.) Es könne vielmehr von einem der
übrigen Bundsſtaaten Bedenken gegen die Einbürgerung erhoben
werden und die Entſcheidung, ob das Bedenken berechtigt iſt, trifft
der Bundesrat. Dieſe erhebliche Verſchlechterung im S 7a des
Geſetzes wird dadurch nicht behoben, daß man hinein geſchrieben
hat, die Bedenken müßten auf Tatſachen geſtützt werden.

Wir haben in der Kommiſſion nach verſchiedenen Richtungen
Anträge geſtellt, deren Annahme dem wahren Fortſchritt erheb
lich gedient hätte. Zunächſt haben wir die Gleichberechtigung der
deutſchen Frauen beantragt. Nach dem Geſetz verlieren die deut-
ſchen Frauen in dem Augenblick der Eheſchließung ihre Staats-
und Reichsangehörigkeit. Die deutſche Frau wird alſo behandelt
als ein Appendix des Mannes, den ſie heiratet. Aber unſer

wurde von ſämtlichen bürgerlichen Parteien abgelehnt.

Halle (Saale), Freitag den 30. Mai 1913 24. Jahrg.

Ankrag, der Frau dasſelbe Recht zu gewähren, das der Mann hat,
Es iſt

unbegreiflich, daß r Herren, die ſonſt das Nationalgefühl
ſo außerordentlich hoch ſchätzen, eine deutſche Frau mit dem Ver-
luſt der Reichsangehörigkeit beſtrafen, wenn ſie einen Ausländer
heiratet, noch dazu in einem Geſetz, das nach der Abſicht ſeiner
Väter, dem Deutſchtum Kräfte erhalten ſoll. Ueber die Proteſte
der Frauen hat man ſich hinweggeſetzt, mit dem Einwand, das
Band der Ehe ſei ſo innig, daß für verſchiedene Nationalitäten
innerhalb der Ehe kein Raum ſei. Mit demſelben Recht könnte
man verlangen, daß in einer Ehe nur das religiöſe Bekenntnis
des Mannes gelten dürfe. Wir beantragen, daß Deutſchen der
Erwerb einer anderen deutſchen Staatsangehötigkeit erleichtert
werden ſoll. Es iſt nicht einzuſehen, warum die Behörden bei
der Frage der Aufnahme in einen Staatsverband überhaupt noch
mitreden dürfen. Die verbündeten Regierungen haben dieſen An-
trag bekämpft und geſagt, man müſſe darauf ſehen, daß jeder
Deutſche einen Ausweis für ſeine Staatsbürgerſchaft habe. Nun,
ich weiß nicht, ob auch nur jeder hundertſte Deutſche in der Lage
iſt, ſeine Staatsbürgerſchaft durch ein Papier nachzuweiſen, es
ſei denn, daß einer ſeiner Ahnen dekoriert oder geadelt worden
iſt, wenn unter den Vorfahren einer als Beamter an-
geſtellt und dadurch das Staatsbürgerrecht erhielt. (Heiter-
keit links Wir haben in der Kommiſſion verſucht, auch
perſönlich einwandfreien Ausländern, die eine gewiſſe Zeit in
Deutſchland gewohnt haben, ein Recht auf Einbürgerung zu ge-
währen, mindeſtens aber ſolchen Ausländern, die aus der Ehe
zwiſchen einem Ausländer und einer deutſchen Frau hervor-
gegangen ſind. Auch das iſt abgelehnt worden, weil angeblich
nirgends in der Welt für Ausländer ein Recht auf Einbürgerung
beſtehe. Jch denke, Deutſchland ſoll auf allen Gebieten in der
Welt voran ſein. (Heiterkeit bei den Soz.) Jm übrigen iſt es
gar nicht richtig, denr eine Reihe von Staaten haben geſetzliche

Beſtimmungen durchſetzen können, daß Familien, die ſeit zwei
Generationen in Deutſchland leben, bis zum Beweis des Gegen-
teils, als Deutſche gelten ſollen. Es iſt im Gegenteil ſo, daß
kein Staat in der Welt die Einbürgerung ſo weit einſchränkt
wie Deutſchland und namentlich Preußen, von Rußland natür-
lich abgeſehen. Nennen Sie mir einen Staagt, der es fertig be-
kommt, Heimatloſe ſo zu behandeln, wie es Preußen gegenüber
den Perſonen tut, die durch eine unglückſelige Beſtimmung des
däniſchen Staatsrechts zu Staatenloſen gemacht ſind und nun
ein Fangball ſind in den Händen der preußiſchen Behörden.
Unter dieſen Verfolgten ſind Leute, deren deutſche Staats-
angehörigkeit von preußiſchen Gerichten feſtgeſtellt iſt, was aber
die Verwaltungsbehörden einfach nicht anerkennen. Es ſind
Männer darunter, die in der deutſchen Armee gedient und die
im Krieg für Deutſchland ihr Blut vergoſſen haben (Lebhaftes
Hört! hört! links.) Und wo iſt ſchließlich ein Staat, der die Ein-
bürgerungsanträge je nach dem Glaubensbekenntnis des Antrag-
ſtellers verſchieden beurteilt, und der namentlich Juden unbedingt
zurückweiſt. Gerade weil die Verwaltungsbehörden mit dem
„freien Ermeſſen“ einen ſolchen Mißbrauch treiben, muß dieſe
Frage geſetzlich geregelt werden. Man erklärt, der S 7a, der
jedem Bundesſtaat ein Einſpruchsrecht gibt, ſei unentbehrlich im
Intereſſe des Reichs. Nun, wenn das Reich immer eingreifen
dürfte oder müßte, wo es intereſſiert iſt, ſo würde man zu den
eigentümlichſten Konſequenzen kommen. Schließlich geſchieht nichts

in einem VBundesſtaat, was nicht für das Reich von Intereſſe
wäre. Wenn z B. in einem Bundesſtaat ein Wahlſyſtem be
ſteht, das elend und widerſinnig iſt, und deſſen Reform „eine
der wichtigſten Aufgaben der Gegenwart“ iſt, wollen Sie dem
Reich dann auch die Möglichkeit geben, dieſes Wahlſyſtem von
ſich aus zu ändern. Jch will nicht beſtreiten, daß dem 8 7a
einige geringe Verbeſſerungen gegenüberſtehen, ſo daß der Witwe
oder geſchiedenen Frau, die vor ger Verehelichung Deutſche
war, ein Einbürgerungsrecht gewährt wird, aber nur, wenn ſie
unbeſcholten iſt. Was aber die preußiſchen Behörden für eine
Auffaſſung von „Unbeſcholtenheit“ haben, das hat der Fall Düwell
gezeigt, wo einem jungen Mann deshalb das Einjährigenprivileg
aberkannt wurde, weil er wegen Uebertretung des Vereinsgeſetzes
mit 5 M. Geldſtrafe beſtraft worden war. (Hört! hört! bei den
Soz.) Das Verwaltungsſtreitverfahren muß zuläſſig ſein in allen
Fällen, wo das Geſetz, wenn auch nur bedingt, das Recht au
Einbürgerung einem Nichtdeutſchen gewährt. (Lebh. Beifall bei
den Soz.)

Abg. Belzer (Z.): Ganz ſo ſchlecht iſt der Entwurf denn doch
nicht. Wir erwarten von dem Geſetz eine weſentliche Förderung
des Deutſchtums. Jm allgemeinen ſollen Ausländer nur naturali-
ſiert werden, wenn Deutſchland einen Gewinn davon hat. Wir
wollen nicht, daß Maſſen von galiziſchen Hauſierern oder mittel-
e ruſſiſchen Arbeitern naturaliſiert werden. (Sehr richtig! im
Zentrum.)

Abg. Beck-Heidelberg (natl.): Auch wir ſind der Anſicht, daß
das Geſetz einen Fortſchritt bedeutet. Jm gewiſſen Sinn müſſen
auch politiſche Momente ausſchlaggebend ſein für die Naluraliſa-
tion, denn man kann dem Staat nicht zumuten, daß er Elemente
aufnimmt, von denen er weiß, daß ſie ſtaatsfeindliche Beſtrebungen
verfolgen. Das würde auch im Zukunftsſtaat geſchehen.

Abg. Dr. Gieſe (k.) erklärt das Einverſtändnis ſeiner Partei
mit den Fraktionsbeſchlüſſen und meint, daß man den Ausländern
nicht ein ſo weitgehendes Recht auf Erwerbung der Staatsange-
hörigkeit zuerkennen könne, wie es die Sozialdemokraten wollen.

Abg. Blunck (Vp.): Wir begrüßen beſonders freudig die Be
timmungen über den Erwerb einer direkten Reichszugehörigkeit.
Deshalb iſt es bedauerlich, daß der Grundſatz, daß die Geburt und
Erziehung in einem Lande die Staatszugehörigkeit in dieſem Lande
ohne weiteres zur Folge hat, nicht durchgedrungen iſt. Dieſer Ge-
danke iſt uralten germaniſchen Urſprungs. (Hört! hört! bei den
Sozialdemokraten.) Den zuweit gehenden ſozialdemokratiſchen An
trägen können wir nicht zuſtimmen.

Abg. Dombek (Pole) ſpricht über die Behandlung polniſcher
Arbeiter in Preußen und über die Ausweiſungspraxis der pol-
niſchen Polizei.

Abg. v. Liebert (Rp.) begrüßt das Geſetz. Jeder Deutſche, der
ſich der franzöſiſchen Fremdenlegion verſchreibt, ſollte als Paria
aus dem deutſchen Volke für immer ausgeſchloſſen ſein.

Abg. Herzog (Wirtſch. Vgg.) lobt den Ausdruck „Reichs-
angehöriger“, der einen über den ſtaatlichen Rahmen hinaus-
gehenden völkiſchen Jnhalt hat.

Abg. Haegy (Elſ.) führt Klage über unberechtigte Verweige-
rung der Naturaliſation in Elſaß-Lothringen.

Damit ſchließt die Debatte. S 1 wird in der Kommiſſions-
faſſung angenommen.

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Donners
tag, 2 Uhr. Schluß 6 Uhr.

Aus der Provinz.
Verbandstag der Krankenkaſſen für den Bezirk

Sachſen-Anhalt.
Am Sonntag wurde in Erfurt im Etabliſſement „Zum alten

Ratskeller“ die 12. Generalverſammlung des Krankenkaſſenverbandes
für den Bezirk Sachſen- Anhalt eröffnet. Nachdem der Arbeiter
Sängerchor die Delegierten durch den Vortrag eines ſtimmungs-
vollen Liedes begrüßt hatte, hieß Herr Rendant Goldammer
von der Gemeinſamen Ortskaſſe in Erfurt die Verſammelten mit
dem Wunſche willkommen, daß die Verhandlungen in der jetzigen
unſicheren Zeit zum Segen der Verſicherten verlaufen möchten.
Der Vorſitzende, Reichstagsabgeordneter BrandesMagdeburg,
begrüßte vor Eintritt in die Verhandlungen den als Gaſt er
ſchienenen Direktor des Oberverſicherungsamts in Erfurt, Regie-
rungsrat von Strauß und Torney, und ſprach die Hoffnung
aus, daß die Behörden ſich durch dieſe Verhandlungen überzeugen
möchten, daß es den Krankenkaſſen mit der Erfüllung ihrer hohen
Aufgaben ernſt ſei. Es ſei ein Zuſammenarbeiten der Kaſſen mit
den Behörden im Jntereſſe der Verſicherten unbedingt notwendig.
Regierungsrat von Strauß und Torney dankte und wünſchte,
daß dieſe Tagung mit dazu beitragen möge, das alte Recht in das
neue der Reichsverſicherungsordnung überzuleiten. Die Behörden
würden gemeinſam mit den Kaſſen an der Löſung dieſer ſchweren
Aufgabe arbeiten.

Brandes erſtattet dann Bericht über die Tätigkeit des Ver-
bandsvorſtandes. Dieſer ſei beſtrebt geweſen, eine beſſere
Zentraliſierung der Kaſſen im Bezirk anzuſtreben was
leider durch die vielfach erfolgte Neugründung von Betriebs und
Jnnungskrankenkaſſen erſchwert worden ſei. Obgleich der Miniſter
für Handel und Gewerbe durch einen Erlaß bekannt gemacht habe,
daß dem Beſtreben der Ortskrankenkaſſen, ſich zu großen leiſtungs-
fähigen Kaſſen auszubauen, keine Hinderniſſe in den Weg gelegt
werden ſollten, ſeien dem Vorſtand wiederholt aus dem Bezirk
Meldungen zugegangen daß die Zentraliſierung teilweiſe durch
die Zerſplitterungsbegünſtigung der Behörden gehindert werde.
Das habe eine tiefe Mißſtimmung unter den Verſicherten hervor-
gerufen. Beſonders ſei in Halberſtadt, Halle und Weißen-
fels die Ausgeſtaltung der größeren Ortskaſſen zu Allgemeinen
Ortskaſſen nach den Beſtimmungen der Reichsverſicherungsordnung
verhindert worden. Andernorts ſeien die vom Vorſtand angeregten
Zentraliſationsbeſtrebungen von Erfolg begleitet geweſen doch
werde einer An ändlicher Bezirke leider das Gebilde der Land
krankenkaſſen mit ſeinen niedrigen Leiſtungen erhalten. Jn Halle
ſei der Streit um den Zwangsvertrag mit den Aerzten zugunſten
der Kaſſen erledigt worden. Jn Mühlhauſen habe der
Magiſtrat eine kleine Summe,, die für Zwecke des Ver-
bandes verausgabt worden ſei, von der Kaſſe zurückerſtattet
verlangt. Jm allgemeinen müſſe aber das Zuſammenarbeiten
mit den Behörden als befriedigend bezeichnet werden. Dann kam
Redner auf das 8erhältnis der Kaſſen zu den Aerzten
zu ſprechen. Es mache ſich der Einfluß des Leipziger Aerzte-
Verbandes ſehr bemerkbar. Bei der bevorſtehenden Abſchließung
der neuen Verträge will dieſer Verband nicht zuſammen mit den-
jenigen Aerzten und Kaſſen verhandeln, die nicht auf dem Boden
der freien Aerztewahl ſtehen. Auch ſtellen die Aerzte Forderungen,
die man nicht gerade als beſcheiden bezeichnen könne. Als Be
zahlung verlangen ſie für jeden Beſuch in der Wohnung 1,50 Mk.,
Nachtbeſuche 3 Mk., für größere Entfernungen Kilometergeld von
50 und 60 Pfg. pro Kilometer. Sie verlangen ferner Bezahlung
der Einzelleiſtungen nach den Mindeſtſätzen der Gebührenordnung.
Für Behandlung von Verſicherten mit über 1800 Mk. Einkommen

werden beſondere Zuſchläge gefordert. Die Kaſſen müßten den
Vorſtand von allen Maßnahmen der Aerzte in den einzelnen
Orten unterrichten. Das müſſe auch bei Abſchluß neuer Ver-
träge mit den Aerzten und Apotheken geſchehen. Auch letztere
planen eine Erhöhung der Arzneitaxe. Der Vorſtand habe an
den Miniſter für Handel und Gewerbe eine Eingabe gerichtet,
daß ein Vertreter des Verbandes zu den Vorbeſprechungen zu-
gezogen werde, die die Arzneilieferungen betreffen. Die Friſt zur
Einreichung der Muſterſatzungen bis zum 30. Juni ſei viel zu
kurz, das werde den Mißſtand zur Folge haben, daß ſich ſofort
Fehler in die Statuten einſchleichen werden, die bald wieder be-
ſeitigt werden müſſen. Die Verſicherungsanſtalt Sachſen- Anhalt
habe im Berichtsjahre 1011309,66 Mk. (im Vorjahre 917589,47
Mark) für Heilverfahren ausgegeben. Ferner bewilligte ſie an
Vereine zur Bekämpfung der Tuberknuloſe, Fürſorgeſtellen für
Lungenkranke und Walderholungsſtätten insgeſamt etwa 22000
Mark und an Vereine zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten
und der Trunkſucht 1150 Mk. Das Vermögen der Verſicherungs-
anſtalt erhöhte ſich von 87981 183,31 Mk. auf 92894 739,23 Mk.
Brandes gab zum Schluß der Hoffnung Ausdruck, daß die Ver-
treter in den einzelnen Orten des Verbandes, der ſich als nütz
liches Glied zur Jntereſſenvertretung der Kaſſen erwieſen habe,
beſtrebt ſein möchten, auch in Zukunft im Jntereſſe einer geſunden
Vorwärtsentwicklung der Kaſſen tätig zu ſein.

Jn der Diskuſſion ſpricht zunächſt Döltz- Halle. Redner
bedauert, daß die Beſtrebungen, eine Ausgeſtaltung der Ortskaſſen
zu Allgemeinen Ortskaſſen zu erreichen, geſcheitert ſind. Jn Halle
habe ſich die Aufſichtsbehörde mit einer recht rückſtändigen kleinen
Kaſſe zwecks Ausgeſtaltung in Verbindung geſetzt. Dieſes Ver-
halten der Behörde habe aber die Maſſen aufgeveitſcht.

Hellvoigt-Halberſtadt weiſt darauf hin, daß die Aerzte bei
Abſchließung der neuen Verträge beabſichtigen, in manchen Orten
pro Kopf der Verſicherten eine Pauſchale von 5 Mk. zu erhalten.
Der Einfluß des Aerzteverbandes mache ſich überall bemerkbar.
Jn Halberſtadt habe kürzlich der Vorſtand einer großen Kaſſe
Unterhandlungen mit dem Oberbürgermeiſter gepflogen wegen
Erwerbung eines Grundſtücks, doch plötzlich habe die Kaſſe die
Mitteilung erhalten, daß ſie geſchloſſen werde.

Wenkel-Benshauſen: Auch ſeine Kaſſe ſei beſtrebt geweſen,
den Zentraliſationsgedanken zu fördern, um die Leiſtungen er-
höhen zu können, doch die Behörde habe ſich mit einer rückſtän-
digen Kaſſe in Schwarza in Verbindung geſetzt, um dieſe zu
einer gemeinſamen Kaſſe für den Bezirk auszugeſtalten. Man
wolle den Mitgliedern das Verwaltungsrecht nehmen.

Adler- Halle: Der Leipziger Aerzteverband werde in manchen
Dingen von den Behörden beſſer unterrichtet, wie die Kaſſen
ſelbſt. Jn Halle habe ſich die Kaſſe, die zur Ausgeſtaltung aus-
erkoren ſei, einen Rendanten gewählt, der überhaupt noch nicht
im Kaſſenweſen tätig geweſen ſei. Doch etwas gutes zeitige das
Vorgehen der Behörden, indem eine Anzahl Kaſſen aufgelöſt
würden, die ſich Jahrzehnte lang gegen eine Zentraliſierung ge-
ſträubt hätten. Andererſeits werde nach dem 1. Januar die von
vielen Kaſſen eingeführte Familienunterſtützung wieder beſeitigt
werden. Vermuilich werde im ganzen Bezirk die freie Aerzte-
wahl zwangsweiſe eingeführt, und ſomit die Kaſſen den Aerzten
ausgeliefert werden.

Junghans-Weißenfels: Auf einen Antrag der Ortskaſſe II
in Weißenfels auf Ausgeſtaltung habe man den Beſcheid erhalten,
daß die beſtehenden Ortskaſſen wegen Gefährdung der Leiſtungs
fähigkeit nicht zur Ausgeſtaltung zu einer Allgemeinen Kaſſe n
gelaſſen werden könnten.

Jn ſeinem Schlußwort wies Brandes darauf hin, daß in der
Angelegenheit Benshanſen der Kreistag noch nicht endgultig

beſchloſſen habe. Jn Halle habe das Verhalten der Behörden Er-
bitterung in die Kaſſen getragen. Es müſſe zwar verſucht werden
mit den Behörden zuſammen zu arbeiten, doch finde das zuweilen
ſeine Grenzen an dem Verhalten der Behörden. Dem Vorſtand
wurde einſtimmig Entlaſtung ertei!.

Dann erſtattete Rendant Schweitzer Magdeburg Bericht über
die Verhandlungen denen einige Kaſſenvertreter im Reichsamt
des Jnnern beigewohnt haben und die den Zweck hatten, über
eine einheitliche Buch- und Kaſſenführung in den einzelnen Kaſſen
zu beraten.

Auf Vorſchlag des Rendanten Goldammer- Erfurt wurde von
einer Diskuſſion über dieſe rein inſtruktiven Ausführungen ab

geſehen. (Schluß folgt.)
Merſeburg. Das Wahlergebnis in Merſeburg Querfurt

ſtellt ſich, wie jetzt feſtſteht, folgendermaßen Es ſind gewählt
559) Wahlmänner, und zwar 438 konſervative, 44 liberale, 54 ſo
zialdemokratiſche und 23 unbekannter Richtung. Die konſervativen
Kandidaten, Landrat a. D. Winckler- Merſeburg und Fabrikbeſitzer
Knabe-Freyburg, ſind, wie ſchon feſtſtand, alſo mit gewaltiger
Mehrheit zu Vertretern des Volkes“ im Dreiklaſſenhaus erklärt.
Volksvertreter gegen den Willen des Volkes.

Delitzſch. Genoſſenſchaftliches. Jm Herbſt dieſes
Jahres feiert der hieſige Konſumverein ſein 10jähriges Be
ſtehen. Die Hoffnungen, die bei der Gründung des Vereins
auf deſſen Entwicklung geſetzt waren, haben ſich leider nicht
erfüllt. Jnfolge der Gleichgültigkeit und des unſolidariſchen
Handelns eines großen Teils der hieſigen Arbeiter iſt das nicht
erreicht worden, was in anderen Städten von gleicher Groöße,
aber mit mehr induſtrieller Arbeiterſchaft erreicht worden iſt. Es
ſind einesteils die Allerärmſten, die immer noch auf bürgerliche
Wohltätigkeit ſpekulieren und andernteils die beſſergeſtellten
Arbeiter, die der genoſſenſchaftlichen Organiſation gleichgültig
gegenüber ſtehen. Gerade die beſſergeſtellten Arbeiter, die kraft
ihrer Gewerkſchaft ſich ein günſtiges Einkommen geſichert
haben, ſind es, die das genoſſenſchaftliche Prinzip, nur Waren
zu kaufen, deren Herſteller auch zu auskömmlichen Arbeits-
bedingungen beſchäftigt werden, einfach nicht beachten und in
den Schleuder- und Ramſchgeſchäften den größten Schund
kaufen. Jn den Generalverſammlungen ſtimmt man aller-
dings wohlgeſinnten Anträgen z. B. Errichtung einer eige-
nen Bäckerei begeiſtert zu, aber das ſchon Vorhandene ge-
hörig auszubauen, daran denkt man wenig. Vor Jahresfriſt
erbaute der Verein ein eigenes Geſchäftshaus, wohl eines der
ſchönſten Gebäude und Geſchäftslokalitäten unſerer Stadt. Er
glaubte damit einem alten Wunſche ſeiner Mitglieder nach
größeren Geſchäftslokalitäten Rechnung getragen zu haben und
hoffte auf eine gute Fortentwicklung. Zu gleicher Zeit ſetzte
aber auch der Kampf der Eine ganzeW ner gegen ihn ein.
Anzahl gut kaufender Mitglieder, Arbeiter der Eiſenbahn
werkſtätten, wurden gezwungen, aus dem Verein auszutreten.
Es war dies auf Betreiben des hieſigen Rabattſparvereins ge
ſchehen. Dann ſetzte von ſeiten der hieſigen Kaufleute eine
Warenſchleuderei ein, die jeder Beſchreibung ſpottet. Eine
hieſige, eine Leipziger und eine Halleſche Firma verkauften
tatſächlich eine Reihe Waren unter dem Einkaufspreis. An
dere Kaufleute betrieben das Zugabeweſen in einer Art, das
eigentlich nur ganz Dumme reinfallen könnten. Doch hier iſt
das nicht der Fall, hier fallen ſogar ganz Kluge darauf hinein.
Wenn ein Kaufmann gerade ſo viel zugibt, als man Waren
kauft, daß das Täuſchung iſt, das ſollte doch jeder merken. Die
Manöver der Schleudergeſchäfte haben auch ihre Urſache in der
Ueberfüllung der Kleinhandelsbranche am Orte. Die vielen
Kleinen müſſen ſolche Geſchäftstricks anwenden, um ſich über
Waſſer zu halten. Daß dieſe „Kaufleute“ dabei zu den plump
ſten Mitteln der Täuſchung greifen, iſt bezeignend für den
Geiſt. der in dieſer Geſellſchaftsklaſſe ſteckt. Ein großer Teil
der Mitglieder des Konſumvereins läßt ſich auch tatſä
durch ſolche Geſchäftspraktiken irre führen. Jn der bekannten
Beſcheidenheit glaubt man gar nicht viel zu verlangen, wenn
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man ſagt, das muß der Konſumverein auch können, nämlich
Waren unterm Eintaufs preis zu verkaufen und möglicher
Weiſe noch 15 Proz. Dividende geben. Bei einiger Ueberlegung
müßte man ſich aber ſagen, daß das ganz unmöglich iſt. Die

ne T

wurde von einer zehnpfündigen Steinkugel ſchwer in die Seitegetroffen. Der Zuſtand des Kindes erſcheint bedenklich.

Helbra. Ein Kind in die Bruſt geſchoſſen. Am
Dienstag ſpielte auf dem Marktplatze der 15 Jahre alte Tiſch-

wen c h a n

kommiſſion, der Genoſſe Bäniſch mit angehört, auf ſechs Jahr
neugewählt. Die Feuerwehr- Rechnung von 1912 bis 1913 be-
trägt 237 Mk. unter dieſer Rechnung iſt eine Reparatur von
36 Mk. Das andere ſind Wachſtundengelder. Die Arbeiken

der G P le Leiche wur ergeben ihre Koſten betragenin der eneralverſammlung vor Weihnachten gewählte Waren- lerlehrling W. mit einem geladenen Taſchenteſchin; mehrere z n n e l ſof d Hilſ--
prüfungs kommiſſion hat zu wiederholten Malen feſtgeſtellt, Kinder ſahen dem Spielenden zu. Plötzlich entlud ſich die 3735,07 k. wurde ein Beitrag von 5 Mt. für den
daß der dere a tatſächlich leiſtungsfähig iſt. Er betreibt Waffe und die Kugel drang dem 10 Jahre alten Schulknaben R. verein der r ad re n 2 u

1 d 50 3 3 Br Sr e Schleuderei einen Seite, noch ehe reri ma auf in die Bruſt. Der arme Junge ſchleppte ſich noch bis in die Wer Wenvſe warrt werd J o
er and l Seite. Man ſoll nur nicht ein zelne Waren heraus- elterliche Wohnung, wo er beſinnungslos zuſammenbrach. Der ge e aniſch ertfle de 09 aß

greifen, ſondern das Ganze betrachten, dann wird man ſofort herbeigerufene Arzt ordnete die Ueberführung des für die Krieger, die jetzt noch leben und am Hungertuche nagen,finden, daß der Konſunperein jede anſtändige Konkurrenz aus- Knaben in das Eislebener Krankenhaus an. für nd An dabtn de ſolle, e ſie für u Staat
halten kann. Die Konſumvereine ſind gegründet worden, um e Gut und Blut haben opfern müſſen. Das ſchönſte war, zu er-hauptſächlich die minder bemittelten Klaffen unabhängig vom Alsleben. Schifferriſiko. Auf dem Dampfer Bernburg ſahren, daß der Landwehrverein von Dommitzſch eine Beihilfe
privaten Handelskapital zu machen und durch Ausbau der löſte ſich die Verpackung am unteren Mannloch des Dampfkeſſels n den griegergro ern rundweg abgelehnt hat. Und die Stadt
Eigenproduktion eine ſichere Kontrolle über die Herſtellung der während der Fahrt bei Alsleben. Fae rade Wa a väter, die für P Liotismus ſchwärmen, bewilligen immer dar-
Nahrungsmittel und ſonſtigen Gebrauchsgegenſtände zu ge wurden dem Heizer Johann Kurgil Hals S ten s Ber r auf los. Es geht fa alles vom Steuerſäckel und die Herren,
winnen. Jn wirtſchaftlichen Notlagen ſollen die Mitglieder und Hände ſo verbrüht, d daß er in das Krankenhaus Bernburg die für Patriotismus ſchwärmen, halten ihre eigenen Taſchen
einen Rückhalt an ihrem Verein finden. Dieſen Gedanken gebracht werden mußte. zu, die breite Maſſe bezahlt ja. Die Arbeiterſchaft wird den
müſſen wir zum Ausbau des hieſigen Konſumvereins mehr Artern. Zum Eiſenbahnbau Artern Kelbra Berga Herren ſchon zum Herbſt gehörig auf die Finger klopfen.
denn je in der brelarn Arbeiter icwaft propagieren. mußte die S Ztadt noch weitere drei u à 000 M. Bockwitz. Gewerkſchaftskartell. Jn der letzten
Diens tag Rchunttag vier Meitgieder des Vorſchußvereins, die toſten in Form von Aktien bewilligt, ſo daß mit dem Bau vor ſchaffung eines Werks über Arbeiterferien, ein Schreiben des
den Unterverbandstag in Goll ma veſucht hatten, zur ſchnel- ausſichtlich bald wird angefangen werden können. Bezirksſekretariats betreffs des Verſicherungsamtes und ein
leren Erreichung des Bahnhofes in Landsberg ein Kutſch- Artern. Viel Lärm um nichts. Der Zuſchneider Guſt. Schreiben der Kölner Hochſchule zur Ueberlaſſung von Druck-
fuhrwert beſtiegen hatten, raſten deſſen junge Pferde davon, Thieme von hier erhielt am 29. März v. J. ein Strafmandat ſachen für ihr ſtatiſtiſches Archiv entgegengenommen. Be
da ſie ſcheu geworden waren. Zimmermeiſter Winkler, von der hieſigen 25 izei über 3 Mk. wegen groben Unfug zu kannt gegeben wurde, daß der Zichorienboykott von Joſ ſeph

rauereibeſitzer Vollrath, Kaufmann Nell und Lederhändler geſtellt. Als er die Mt. bezahlen wollte, wurde ihm vom hie- Scheuer aufgehoben iſt. Den 4 Jugendausſchüſſen wurden je
Becker wurden aus dem Wagen geſchleudert und erlitten ſchwe- re Stadtoberhaupt erklärt, daß das Strafmandat gefalſcht 15 Wek. bewilligt. Ein Antrag, in dieſem Jahre ebenfalls ein
ren Schaden. Am ſchlechteſten iſt der Zimmermeiſter W. da- dei. L ha be auf 5 Mk. gelautet. Es wurde nun ein hochnot- Gewertkſchaftsfeſt zu feiern, wurde angenommen. Die Kom-
vongekommen, der beſinnungslos liegen blieb; der Brauerei-
heſitzer V. erlitt einen Schlüſſelbeinbruch und Verſtauchungen,
Kaufmann N. Armverſtauchungen, der vierte kam mit Haut-
abſchürfungen weg. Jn Merſeburg mußten die beidenSchwerverunglückten nach ihrer Wohnung gefahren werden,
während die anderen zu Fuß gehen konnten. Beim Zimmer-
meiſter Winkler beſtehen Beſorgniſſe, da die Art der Ver-
letzungen noch nicht feſtgeſtellt werden konnte.

Gräfenhainichen. Gewerkſchaftstartell. Jn der

Verfahren gegen Th. eröffnet und ſchließlich hatte er
ſich am 25. Oktober v. J. vor dem Nordhäuſer Schwurgericht
wegen ſch werer Urkundenfölſchung zu verantworten. Th. be-
ſtritt die Fälſchr ing und behauptete auf das Beſtimmteſte, daß
die Umänderung der Zahlen ſchon bei der Polizei geſchehen ſei.Die Schwutger ctsbethandiung wurde vertagt und der Ge-

richtschemiter La ok.- Düſſeldorf mit der Unterſuchung der Ur-
kunde betraut. Dieſer beſtätigte die Angaben des Angeklagten.
Daß die Verän derung der Zahlen ſchon von der Polizeiver-

einlices
miſſion ſoll ſo ſchnell wie möglich Vorbereitungen treffen.
Einige Aufklärungen des a Kürbis über die Aufgaben
ver Verſicherungsämter wurd beifällig auf genommen. Ge-noſſe Leſche ſoll ſich in dieſer Sache mit Mühlberg und Elſter-

werda in Verbindung ſetzen. Ein angebotener Vortrag über
Gefängnisweſen foll erſt im Herbſt ſtattfinden. Mit Gedenk
worten über die Gründung des Deutſchen Arbeitervereins
durch Laſſalle im Jahre 1863 wurde die Sitzung geſchloſſen.

Zeitz Ein Arbeiter im Deer erſtickt und ver-am Sonnabend abgehaltenen Sitzung gab der Kaſſierer die Ab- waltung geſchehen ſein müſſe. gehe aus g. der hprüht. In der Waldauer Fabrik bei Zeitz iſt der Arbeiter un
rechnung vom letzten Quartal, in der eine Einnahme von 75,83 Fnte hervor. Trotz wo Du gen hatte ſich Thieme am Werner infolge eines Schwindelanfalles in ein gefülltes Teer-
Markt zu rexzeichnen war, dem gegenüber ſtand eine Ausgabe Mittwoch erneut vor dem Nordhäuſer Schwurgericht zu verant haſſin geſtürzt und darin erſtickt. t
an 55 55 t. ſo da l de rtals ei aien- worten. Die Verhandlung endete natürlich mit einem glatten t rron 59,35 Mk., ſo daß am Schluſſe des Quartals ein Kaſſen- rei fyruch. Das Gericht villigte d Angellagten auchbeſtand von 16,30 Mt. vorhanden war. Der Kaſſierer gibt be- Freiſſpruch. Das Gericht hbilligte dem ngeagten au. Vereine und Verſammlungen. 4
kannt, daß die große Ausgabe durch den Lokalboykott entſtan- die Auslagen zu. So verlief eine große Staatsaktion Pröſen. Wahlvereinsverſammlung. Am Sonnabend, den 30
den ſei. r hofft, daß das nächſte Quartal beſſer als die vorz in lebe c 31. Mai, findet bei Gotthold Richter unſere ar Ver gehergebenden abſchließen wird. Dem Kaſſierer wurde Entlaſtung Wittendera Ein Eiſenbahnunfall ereignete ſich ſammlung ſtatt. Da der Kreistag vor der Tür ſte ſtnd wi
errerlt. a Reviſoren wurden die Genoſſen Hermann Lämig un Ratirh. Der Kutſcher Bormann der h eſigen. Mineral- etwaige Anträge zu beſprechen. na
und Pſeffelin neu gewählt. Da nun die gewerktſchaftlichge waſſerfabri l von Lorenz befand ſich mit ſeinem Gefährt eben Mücken berg Am Sonntag, den 1. Juni, abends 8 Uhr, ſti
noſſenſchaftliche Verſicherung „Volksfürſorge“ am 17. Mai vom auf den Schienen, als ein Zug heranbrauſte und den Wagen findet die Generalverſammlung des Wahlvereins in RollofsKaiſerlichen Aufſichtsamt genehmigt iſt, weiſt der Genoſſe erfaßte. Bei dem Zu ſammenſtoß wurden beide Pferde getötet Lokal ſtatt. Die Genoſſen von Mückenberg und Dolſthaidg tri
Berdan darauf hin, daß der Geſchäftsbetrieb t. Juli d. J. und der Wagen zertrümmert, während der Kutſcher herunter- werden gebeten, zahlreich in der Verſammlung zu erſcheinen. be
aufgenommen wird, und, wie in der Preſſe mitgeteilt wird, geſchleudert wurde und eine Gehirnerſchütterung erlitt. Da Referent iſt zur Stelle. t dieſoll ſchon im Juni mit den Vorarbeiten bege onnen werden. der Zug bald zum Stehen gebracht wurde, ſo konnte der Ver- Biehla. Sonnabend, den 31. Mai, abends 8 uhr, in wi
Anfang nächſten Monats wird ein Flugblatt ausgetragen, letzte, nachdem er notdürftig verbunden war, in den nach hier Lohſes Gaſthof Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Ver- de
woran ſich die Genoſſen zahlreich beteiligen wollen. Es wurde fahrenden Zug aufgenommen werden. Schuld an dem Unfall eins 2 Tages ordnung 3 Brrſcht von der D 9 tele er g. Ur
noch das Bedauern ausgeſprochen, daß das Gewertſchaftskartell trägt augenſcheinlich das Nichtvorhandenſein einer Schranke ferenz. 2. Wahl d n Delegierten um K e e an
ſehr wenig Material von der „Volksfürſorge“ in Händen hat, an dem Eifenbahnübergange. Der Kutſcher konnte bei dem denes er Delegie s Kreistag. 3. Verſchie
wogegen der Konſumverein ſogar ſchon die Statuten in Händen zur Zeit des Unfalls herrſchenden Gewitter den herannahenden v. en
hat. Der Vorſitzende weiſt nochmals darauf hin, daß wenn der Zug nicht bemerken. e unRuf un die Kewerkſchaftler ergeht, Fingſchriften zu verhbreiten, Pieſteritz Ertruntken. Das Baden an nicht erlaubter Aus den Gerichtsſälen. ab
daß ſie ſich recht zahlreich daran beteiligen. Weiter wurde be- Stelle in der Elbe hat bei kaum beginnender Badeſaiſon ſchon eirſchloſſen, in dieſem Jahre noch kein Gewertſchaftsfeſt ſtatt- ein Opfer gefordert. Am ſogenannten roten Berg ertrank Gewerbegericht. wi
finden zu laſſen. Hierauf wurde noch beſchloſſen, zu geeigneter geſtern abend der auf Gummiwerke Elbe beſchäftigte Kontoriſt Das Trinkgelder Unweſen wurde wieder einmal auf- un
Zeit einen Vortrag über Krankenkaſſenwahlen halten zu laſſen Hoſig. L Obgleic h ſehr bald Hilfe zur Stelle war, konnte der Ver- gerollt in der Sache eines Kellners, der gegen den Jnhaber Vor
Den Tag der Verſammlung feſtzuſetzen wurde dem V orſtand unglückte doch nur nach längerem Suchen als Leiche geborgen einer Likörſtube wegen kündigungsloſen Entlaſſung ſowie
überlaſſen. Anweſend waren die Delegierten der Bergarbet ter, werden. Wir möchten es nicht unterlaſſen, nochmals darauf zahlung eines Reſtlohnes und Trinkgelder pro Tag 10 Mt.
Holzarbeiter, Maurer, Tabakarbeiter und Zimmerer. Es fehl- hinzuweiſen, daß das Baden nur in der Badeanſtalt erlaubi (insgeſamt 130,67 Mk.) klagte. Der Kellner, der pro Monat
ten entſchuldigt. 1 Buchdrucker, unentſchüldigt 2 Buchdrucker,
ſo daß die Gewerkſchaft nicht vertreten war.

Brehna. Ein Jubiläumsrummel findet wieder am
nächſten Sonntag in unſerem Orte ſtatt. Er wird von einem
hieſigen Geſangverein auf dem ſtädtiſchen Feſtplatze veran-
ſtaltet. Wiederum wollen alle patriotiſch en Vereine durch ihre

iſt. An anderen Stellen hat außer der Gefahr jeder Badende
noch Strafe zu gewärtigen.

re Aus dem Stadtparlament. Die Kaſſen-eviſion vom 28. März und 30. April ergab, daß alle s in beſter

rdnung iſt. Unſere Gemeindekrankenkaſſe weiſt zum Schluſſe
Jahres nur einen Beſtand von rund 72 Mk. auf, trotz der

höhten Beiträge. Mit den Aerzten wurde ein Vertrag abge-

nur 20 Mark Lohn bezog und ſonſt auf Trinkgelder angewieſe n
war, will am 5. Mai grundlos entlaſſen worden ſein. Der
Beklagte hingegen macht geltend, Kläger habe ſich beharrlich
geweigert, ſeinen Dienſt zu tun. Die Beweisaufnahme ergab
aber, daß Kläger nur von der ihm zuſtehenden geſetzlichen
Ruhepauſe Gebrauch gemacht hatte. Das Gericht verneinte
daß der Klaäger einen Grund zur Entlaſſung gegeben, meinteTeilnahme das Feſt „verſchönern“. Aber es wäre zu verurteilen, erwenn ſich die Arbeiter, die noch in den Klimbimvereinen ſind, ſchloſſen, wonach pro Kopf und Jahr bei 26wöchentlicher Be- aber, daß das verlangte Trinkgeld von 10 Mk. pro Tag zu r

an dieſem Rummetl beteiligten. Man hofft ſogar, daß die hie- handlung 3,75 Mk., bei Auswärtigen 5 Mk. gezahlt werden. berechnet ſei Für den Umſatz von 43 Mk. in der Kündigun
ſige Arbeiterſchaft den Platz füllen ſoll. Jeder Arbeiter muß Steuerzuſchläge, 170 Prozent friſt wurden 15 Prozent berechnet. So wurde dem Kläger in
es für ſelbſtverſtändlich halten, die patriotiſch geſinnten Herrenbei ihrer Veranſtaltung allein zu laſſen. Wer ſich an dieſem
Tage vergnügen will, der gehe in unſer Parteilokal, wo
ein großer Ball arrangiert worden iſt. Die Arbeiterradler
fahren geſchloſſen zum Bezirksfeſt nach Ramſin. Abfahrt
2 Uhr.

Wolfen. Unglück beim Gauturnen. Beim Gau-
turnen hat ſich ein ſchwerer Unglücksfall ereignet. Ein ſechs
Jahre altes Kind durchbrach die Kette einer Turnriege und

Von der Regierung wurden die
Perſonal 170 Prozent Real- und 30 Prozent Betriebsſteuer,
genehmigt. Dieſe Hohen wurden erreicht, weil in früheren
Jahren mit den Steuergroſchen geſchleudert iſt und verſchie-

Unterſchleife vorgekommen ſind. Das muß die jetzige
Generation decken. Eine Beihilfe zum neuen Schulbau wurde
von der Regierung abgelehnt mit der Begründung, daß ihre
Mittel nicht mehr zureichen. Als Schiedsmann wurde Bürger-
meiſter Klalte wiedergewählt auf ſechs Jahre, als deſſen Stell-
vertreter Sengtor Griehl. Ebenfalls wurde die Geſundheits-

Betrag von 72,92 Mk. zugeſprochen. Mit der weiteren Forde
rung wurde Kläger abgewieſen.

Quirtung.
Für Parteizwecke von Kochanski 1 Mk., für die Jugendagitation

von ewborf 1 Mk. erhalten. Das Sekretariat.
Die r Nummer umfaßt 10 Seiten.

M. Fromme, ſtraße 5

5

S e mit geſchli as, 38, 45, 55 bis eS 75 M., Pfeilerſpiegel 13, 16, 19 bis e ſt26 M., Konſolen Spiegel M mit e iGr. Ulrichstr. 58. feſlerſchränke dauerh. PlüſchTelephon Nr. 3783 u. 1275. ſofas, in allen Farben, 75, 85 bis iempfert g 120 M., kompiette Schlaſſtuben fi
e grosser Fàänge unserer gesamten ampferflotte n t Einrichtungen verkauft ſpottbillig

s staunend Bhlig: S Max Junghlus.Prachfu. Schelltisch 9hne v S J werden, um Plag für die I Eingängé der e Veſca alt d. Frtedrisv r
Pfund Herbſtwaren zu ſchaffen zu folgenden un u

Pruchtu. bratsenolle pt J binigen Preifen verkauft: is14 ee le en eder Aante ſeinKarbenaden? bratf. 28 P Soler grob 60 Jackett- Anzug lackett-Anzug Jachett- Anzug Jackeit- Anzug gute gerertigt D rin h hAusternf.-Koteletten, 60 Pf. Heilbutt 60 e ger en tur Mat in J. Sterniient. Alt. Markt 48 inmae b d

Hochfeine Matjesheringe Stück 15, 20. 25 Pf. ällen eng Muſte 'd ren ae äh3 ää, 45, 60 75 3 hen e arten ler FrüchteO Feinste Bundaalte à Bund 50 Pf. muſtern Mol efar ben uſw Modefarben, e ſ.
r II 2 P. e ersCohte Kieler Schleibhüoklinge 3 Stück 20 u. 25 Pf. u. reibig I-u. IIreihig u. l reihig E. Il rerwig Blumenthalſtraße 27. Und die Zubereitung

Alle anderen Räucherwaren billigst, e t r r 25 r v 101 Von Fruchtsäften,
J J e a t eeiich fri-ah retten e 10 x 13 an M 18 ter Getränken, Likören etc.

Ein reichhaltige Sammlung von
bewährten Rezepten.rot der billigen Preiſe 55 Rabatt n ers ebn rg

h n JErnst Renner Seee Seniachtefest nh mit u. ohne v bei Rich. Tepper, Neumartt 45. Pergament piwwle ten henen luturten f. Reltog en z. I a erriſſet- 77. eamenipavler,
empfiehlt ſich Unterzeichnete zu Fernruf 2620. Gegr. 1831. ÄOÜOo n e 2 g.den bevorſtehenden Zubeziehen durch dieSommerlestenu. Nasserlahrten Rooetloieen F J Die Volkshuchhanclung,

zur Lieferung von Halle (Saale), Harz 42 43Stocklaternen, Lichten u rigen
und Stähchen. A. Thurm,

Bei frühzeitigen Beſtellungen BReilstrasse 10. 103
kann jeder Wunſch betr. Farbe

opfläuse,und Form berückſichtigt werden.Bei Entnahme von einem Gros o Iöhe e Brut

Gewerſechaſten Uclakelt und gehmerzen
meine beſtbewährten, haltbarenund Vereinen

Arbeitsmarkt
Mfene ötellen zu ges ble ger

tung: Deutſche Vakanzen-Eßlingen 156. 4 Be t

Himheersaft,
garantiert rein

MLederhandlung
Zitronenlimonaden- Sirup,

Corl Friedrich Nachkf. Liter 120 Mk7 2 Eu polste von Sofaser M Hauzzimnermann üukpoletern
Brugerstr J i. e empfiehlt ſich 1037 hin e T S u

i

neben Walhalla- Theater. r. Barth. Alb. Schmidtſtr. 7. Sehart, Dieskauerſtr. 13.

empüöehlt billigst

ufdrucken v. Namen h 3 50 Pf.

ſüſſeſmaiſiſed M Für Rothen burg
1313 Handhabung, 2,20m eln gratis. Rahnhofs Apotheke, am Bahnhot lederausschnitt

Vollsbuchhandiung, Halle S. Schubhmacher- Artikel.
u wird per ſofort ein zuverläſſigerC. F. Ritter,

Barz 4243. e Abbeltransporte e biltaſl

a R. Weihinnun, Bernbardyft. 35.
ZAitungs- Austräger

empfiehlt die gesucht. Meld
puteizchritten Vollsbuchhandl. Kinrz 1243. u richten ſind an die Erpedit on des Volksblattes,
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